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Präsident Wolfgang Thierse

Ich rufe die Zusatzpunkte 3 und 4 auf:

ZP 3 Abgabe einer Erklärung durch den Bundeskanzler
zur aktuellen internationalen Lage

ZP 4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Friedbert
Pflüger, Dr. Wolfgang Schäuble, Peter Hintze,
Volker Kauder und der Fraktion der CDU/CSU
Europa und Amerika müssen zusammenstehen
– Drucksache 15/421 –

Zur Regierungserklärung liegt ein Entschließungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU vor. Über den Antrag
und den Entschließungsantrag werden wir später nament-
lich abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die
Aussprache im Anschluss an die Regierungserklärung
zweieinhalb Stunden vorgesehen. – Ich höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist so beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
der Bundeskanzler Gerhard Schröder.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Gerhard Schröder, Bundeskanzler: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Deutschland trägt Verantwortung, Verantwortung im
Kampf gegen den internationalen Terrorismus, Verantwor-
tung für die Durchsetzung einer bedingungslosen Abrüs-
tung des Irak, Verantwortung für den Frieden. Deutsch-
land trägt diese Verantwortung gemeinsam mit den
anderen Staaten der Vereinten Nationen und an dieser Ver-
antwortung für den Frieden halten wir unbeirrt fest.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deutschland steht zu seinen Bündnispflichten in der
NATO.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wenn ein Partner angegriffen wird, dann werden wir ihn
verteidigen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das haben wir bewiesen – nicht erst, aber vor allem – als
es um die Zustimmung zur Operation Enduring Free-
dom ging, und das haben wir bewiesen, als wir diese Ope-
ration verlängert haben. Das wird so bleiben.

Mir kommt es darauf an, dass den Bürgerinnen und
Bürgern unseres Landes, aber auch den Partnern in der
Welt klar wird: 10 000 Frauen und Männer der Bundes-
wehr sind mittlerweile an internationalen Einsatzorten 
– auf dem Balkan, in Afghanistan – stationiert, um Men-
schen dort Freiheit und Sicherheit zu gewährleisten. Dafür

gebühren diesen Soldatinnen und Soldaten unsere Hoch-
achtung und – mehr noch – unser tief empfundener Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Aber wir tun auch unsere Pflicht für den Frieden und
für die friedliche Entwaffnung des Irak. Gemeinsam mit
Frankreich, mit Russland und mit anderen unternimmt die
Bundesregierung alle Anstrengungen, um den Konflikt im
und um den Irak auf friedlichem Wege zu lösen. Das ist
möglich und darum kämpfen wir!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich füge hinzu – dies sage ich klar und deutlich unseren
Bürgerinnen und Bürgern, aber auch unseren amerikani-
schen Freunden –: Das verstehe ich unter meiner Verant-
wortung als Bundeskanzler.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, der Kampf gegen den inter-
nationalen Terrorismus, gegen das, was man aus guten
Gründen die asymmetrische Bedrohung unserer Welt
nennt, erfordert nach wie vor die höchste Aufmerksamkeit.
Wir können und wir müssen diesen Kampf gewinnen: im
Interesse der Sicherheit der Menschen und des Friedens in
der Welt. Vor dem Hintergrund dieses Interesses wollen
wir ihn gewinnen. Wir haben ihn aber keineswegs bereits
gewonnen. Auch wenn die Auseinandersetzung gegenwär-
tig durch andere gewiss wichtige Themen überlagert wird,
ist zu sagen: Diese Bedrohung besteht fort und sie muss in
den Mittelpunkt der politischen Anstrengungen, die wir
miteinander auf uns nehmen, gestellt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Auch das gilt es zu erwähnen: Das ist der Grund dafür,
dass unsere Special Forces, also unsere Spezialtruppen,
übrigens Seite an Seite mit den Amerikanern, in Afgha-
nistan gegen den internationalen Terrorismus kämpfen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Am Montag dieser Woche haben die deutschen Solda-
ten zusammen mit den niederländischen in Kabul das 
offizielle Kommando über die ISAF-Schutztruppe der
Vereinten Nationen übernommen. Auch das muss in die
deutsche Öffentlichkeit: Bis zu 2 500 Soldaten werden
dort ihre Arbeit leisten; und sie leisten sie gut. Ohne
Deutschland würde in diesem so schwierigen Gebiet sehr
viel weniger gehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Weil das so ist, will ich, dass wir das unserem Volk, aber
auch unseren Partnern in der NATO und in den Vereinten
Nationen selbstbewusst sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wenige NATO-Mitglieder leisten, was wir leisten. Das
darf nicht vergessen werden!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Mit der Entsendung dieser Soldaten haben wir als Re-
gierung, aber auch als Abgeordnete des Deutschen Bun-
destages gegenüber den Betroffenen und ihren Angehöri-
gen eine große Verantwortung übernommen. Unsere
Bevölkerung und die Menschen in aller Welt haben ein
Recht darauf, zu wissen: Wir werden uns die Entschei-
dung über militärische Gewalt und die Entsendung von
Truppen niemals leicht machen. Das war so und das muss
so bleiben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir werden niemals einen Zweifel daran lassen, dass wir
solche Entscheidungen, die für jeden von uns zu den
schwierigsten gehören, die man sich vorstellen kann, auf
der Grundlage fester Prinzipien treffen. Diese Prinzipien
sind universell; von ihnen lassen wir uns in unserem Han-
deln, aber auch in unseren Bündnissen leiten: Prinzipien
der Freiheit, des Friedens und des Rechts. Es wird und es
muss aber auch deutlich werden, dass wir diese Entschei-
dungen souverän, das heißt in unserer Verantwortung, zu
treffen haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Bundesrepublik – auch das gilt es in aller Welt klar
zu machen – hat in einem Maße internationale Verant-
wortung übernommen, wie es vor einigen Jahren kaum
vorstellbar gewesen wäre: Verantwortung auf dem Bal-
kan, vor allen Dingen aber auch Verantwortung nach den
verheerenden Terroranschlägen des 11. September 2001
in New York und Washington.

Den deutschen Beitrag, um den Frieden zu erhalten,
gegen diese asymmetrische Bedrohung zu kämpfen und
die Regionen in der Welt, die besonders bedroht sind, zu
stabilisieren, haben wir seit 1998 verzehnfacht: von
200 Millionen Euro im Jahr auf 2 Milliarden Euro im
Jahr 2002. Niemand in Deutschland muss sich angesichts
dieser enormen Leistungen verstecken und niemand muss
sein Licht unter den Scheffel stellen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deutschland stellt heute nach den Vereinigten Staaten
von Amerika das zweitgrößte Truppenkontingent in 
internationalen Einsätzen zur Sicherung und Wah-
rung des Friedens. Insgesamt haben seit 1998 mehr als
100 000 deutsche Soldatinnen und Soldaten in solchen
Einsätzen ihr Leben und allemal ihre Gesundheit riskiert.
Wir haben immer gewusst, dass es zu dieser Politik der
Solidarität keine Alternative geben konnte und vor allen
Dingen keine geben durfte.

Solidarität, wie wir sie geleistet haben und nach wie
vor leisten, schafft aber auch das Recht, ja die Pflicht, zu
differenzieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dass angesichts der fortbestehenden Gefahr durch den in-
ternationalen Terrorismus, etwa der al-Qaida, alle Maß-
nahmen und Entscheidungen auch daraufhin überprüft
werden müssen, ob sie dem Kampf gegen diesen Terroris-

mus nützen oder schaden, das sollte für uns alle selbst-
verständlich sein.

Das gilt auch bezogen auf die aktuelle Irakkrise. Wer
diese Krise mit militärischen Mitteln lösen will, muss eine
Antwort auf die Frage haben, ob das die weltweite Allianz
gegen den Terrorismus, der auch mehr als 50 überwiegend
muslimische Nationen angehören, voranbringt oder ob es
diese Allianz gefährden und vielleicht sogar sprengen
könnte; denn das hätte verheerende Folgen für den Kampf
gegen den internationalen Terrorismus.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Noch etwas anderes muss bedacht werden, wenn man
in dieser Situation verantwortungsvoll reden und entschei-
den will. Ich will ein Beispiel nennen, das mich bewegt,
weil ich Schwierigkeiten habe,

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Wohl wahr!)

die unterschiedlichen Betrachtungsweisen zu erklären,
nämlich Nordkorea. Kein Zweifel, in Nordkorea herrscht
ein diktatorisches Regime. Es gibt keinen Zweifel daran,
dass Nordkorea über Anlagen zur Herstellung atomarer
Sprengköpfe verfügt. Die Vereinigten Staaten sagen so-
gar, so jüngst ihr Sicherheitschef, dass es dort bereits ato-
mare Sprengköpfe gibt. Es besteht kein Zweifel, dass
Nordkorea über Trägersysteme verfügt, die diese Spreng-
köpfe in Ziele bringen können. Die Wahrscheinlichkeit,
dass man dort in der Lage ist, atomare und biologische
Waffen herzustellen, ist groß.

Dieses Land hat die internationalen Inspektoren des
Landes verwiesen und dieses Land erhält für eine fried-
liche Lösung der Krise das Angebot eines Dialogs, im
Einklang mit dem internationalen Recht. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Was würden Sie
denn machen, Herr Bundeskanzler?)

– Ich bin mit einem solchen Dialogangebot einverstanden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Schauen wir uns jetzt den Irak an; denn da liegt mein
Problem. Der Irak wird ohne Zweifel von einem Diktator
beherrscht, den jeder von uns lieber heute als morgen los-
würde, gar keine Frage.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Der Irak verfügt definitiv über keine atomaren Waffen und
definitiv über keine weit reichenden Trägersysteme, die das,
was er nicht hat, in Ziele bringen könnten. Es gibt Hinweise
darauf, dass der Irak in der Lage sein könnte, andere Mas-
senvernichtungsmittel herzustellen. Deshalb haben wir ge-
sagt – darin liegt die innere Begründung –: Die Inspekteure,
die dort arbeiten, müssen weiter arbeiten können. Wir müs-
sen wissen, ob der Irak über Waffen verfügt und über wel-
che. Wir müssen dafür sorgen, dass Waffen, wenn er über
solche verfügt, im Einklang mit der Resolution 1441 ver-
nichtet werden. Das ist die Aufgabe, die wir haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Wir haben immer klargemacht, dass die Politik der
Bundesregierung eine Friedenspolitik ist. Das gilt für den
Wiederaufbau in Afghanistan wie auch für unsere
Bemühungen – darin dürfen wir nicht nachlassen – um
dauerhaften Frieden und dauerhafte Sicherheit im Nahen
Osten. Die vornehmste Aufgabe internationaler Politik
ist, Kriege zu verhüten. Daran orientieren wir uns.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Keine Realpolitik und keine Sicherheitsdoktrin dürfen
dazu führen, dass wir uns gleichsam schleichend daran
gewöhnen, Krieg als normales Mittel der Politik

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

oder, wie es einmal gesagt worden ist, als die Fortsetzung
der Politik mit anderen Mitteln zu begreifen. Nein, wer
militärische Gewalt anordnet, der kann das nur auf der Ba-
sis ganz bestimmter Prinzipien und Möglichkeiten tun,
die in der Charta der Vereinten Nationen festgehalten
sind.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir wissen: Auch als letztes Mittel der Konfliktlösung
unterliegt die Anwendung militärischer Gewalt strengsten
Beschränkungen. Ausnahmen bilden namentlich die
Selbstverteidigung gegen einen unmittelbar bevorstehen-
den bewaffneten Angriff, wie es in der Charta heißt, oder
die vom Sicherheitsrat mandatierte Abwehr einer unmit-
telbaren schweren Gefahr für den internationalen Frieden.
In diesem Sinne hat sich das Völkerrecht in einem über
Jahrhunderte währenden Prozess herausgebildet. Die Sat-
zung der Vereinten Nationen beruht auf diesem Grundsatz
des Gewaltverbots.

Übrigens, treibende Kraft dabei waren immer wieder
die Vereinigten Staaten von Amerika; denken wir an Na-
men wie Wilson oder Roosevelt. Kern dieses Prozesses ist
das Prinzip, die Stärke des Rechtes an die Stelle des
Rechts des Stärkeren zu setzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ungeachtet aller aktuellen Meinungsverschiedenheiten
ist dies das gemeinsame Wertefundament, das uns fest mit
unseren amerikanischen Freunden verbindet. Die trans-
atlantische Freundschaft war nie eine eng oder egois-
tisch verstandene Zweckgemeinschaft. Sie ist und sie
bleibt eine Wertegemeinschaft. Diese Wertegemeinschaft
kann auch bei gelegentlichen Meinungsverschiedenheiten
in ihrer Substanz nicht berührt werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deutsche und Amerikaner verbindet längst nicht mehr
nur die Dankbarkeit, die wir für die Befreiung von der 
Nazidiktatur und die Chance für den demokratischen
Wiederaufbau empfinden. Nein, uns verbindet mehr. Uns
verbindet eine kulturelle Zusammengehörigkeit, die weit
in den Alltag unserer Völker hineinreicht. Und uns eint
eine Freundschaft, die auf gegenseitigem Respekt und der
Verfolgung gemeinsamer Ziele beruht und in der wir des-

halb zu unterschiedlichen Meinungen kommen und dies
ertragen können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir streiten heute nicht um Details der Sicherheits-
politik, nicht um vordergründigen strategischen oder öko-
nomischen Nutzen. Wir streiten übrigens auch nicht über
Sein oder Nichtsein der NATO. Es geht uns darum, ob
Willensbildung multilateral bleibt. Bei dieser Frage geht
es auch um die gegenwärtige, vor allem aber um die künf-
tige Rolle Europas, und zwar des ganzen Europas. Dass
dieser Kontinent, dieses unser Europa, ohne engste Zu-
sammenarbeit zwischen Frankreich und Deutschland
seine Rolle nicht spielen kann, war immer eine gemein-
same Erkenntnis in diesem Hause. 

Mir scheint, dass die Union vor dem Hintergrund der
aktuellen Probleme und Meinungen bereit ist, diese fun-
damentale Position aus taktischen Gründen aufzugeben.
Würde das der Fall sein, dann wäre das schlimm für Eu-
ropa und schlimm für Deutschlands Interessen in Europa.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Kein Zweifel, heute stellt sich die Frage der Verant-
wortung, von der ich gesprochen habe, vor allen Dingen
in der Golfregion. Ebenso wenig kann ein Zweifel daran
bestehen, dass verantwortlich dafür das Regime in Bag-
dad ist, über dessen Natur sich niemand – aber auch wirk-
lich niemand – Illusionen macht. Wir haben also dafür zu
sorgen, dass der Irak die Hindernisse ausräumt, die das
Regime einer friedlichen Entwicklung und der Herrschaft
des Rechts entgegenstellt. Wir unterstützen daher vorbe-
haltlos die Forderungen der internationalen Gemeinschaft
nach einer bedingungslosen Abrüstung des Irak und nach
seiner vollen und aktiven Kooperation mit den Waffen-
inspekteuren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Der Weltsicherheitsrat hat in seiner Resolution 687 im
April 1991 als Ziel und Rahmen eine ausgewogene und
umfassende Rüstungskontrolle in der Region und die Ein-
richtung einer von Massenvernichtungswaffen freien
Zone im Nahen und Mittleren Osten verbindlich festge-
schrieben – wohlgemerkt, in der gesamten Region. Die
dem irakischen Regime aufgegebene Abrüstung ist dem-
nach nur ein erster Schritt auf dem Weg zu diesem Ziel,
das der Sicherheitsrat definiert hat. Durch seine wieder-
holten Verstöße gegen UN-Resolutionen steht der Irak
bisher diesen Zielen im Wege. Das ist der Grund, warum
der Weltsicherheitsrat in seiner Resolution 1441 vom
8. November 2002 einstimmig beschlossen hat, dass der
Irak lückenlos Bericht zu erstatten und verbliebene Po-
tenziale an Massenvernichtungswaffen vorbehaltlos und
nachprüfbar abzurüsten hat. 

Diese Resolution trägt Deutschland mit. Wir haben ak-
tiv an ihrer Umsetzung mitgewirkt. Wir haben Personal,
Ausrüstung und Informationen – und zwar vollständige In-
formationen – für die Waffeninspekteure bereitgestellt. Wir
unterstützen die Resolution 1441 und ihr Ziel als Mitglied
und derzeitiger Vorsitzender des Weltsicherheitsrates. 
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Genauso klar ist: Diese Resolution enthält keinen Au-
tomatismus zur Anwendung militärischer Gewalt – kei-
nen Automatismus! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos] und der Abg. Petra Pau
[fraktionslos])

Wenn die Vorsitzende der CDU, wie sie das bei der Mün-
chener Sicherheitskonferenz getan hat, das Gegenteil be-
hauptet, dann irrt sie. Wenn sie dabei bleibt, dann führt sie
die Menschen in die Irre. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die letzte Mission der Inspekteure in Bagdad hat, nach
allem, was wir bisher wissen, durchaus zu Fortschritten
geführt. Die Inspekteure, die morgen dem Weltsicher-
heitsrat erneut Bericht erstatten werden, haben nie einen
Zweifel am notwendigen Umfang ihrer Mission gelassen.
Unsere Verantwortung ist es, diese Inspekteure zu befähi-
gen, ihre Aufgabe erfolgreich zu Ende zu bringen. 

Wie wir in unserer gemeinsamen Erklärung mit Frank-
reich und Russland, die von China unterstützt wird und
auf der Linie weiterer Mitglieder des Sicherheitsrats liegt,
betont haben, muss es darum gehen, sämtliche Möglich-
keiten für eine friedliche Lösung des Konfliktes auszu-
schöpfen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos])

Das bedeutet: Die Inspektionen müssen fortgesetzt und
ausgeweitet werden.

Meine Damen und Herren, wir wissen aus unserer ei-
genen Geschichte, dass tief greifende Veränderungen oft
nur durch langfristige Prozesse erreicht werden können.
Das glückliche Ende des Kalten Krieges ist eben auch ein
Erfolgsbeweis für die Politik der Eindämmung und der
Abschreckung. Ohne dass je eine militärische Option zu
Gebote gestanden hätte, konnten am Ende die Ziele von
Freiheit, Frieden und Rechtsstaatlichkeit erreicht werden. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Entscheidend war in diesem Prozess das beharrliche Ein-
treten für unsere Werte und Prinzipien im Rahmen des
Bündnisses. 

Auch damals gab es mitunter Meinungsverschieden-
heiten und vielen, die damals dabei waren, ist das auch
sehr wohl bewusst. Aber genauso wie heute stand die
prinzipielle Einigkeit im Ziel einer freiheitlichen, fried-
lichen Ordnung unseres Kontinents nie infrage. Auch
heute bekennen wir uns ausdrücklich zu unseren Bünd-
nisverpflichtungen und nehmen sie auch wahr. 

Das Bündnis hilft Partnern, die in Gefahr sind. Das be-
zieht sich ausdrücklich auch auf die Türkei, die sich auf
unsere Solidarität bei einer Gefahrenabwehr jederzeit ver-
lassen kann. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich möchte auch sagen: Den Forderungen innerhalb der
NATO, die in dieser Hinsicht erhoben worden sind, haben
wir tatsächlich längst entsprochen. So habe ich schon im
Dezember öffentlich zugesagt – daran darf kein Zweifel be-
stehen; gelegentlich ist er aus anderer Richtung geäußert
worden –, dass die deutschen AWACS-Besatzungsmitglie-
der für den Schutz des Bündnisgebietes, damit auch für den
Schutz der Türkei, zur Verfügung stehen. Ich habe zugleich
darauf hingewiesen, dass es keine direkte oder indirekte Be-
teiligung an einem Krieg geben wird, und dabei bleibt es.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Zusammen mit den Niederlanden stellen wir der Tür-
kei das modernste Gerät zur Raketenabwehr zur Verfü-
gung, das es in Europa zurzeit gibt, nämlich die Patriot-
Systeme. Übrigens: Wir haben diese Systeme auch nach
Israel geliefert. Ich denke, wir sind uns jedenfalls insoweit
einig, dass das eine notwendige und richtige Entschei-
dung gewesen ist. 

Hinzu kommt – auch das müssen wir unseren Partnern
gelegentlich sagen –: Soldaten der Bundeswehr beschüt-
zen seit Ende Januar amerikanische Kasernen, Flug-
plätze und Einrichtungen. Etwa 1 000 deutsche Solda-
ten sind bereits für diese Aufgaben eingesetzt und es
werden deutlich mehr werden. Auch aufgrund der Tatsa-
che, dass wir diese Leistungen erbringen, halten wir mit
unseren Freunden aus Frankreich und Belgien einen
förmlichen Beschluss darüber vor den Erörterungen des
Sicherheitsrates für nicht angemessen

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
und haben uns im Einklang mit unseren Partnern in Frank-
reich genau so verhalten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Für uns steht die Solidarität mit der Türkei und die So-
lidarität in der Allianz außer Frage; doch wir halten – an-
ders als die Opposition – die Aktionseinheit mit Frank-
reich gerade in der jetzigen Situation für unverzichtbar.
Wir sagen daher deutlich: In der deutschen Politik kann es
niemals darum gehen, diese Solidarität mit Frankreich
aufzukündigen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Friedbert Pflüger [CDU/
CSU]: Das haben Sie doch gemacht!)

Wir alle wollen die Entwaffnung des Irak. Unter-
schiedlicher Meinung sind wir hinsichtlich der Wahl der
Mittel zur Durchsetzung und der Zeitvorstellung zur Er-
reichung des Ziels.

Meine Damen und Herren, der Bundesaußenminister
hat im Weltsicherheitsrat darauf hingewiesen, dass
während der Inspektionen von 1991 bis 1998 nachweis-
lich mehr Massenvernichtungswaffen im Besitz des Irak
abgerüstet worden sind als während des gesamten Golf-
krieges. Es spricht also alles dafür, dass kontrollierte 
Abrüstung und wirksame Inspektionen ein durchaus taug-
liches Mittel zur Beseitigung der Gefahr, die von Mas-
senvernichtungswaffen ausgeht, sind.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bundeskanzler Gerhard Schröder
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Wer angesichts dessen heute einer militärischen Option
den Vorzug gibt, muss glaubhaft machen, dass es keine
Alternative zum Krieg gibt. Die Bundesregierung – ich
sage es bewusst noch einmal – ist gemeinsam mit Frank-
reich, Russland, China und zahlreichen anderen Staaten
ausdrücklich nicht der Meinung, dass es keine friedliche
Alternative gibt. Es gibt eine und wir kämpfen darum, sie
zu realisieren.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Beifall der
Abg. Dr. Gesine Lötzsch [fraktionslos] und der
Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Ebenso wie unsere europäischen Partner und die Ver-
einigten Staaten wollen wir dazu beitragen, auch im Na-
hen Osten eine dauerhafte und stabile Friedensordnung zu
schaffen. Dazu gehört die Sicherheit Israels ebenso wie
ein unabhängiger, lebensfähiger und demokratischer
Staat der Palästinenser.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eine militärische Auseinandersetzung im Irak würde nach
unserer Einschätzung diesen Prozess nicht erleichtern,
sondern deutlich verlängern und deutlich erschweren.
Eine militärische Konfrontation und die Besetzung des
Irak würden im Übrigen die Reform- und Dialogbereit-
schaft in islamischen Ländern vermutlich weiter blockie-
ren und die Gefahr terroristischer Anschläge deutlich er-
höhen. 

Wenn ich – und mit mir der Außenminister – so lei-
denschaftlich dafür kämpfe, dem Frieden eine Chance zu
geben

(Lachen bei der CDU/CSU – Volker Kauder
[CDU/CSU]: Der wird auch einmal erwähnt!)

– Sie werden das heute schon noch erleben; seien Sie da
ganz sicher –, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

dann geschieht das eben auch aus Sorge um die Folgen für
die Region und aus Sorge um die Folgen für Israel. Eine
neue Welle des Kamikazeterrors mit seinen entsetzlichen
Opfern unter dem israelischen Volk und als Folge der Ver-
geltungsschläge auch unter dem palästinensischen Volk
müssen gerade wir vermeiden helfen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Einer der wesentlichen Gründe, warum es den Verei-
nigten Staaten und uns nach dem 11. September 2001 ge-
lungen ist, eine breite Koalition gegen den Terror zu
schmieden, war die Ablehnung der Idee, es könne sich um
einen Kampf der Kulturen oder um einen Feldzug des 
Westens gegen den Islam handeln.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn wir jetzt den Prozess der Abrüstung des Irak und der
politischen Befriedung für gescheitert erklärten, würden
wir, befürchte ich, Fanatikern, die diese Konfrontation der

Kulturen herbeipredigen und mit ihren schändlichen At-
tentaten auch herbeibomben wollen, Zulauf und Bestäti-
gung bescheren. 

Dagegen beharren wir auf der Integrität einer jeden Zi-
vilisation gegen die Gewalt von Terroristen und auf der
Überlegenheit einer Friedensordnung des Rechts. Gerade
deshalb ist es unsere Pflicht und Schuldigkeit, jeden Stein
wirklich zweimal umzudrehen, um eine friedliche Lösung
zu erreichen. Das ist die Position der Bundesregierung
und ihrer Partner.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Alternative heißt eben nicht: Krieg oder Nichtstun.
Wer den Krieg ablehnt, ist nicht zum Appeasement ver-
dammt. Unser unmittelbares Vorgehen orientiert sich im
Wesentlichen an fünf Punkten:

Erstens. Die Resolution 1441 enthält keinen Automa-
tismus zur Anwendung militärischer Gewalt. Vordring-
liche Aufgabe ist es, sämtliche Mittel zur friedlichen Kon-
fliktlösung auszuschöpfen und in ihrer Anwendung zu
optimieren.

Zweitens. Irak muss umfassend und aktiv mit dem
Weltsicherheitsrat und den Waffeninspektoren kooperie-
ren. Wir brauchen eindeutige Klarheit über Massen-
vernichtungsmittel des Irak und, so es sie gibt, über deren
endgültige Abrüstung. 

Drittens. Die Entscheidungskompetenz über den Fort-
schritt der Inspektionen und über sämtliche Konsequen-
zen liegt beim Sicherheitsrat der Vereinten Nationen.

Viertens. Entscheidendes Instrument für die Beseiti-
gung verbotener irakischer Rüstungsprogramme ist und
bleibt ein wirksames Inspektions- und Verifikations-
regime. Es muss ausgebaut und den Erfordernissen ent-
sprechend verstärkt werden. 

Fünftens. Unser Ziel ist es, dauerhafte Strukturen für
die Eindämmung von vom Irak ausgehenden Gefahren
sowie für Abrüstung und Stabilität in der gesamten Re-
gion zu schaffen.

Der französische Außenminister hat am 5. Februar im
Weltsicherheitsrat Vorschläge gemacht, die auf die Schaf-
fung eines effektiveren Inspektionsregimes abzielen.
Diese Vorschläge hat Frankreich inzwischen weiter kon-
kretisiert. Im Kern geht es darum, die Zahl der Inspekto-
ren zu verdoppeln oder zu verdreifachen, ihre Ausstattung
mit technischem Material, Infrastruktur und speziell qua-
lifiziertem Personal aufzustocken und zu diversifizieren
sowie die Koordinations-, Aufklärungs- und Eingriffs-
möglichkeiten der Inspektoren zu präzisieren und zu ver-
stärken. Diese Vorschläge werden von der Bundesregie-
rung ausdrücklich unterstützt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Parallel dazu arbeiten wir gemeinsam mit Frankreich
und anderen Partnern an Vorschlägen zur friedlichen,
vollständigen und dauerhaften Abrüstung. Diese Vor-
schläge beinhalten unter anderem die dauerhafte Über-
wachung einschlägiger Anlagen und wirksame Kontrol-
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len des Exports, aber auch des Endverbleibs kritischer
Güter unter Einbeziehung vor allem – aber durchaus nicht
nur – der Anrainerstaaten.

Inspektionen und Kontrollen sollten auch dazu führen,
dass wir Erkenntnisse über den Handel mit verbotenen
Kampfstoffen und Komponenten sowie Erkenntnisse
über die entsprechenden Vertriebswege zum weltweiten
Kampf gegen die Verbreitung von Massenvernichtungs-
mitteln wirksam nutzen können. Vor allem die Anrainer-
staaten des Irak müssen stärker als bisher eingebunden
werden. Die explosive Lage in der Region sowie die dort
vorhandenen Waffenpotenziale erfordern eine umfas-
sende Kooperation. Wir dürfen und wollen die Nachbar-
staaten des Irak und seine Partner in der Arabischen Liga
nicht aus ihrer Verantwortung für eine friedliche Lösung
entlassen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich hoffe, es ist sichtbar: Wir stellen uns unserer Verant-
wortung für den Erhalt des Friedens. Es kann nicht verkehrt
sein, selbst für die allergeringste Friedenschance auch au-
ßergewöhnliche Anstrengungen auf sich zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos] und der Abg. Petra Pau
[fraktionslos])

Diese Einschätzung wird im Übrigen auch von der Mehr-
heit unserer europäischen Nachbarn sowie von der Mehrheit
der Sicherheitsratsmitglieder geteilt. Auch aus diesem
Grunde unterstützen wir den Vorschlag der griechischen
EU-Präsidentschaft zur Einberufung eines Sondergipfels
am kommenden Montag. Ich denke, dass wir es schaffen
müssen – wie es Anfang Februar auch die 15 europäischen
Außenminister geschafft haben –, zu einer gemeinsamen
europäischen Position zurückzukommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deutschland ist bereit, alle Mittel, die wir für ein nach-
haltiges, verschärftes Inspektionsregime zur lückenlosen
Abrüstungskontrolle mobilisieren können, zur Verfügung
zu stellen. 

Welches die besten Mittel sind, werden wir in enger
Absprache mit den Inspekteuren und mit unseren Part-
nern im Sicherheitsrat beraten. Dabei sind wir fest davon
überzeugt: Es gibt noch Alternativen; es ist nicht zu spät,
die Entwaffnung des irakischen Regimes friedlich zu er-
reichen. Nicht nur im Sicherheitsrat, nicht nur in der Eu-
ropäischen Union, sondern auch im Bundestag, hier im
Hohen Hause, werden wir uns weiter um eine breite
Mehrheit für eine gemeinsame Position in dieser Hin-
sicht einsetzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, haben auch
die Bürgerinnen und Bürger ebenso wie unsere Freunde
und Verbündeten nach wie vor einen Anspruch darauf,
von uns eine Antwort darauf zu erhalten, ob wir uns an ei-
ner Militäraktion beteiligen oder nicht. Diese Bundes-

regierung hat diese Frage mit Nein beantwortet und dabei
bleibt es.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos] und der Abg. Petra Pau
[fraktionslos])

Vor allem aber wollen die Bürgerinnen und Bürger 
– sie müssen darauf vertrauen und sie können darauf ver-
trauen –, dass wir alle erdenklichen Anstrengungen unter-
nehmen, um den Frieden auch in jener Region stabiler zu
machen, um eine friedliche Lösung des Konfliktes zu er-
reichen. Ich will nicht akzeptieren, dass es nur darum
geht, Krieg zu führen mit den Freunden oder dem Frieden
eine Chance zu geben ohne sie. Wir können den Irak ent-
waffnen ohne Krieg.

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der FDP)

Diese Chance zu nutzen verstehe ich als Inhalt meiner
Verantwortung, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gewiss – ich weiß darum –, es gibt auch in unserem
Land eine Koalition der Willigen für einen Krieg. Nach
den Erklärungen aus jüngster Zeit gehört die CDU/CSU
dazu.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Widerspruch bei der CDU/
CSU)

– Das haben Sie doch gesagt. – Denen, die die Chancen,
die ich erläutert habe, nicht nutzen wollen, setzen wir mit
der Mehrheit in unserem Volk den Mut zum Frieden ent-
gegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos] und der Abg. Petra Pau
[fraktionslos])

Dieser Mut zum Frieden ist das Mandat von Rot-Grün,
das uns am 22. September 2002 gewährt worden ist. Und
exakt an dieses Mandat werden wir uns halten, meine Da-
men und Herren.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Die Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN erheben sich – Zurufe von der CDU/
CSU: Oh!)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegin Angela Merkel, CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Angela Merkel (CDU/CSU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute
schauen Millionen Menschen in Deutschland auf uns und

Bundeskanzler Gerhard Schröder



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 25. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Februar 2003

Dr. Angela Merkel 

hören dieser Debatte zu. Sie machen sich Sorgen, ob wir,
die Politiker – egal ob Regierung oder Opposition –, un-
ser Land durch eine schwierige Zeit, insbesondere durch
den Irakkonflikt und durch den Kampf gegen den Terro-
rismus mit Klugheit und Weisheit führen können.

Die Menschen in diesem Lande wollen keinen Krieg. 

(Hans-Werner Bertl [SPD]: Das ist wahr!)

Diejenigen, die in diesem Saale sitzen, wollen auch kei-
nen Krieg. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der
FDP)

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, wie sehr Sie inner-
lich unter Druck stehen, hat man schon an der Lautstärke
Ihrer Stimme gemerkt. 

(Lachen bei der SPD)

Dass Sie es aber nötig haben, die Opposition dieses Hau-
ses als Kriegstreiber zu verleumden, 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Pfui!)

zeigt, in welcher Ecke Sie stehen. Aus dieser Ecke werden
Sie nicht herauskommen können. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und
der FDP)

Wer als Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land den Eindruck erweckt, irgendjemand würde sich die
Entscheidung über Krieg und Frieden leicht machen und
die letzte Chance aus der Hand geben, der, sehr geehrter
Herr Bundeskanzler, hat nicht erfasst, worum es geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich sage Ihnen: Sie sind seit Wochen auf einem Irrweg.
Das Schlimmste ist – das sage ich mit großem Ernst; das
ist meine feste Überzeugung –, dass insbesondere Ihr Ver-
halten auf dem Marktplatz von Goslar den Krieg im Irak
leider nicht unwahrscheinlicher, sondern wahrschein-
licher gemacht hat; denn Sie haben den Druck auf Saddam
Hussein verringert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Lothar Mark [SPD]: Das ist unglaublich! – 
Weitere Zurufe von der SPD)

Im Gegensatz zu Ihnen war ich in München und weiß, was
ich gesagt habe. Niemand hat behauptet, dass es aufgrund
der Resolution 1441 einen Automatismus der Gewalt
gibt. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Richtig! 
So ist es!)

Sie haben es auf dem Marktplatz von Goslar aber für not-
wendig erachtet, der Weltöffentlichkeit mitzuteilen, dass
Sie unter gar keinen Umständen – Ihnen ist es also egal,
was die Inspekteure herausfinden und worum sie bitten –
bereit sind, dafür zu sorgen, dass die Resolution 1441 mit
letzter Konsequenz umgesetzt werden kann. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: So ist es!)

Das ist der Dissens und um den drücken Sie sich herum. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Nun versuchen Sie mit zum Teil abenteuerlichen, di-
lettantischen Mitteln, über größere deutsche Zeitungen
aus dieser Ecke wieder herauszukommen. 

(Widerspruch bei der SPD)

Sie müssen sich einmal vorstellen, was in München ab-
gelaufen ist. Dort standen ein Außenminister, der von
nichts wusste, und ein Verteidigungsminister, der gesagt
hat, dass wir durch die Regierungserklärung des Bundes-
kanzlers am heutigen Donnerstag über die Blauhelme in-
formiert werden. Fehlanzeige, Herr Bundeskanzler! Da-
von habe ich nichts gehört. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Des Weiteren waren dort eine Verteidigungsministerin aus
Frankreich, die erstaunt geguckt hat, ein portugiesischer
Verteidigungsminister und ein amerikanischer Verteidi-
gungsminister, mit denen natürlich auch niemand gespro-
chen hat, anwesend. Das ist das, was wir kritisieren. Herr
Bundeskanzler, ich glaube, wir tun dies zu Recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Krieg zu vermeiden ist ein richtiger Wunsch. Die Poli-
tik ist ihm verpflichtet. Ich sage aber auch: Sie vermengen
die Dinge. Sie selber stehen angeblich dazu, dass die
NATO eine Wertegemeinschaft ist.

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Was
heißt hier „angeblich“?)

Sie selber wollen die Position der UNO stärken. Es ist
doch ganz natürlich, dass es hin und wieder Meinungs-
verschiedenheiten gibt. Ich kann Ihnen im Übrigen sagen,
dass ich mit den Amerikanern viele Verhandlungen über
Klimaschutzabkommen geführt habe.

(Lachen bei der SPD – Zuruf von der SPD:
Wissen Sie noch, wo Sie stehen?) 

– Entschuldigung, wenn Sie vor lauter Selbstverliebtheit
nicht mehr außer Landes kommen, wird man doch noch
davon berichten dürfen, wie man mit den Amerikanern
verhandelt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Bundeskanzler, wir streiten hier über die Frage:
Wie kann ich in einer Gemeinschaft von Freunden, denen
ich mich durch gemeinsame Werte verpflichtet fühle, ei-
nen möglichst großen Teil meiner eigenen Vorstellungen
umsetzen? Das kann ich nicht dadurch, dass ich Dinge
verkünde, ohne mich abzusprechen, und Teilbündnisse
schließe, ohne andere zu informieren. 

(Hans-Werner Bertl [SPD]: Sagen Sie, was Sie
wollen, Frau Merkel!)

Damit schwäche ich die Europäische Union, die NATO,
die UNO, den Sicherheitsrat und die Arbeit der Inspek-
teure. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Weil Sie sich so verhalten haben, wie Sie sich verhal-
ten haben, haben Sie außenpolitischen Schaden ange-
richtet. Wenn ich von Schaden spreche, können Sie sicher
sein, dass ich mir das gut überlegt habe. Ich erinnere an
eine Gemeinsamkeit von Konrad Adenauer über Willy
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Brandt und Helmut Schmidt bis Helmut Kohl, die sich
jenseits aller innenpolitischen Auseinandersetzungen im-
mer einem Ziel verpflichtet gefühlt haben: Nie wieder
Krieg! Das heißt in der Umsetzung: Nie wieder ein deut-
scher Sonderweg! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Herr Bundeskanzler, Sie versuchen den Eindruck zu

erwecken, Sie seien mit Frankreich und anderen Ländern
einer Meinung.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das bleibt
nicht so!)

Der große Unterschied ist, dass sich der Präsident der
Französischen Republik seinen diplomatischen Hand-
lungsspielraum erhalten hat. Sie haben Ihren aufgegeben
und damit Deutschland in eine gewichtslose Klasse hi-
neingeführt, die nicht mehr das bewegen kann, was sie ei-
gentlich bewegen müsste. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Die „Süddeutsche Zeitung“ schrieb gestern:

(Zuruf von der SPD: Sie müssen die von 
heute lesen!)

Deutschland ist in einer Sackgasse angekommen und
hat, anders als Frankreich oder Russland, keine Hin-
tertüren offen. Solange Schröder in Berlin regiert, 

(Franz Müntefering [SPD]: Ist alles gut!)
wird Washington ihn als Gegner sehen, in Paris und
London gilt er als überambitionierter Amateur.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Herr Bundeskanzler, Sie können die „Süddeutsche Zei-

tung“ in Ihrer Parteitagsdiktion nicht als Helfershelfer der
Opposition bezeichnen. Deshalb rate ich Ihnen: Nehmen
Sie diese Worte ernst! Wenn es nicht um so viel ginge,
dann wäre die Sache mit dem „überambitionierten Ama-
teur“ sogar zum Lachen. Aber es geht hier nicht um eine
ganz normale Auseinandersetzung, sondern um das Ver-
halten Deutschlands in der Zukunft und damit um weit
mehr als nur um einen Konflikt. 

Ich sage Ihnen sehr persönlich: 1990, als wir in Frieden
und Freiheit die deutsche Einheit in Übereinstimmung mit
Frankreich, Russland, den Vereinigten Staaten und Groß-
britannien erhalten haben, als ein Kollege aus Ihren Rei-
hen, Markus Meckel, genauso in die Zwei-plus-Vier-Ver-
handlungen wie viele andere eingebunden war, haben wir
uns nicht träumen lassen, dass Deutschland heute einen
Beitrag dazu leistet, dass Bündnisse geschwächt wer-
den und die transatlantische Partnerschaft gegen die
deutsch-französische Freundschaft ausgespielt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Wider-
spruch bei der SPD – Katrin Dagmar Göring-
Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das
ist ja wohl die Höhe!)

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, ich mache bei die-
sem Spiel nicht mit.

(Hans-Werner Bertl [SPD]: Das ist kein Spiel,
Frau Merkel! – Gert Weisskirchen [Wiesloch]
[SPD]: Das ist ernst, kein Spiel!)

– Das ist allerdings sehr ernst. Ich war bisher gegenüber
dem Bundeskanzler sehr freundlich. 

Dass es der Bundeskanzler wagt, zu behaupten, dass
wir das Verhältnis zu Frankreich infrage stellen, um die
transatlantische Partnerschaft zu pflegen, ist eine Unge-
heuerlichkeit. Ich kann es Ihnen auch auf diese Art und
Weise sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Bundeskanzler, seit dem Bundestagswahlkampf
schüren Sie sehr subtil einen bestimmten Antiamerika-
nismus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Widerspruch bei der SPD)

Sie haben im Wahlkampf festgestellt: Mit mir sind Aben-
teuer nicht zu machen. Was soll das bedeuten? Mit wem
auf dieser Welt sind Abenteuer zu machen? 

(Zurufe von der SPD: Mit Ihnen!)

Der Senator McCain hat auf der Sicherheitskonferenz
in München – die Sie vielleicht besser auch besucht hät-
ten, Herr Bundeskanzler – sehr deutlich darauf hingewie-
sen, dass er es ernst nimmt, wie eine große Zahl von Men-
schen in Deutschland denkt. 

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Nicht nur in Deutschland!)

– Auch in Europa. – Derselbe Senator hat uns eindringlich
gebeten, unsererseits ernst zu nehmen, in welcher psy-
chologischen Situation sich die Menschen in den Verei-
nigten Staaten von Amerika befinden. 

(Katrin Dagmar Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das tun wir, Frau Merkel!)

Sie befinden sich nach dem 11. September in einer Phase,
in der sie bedroht und angegriffen werden. Ich rate uns 
allen dringend, gemeinsam – ich betone: gemeinsam – im
Bündnis nach Lösungen zu suchen, statt Sonderwege zu
beschreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP)

Herr Bundeskanzler, wer entscheidet eigentlich über
die Legitimität von Wünschen? Sie sind dem Wunsch
der Amerikaner umgehend nachgekommen – ich unter-
stütze das –, deutsch-amerikanische Einrichtungen in
Deutschland zu schützen. Warum kommen Sie dem
Wunsch der türkischen Regierung, ihr Land bzw. Ihren
Bündnispartner zu schützen, nicht nach, und zwar an
dem Tage – –

(Widerspruch bei der SPD – Hans-Werner 
Bertl [SPD]: Haben Sie eben nicht zugehört,
Frau Merkel? Es ist eine klare Aussage gemacht
worden! Nehmen Sie doch mal zur Kennt-
nis, was hier gesagt wird! – Zurufe von der
CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei aller verständ-

lichen Erregung bei diesem uns sehr bewegenden

Dr. Angela Merkel
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Präsident Wolfgang Thierse

Thema bitte ich Sie doch sehr darum, der Rednerin zu-
zuhören und die Zwischenrufe auf ein Minimum zu be-
schränken. 

Dr. Angela Merkel (CDU/CSU): 

Die amerikanische Regierung hat die deutsche Regie-
rung gebeten, ab Ende Januar amerikanische Einrichtun-
gen in Deutschland zu schützen. Die türkische Regierung
hat ihre NATO-Partner gebeten, umgehend Patriot-Rake-
ten zum Schutz der Türkei zu senden. Warum kommen
Sie diesem Wunsch nicht nach, 

(Otto Schily, Bundesminister: Das tun 
wir doch!)

sondern meinen, selbst den Zeitpunkt bestimmen zu müs-
sen, zu dem die Türkei ein Recht auf diese Unterstützung
hat? Das ist die Frage, auf die Sie keine Antwort gegeben
haben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Ich zitiere:

Gerade wir Deutschen, die wir durch die Hilfe und
Solidarität unserer amerikanischen ... Freunde und
Partner die Folgen zweier Weltkriege überwinden
konnten, um zu Freiheit und Selbstbestimmung zu
finden, haben nun auch eine Verpflichtung, unserer
neuen Verantwortung umfassend gerecht zu werden.
Das schließt – und das sage ich ganz unmissver-
ständlich – auch die Beteiligung an militärischen
Operationen zur Verteidigung von Freiheit und Men-
schenrechten, zur Herstellung von Stabilität und Si-
cherheit ausdrücklich ein. 

(Zuruf von der SPD: Ja, genau!)

Herr Bundeskanzler, das waren Ihre Worte nach dem
11. September. 

(Gerhard Schröder, Bundeskanzler: Ja!)

Aber heute weigern Sie sich, die Legitimation der UNO
anzuerkennen, 

(Widerspruch bei der SPD)

Resolutionen, die sie selbst verabschiedet hat, im Ernst-
fall auch wirklich durchsetzen zu können. In diesem
Punkt widersprechen wir Ihnen energisch, Herr Bundes-
kanzler.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Geschichte des Irak – auch das vermisse ich – 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Nach 18 Minuten kommen Sie darauf!)

ist die Geschichte eines immerwährenden Verstoßes ge-
gen die Resolutionen der Weltgemeinschaft. Sie ha-
ben heute nur über die Anteile gesprochen, die Ihnen in
den Kram passen, Herr Bundeskanzler. Der Angriff des
Irak auf Kuwait ist von der UN mit einer Resolution be-
antwortet worden, die zum Schluss mit militärischen
Mitteln durchgesetzt wurde. Damals haben Sie Plakate
mit der Aufschrift „Kein Krieg für Öl“ geklebt. So ha-

ben Sie damals die UN-Resolution missachtet. Deshalb
stelle ich fest: Sie haben an dieser Stelle nichts dazuge-
lernt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist doch nicht so, dass die Weltgemeinschaft aus hei-
terem Himmel dazu kommt, darüber nachzudenken, even-
tuell, im allerletzten Fall, militärische Mittel einzusetzen.
Der ersten Resolution sind 16 weitere gefolgt. Es ist zum
Teil gelungen, den Irak zu entwaffnen, aber nach der
festen Überzeugung auch von Chefinspekteur Blix ist es
auch heute noch so, dass sich der Irak weigert, einem um-
fassenden Abrüstungskonzept entgegenzukommen.

(Dr. Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wollen Sie doch nicht!)

Herr Bundeskanzler, es gab 16 Resolutionen, der Chef-
inspekteur Butler hat gesagt, das mache weiter keinen
Sinn, und es gab einen erneuten Anlauf. Ich unterstütze 
alles, was den Druck auf den Irak erhöht, und bin für alle
Versuche, kriegerische oder militärische Aktionen zu 
vermeiden. Aber ich sage: Wir dürfen diese militärischen
Aktionen als letztes Mittel nicht ausschließen, weil sich
Saddam Hussein keinen Millimeter bewegen wird, wenn
er weiß, dass er alles tun und lassen kann und wir die Kon-
sequenzen letztendlich nicht ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie haben heute nur gesagt, worin keine Bedrohung
durch den Irak besteht. Ich erinnere daran, dass der Irak
seinerzeit Israel mit Scud-Raketen angegriffen hat. Was ist
eigentlich mit unserer Verantwortung vor dem Hintergrund
der deutschen Geschichte gegenüber dem Staat Israel? Und
warum haben Sie eigentlich 80 Millionen Dosen zur
Pockenimpfung gekauft, wenn Sie glauben, dass es keiner-
lei Bedrohung gibt?

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Was sagen Sie denn zu diesen Fragen? Sie müssen die
Menschen doch vollständig informieren, Herr Bundes-
kanzler.

Jeder hier in diesem Haus hat ein hohes Interesse da-
ran, dass der Druck auf den Irak erhöht wird. Wir sagen,
dass man deshalb die UN nicht schwächen darf – für uns
geht es um die Auseinandersetzung in der UNO –, indem
man schon vorher festlegt, wie man abstimmt. Das war Ihr
großer Fehler.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Bundeskanzler, wenn wir über die Sicherheit und
über Partnerschaften sprechen, dann geht es auch darum,
dass der Stil und die Art und Weise, wie in diesen Part-
nerschaften Konflikte ausgetragen werden,

(Franz Müntefering [SPD]: Sie müssen über
Stil sprechen! Das finde ich gut! Ich würde ein
bisschen länger darüber nachdenken! – Gegen-
ruf des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie
sind nicht der Experte, Herr Müntefering, was
Stil anbelangt!)

in einem Geist bestehen, der die gegenseitigen Partner an-
erkennt. Sie von der SPD und von den Grünen suchen sich
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im Augenblick die Partner so aus – und vereinnahmen sie
auch noch –, dass Sie andere Partnerschaften spalten.

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Katrin Dagmar Göring-
Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was
ist mit Ihrem Antrag, Frau Merkel?)

Ich sage Ihnen: Mittel- und langfristig ist Deutschland ge-
nauso wie andere Länder auf Partnerschaften und auf ei-
nen starken Sicherheitsverbund angewiesen. Wir sind aus
eigener Kraft nicht in der Lage, die Sicherheit unseres
Landes und die Sicherheit Europas zu schützen. Deshalb
ist es unablässig erforderlich, bei allem Eintreten für den
Frieden alles daran zu setzen, die Zukunft dieser Partner-
schaften durch ein hohes Maß an Verlässlichkeit der Bun-
desrepublik Deutschland zu stärken.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Ludger Volmer
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie meinen
Vasallentreue!)

– Jetzt kommt Herr Volmer wieder und sagt: „Sie meinen
Vasallentum.“ Ich kann nur sagen: Ich rate uns allen, mit
diesem Wort verdammt vorsichtig zu sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Wer auf den Marktplatz von Goslar gehen muss, weil

er nicht die Kraft hat, die Auseinandersetzung im Bünd-
nis zu führen,

(Widerspruch bei der SPD)
der versündigt sich an der Gemeinschaft, der wir uns ver-
pflichtet fühlen. Deshalb sagen wir: Meinungsverschie-
denheiten müssen im Bündnis ausgetragen werden.

(Katrin Dagmar Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Werden Sie doch auch! Darü-
ber beschweren Sie sich doch gerade! Sagen Sie
etwas zu Ihrem Antrag!)

Oberste Priorität hat das Ziel, zum Schluss im Bündnis
eine gemeinsame Entscheidung gegen die Diktatoren die-
ser Welt zustande zu bringen. Das ist die Aufgabe, vor der
wir stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Deshalb sage ich ganz ausdrücklich: Wir werden alles

unterstützen, was zwischen den Partnern möglich ist, um
einen Krieg zu verhindern. Wir werden vor allen Dingen
aber auch auf das hören, was die Inspekteure wünschen.
Wenn Herr Blix zum Beispiel sagt, dass es nicht darum
geht, die Zahl der Inspekteure beliebig zu vergrößern,
dann ist ein solches Wort für mich mindestens so wichtig
wie jede zehnte Titelgeschichte des „Spiegel“, Herr Bun-
deskanzler.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Deshalb ist und bleibt es eben falsch, dass Sie sich fest-

gelegt haben zu Zeitpunkten, an denen es nichts zum Fest-
legen gab. Ich frage mich: Warum haben Sie das getan?

(Katrin Dagmar Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sie haben sich auf Kriegskurs
festgelegt!)

Warum haben Sie sich als einziger mir bekannter Staats-
und Regierungschef bereits zu einem Zeitpunkt festge-

legt, als der UNO noch nicht einmal der erste Bericht vor-
lag?

(Katrin Dagmar Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sie haben sich festgelegt, Frau
Merkel! Am Wochenende!)

Warum sagen Sie, obwohl Sie doch auch der UN-Charta
verpflichtet sind – die UN-Charta enthält ganz ausdrück-
lich die Möglichkeit, die eigenen Resolutionen auch mit
militärischen Aktionen durchzusetzen –, Deutschland
werde dabei nicht mitmachen?

(Katrin Dagmar Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sie haben sich auf militärische
Aktionen festgelegt!)

Herr Bundeskanzler, ich sage – ich habe lange darüber
nachgedacht –: Es hat rein innenpolitische Gründe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP)

Sie, Herr Bundeskanzler, haben nicht das, was ein souve-
räner Bundeskanzler haben müsste: die innere Freiheit, in
Bezug auf die internationale Staatengemeinschaft auch
frei und verantwortlich und in Partnerschaft zu entschei-
den.

(Zuruf von der SPD: Wir haben einen 
Wählerauftrag!)

Sie haben hier und heute von den Abstimmungen über
den Einsatz in Afghanistan gesprochen. Wir erinnern uns
genau. Damals, unter der ganz vehementen und für alle
noch fühlbaren Bedrohung des 11. September, haben Sie
es nicht geschafft, eine Mehrheit in Ihren Reihen zusam-
men zu bekommen,

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Bei Ihnen haben letztes Mal vier Stimmen ge-
fehlt!)

ohne diese Abstimmung gleichzeitig mit der Vertrauens-
frage zu verbinden. Herr Bundeskanzler, ich sage es ganz
ruhig und es ist ja auch vollkommen klar: Sie wissen, dass
Sie bei Entscheidungen für einen Einsatz deutscher Sol-
daten – in welcher Form auch immer; schon bei der Zur-
verfügungstellung von Patriot-Raketen für die Türkei –
keine eigene Mehrheit in diesem Hause haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie wissen, dass Ihre Stellung als Bundeskanzler der Bun-
desrepublik Deutschland eine zweite Vertrauensfrage
nicht durchhalten würde und dass deshalb Ihr eigener
Machtanspruch beendet wäre.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Bundeskanzler, wer es nicht einmal schafft, in den
eigenen Reihen eine Zustimmung zur Änderung des Kün-
digungsschutzes hier im Lande zu bekommen,

(Lachen und Zurufe von der SPD)

der steht dann eben vor der Notwendigkeit, in der Außen-
politik Verlässlichkeit und Freundschaft mit Deutschland
aufzukündigen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Angela Merkel
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Dr. Angela Merkel

Die Wahrheit ist – und das nimmt Ihnen die Souveränität –,
dass Sie sich auf Ihre eigene Truppe nicht verlassen kön-
nen. Deshalb werfe ich Ihnen einen Mangel an Autorität
vor. Dieser Mangel an Autorität zeigt sich in außenpoliti-
scher Unverlässlichkeit und diese außenpolitische Unver-
lässlichkeit werden wir bitter bezahlen müssen, weil sie
die Autorität der Europäischen Union, der NATO und der
UNO aufs Spiel setzt. Dabei werden wir nicht mitmachen,
Herr Bundeskanzler.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – Bei-
fall bei der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Meine Damen und Herren, auf der Tribüne hat soeben

Parlamentspräsident Halilow aus Usbekistan mit sei-
ner Delegation Platz genommen. Wir begrüßen Sie sehr
herzlich. 

(Beifall)

Wir wünschen Ihnen für Ihren Aufenthalt heute in unse-
rem Hause und in den nächsten Tagen in Deutschland so-
wie für Ihr weiteres parlamentarisches Wirken alles Gute. 

Ich erteile nun das Wort Bundesminister Joseph
Fischer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir disku-
tieren heute auf der Grundlage der Regierungserklärung
des Bundeskanzlers über eine der gefährlichsten Krisen der
vergangenen Jahre. Sie, Frau Merkel – das hat Ihre Lan-
dung beim Kündigungsschutz klar gemacht –, haben dage-
gen eine ausschließlich innenpolitische Rede gehalten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Bei allem Respekt: Hätte ich nicht nachgelesen, was Sie
bislang gesagt haben und was beim Abendessen in Mün-
chen Herr Stoiber gesagt hat, wäre mir die Haltung der Uni-
onsfraktion nicht bewusst. Ehrlich gesagt, sie ist mir nach
Ihrer heutigen Rede nicht klarer geworden. Mich erstaunt
schon, dass Sie nichts dazu gesagt haben, dass sowohl Sie
als auch – beim Abendessen in München – Herr Stoiber er-
klärt haben, Sie seien, wenn es nicht anders gehe und eine
militärische Aktion notwendig sei, für eine militärische Be-
teiligung Deutschlands. Das, Frau Merkel, hätten Sie heute
vor dem Deutschen Bundestag sagen sollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos])

Exakt darauf hat sich der Bundeskanzler bezogen. Ich
kann Ihnen nur sagen: Hier ist der Unterschied völlig klar.
Ihr Kollege Pflüger war ja in München von herzerfri-
schender Deutlichkeit. Denn dort hat er gesagt: Wenn wir
gewonnen hätten – Konjunktiv! –, dann hätten wir den
Brief der Acht unterschrieben. Nun sage ich Ihnen: Sie

haben nicht gewonnen. Wenn Sie aber diese Position of-
fen im Bundestagswahlkampf vertreten hätten, dann hät-
ten Sie noch ganz anders verloren. Denn eines müssen Sie
wissen: Für diese Position gibt es in Deutschland keine
Mehrheit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Kommen wir zurück zum eigentlichen Thema. Sie ha-
ben fast die ganze Zeit nur über Stilfragen geredet. Wir
müssen aber über die Frage reden, wie wir die Krise lösen
können, und zwar so, dass es nach Möglichkeit nicht zu
einer weiteren Destabilisierung kommt. Das ist die ent-
scheidende Frage. Wir müssen Alternativen zum Krieg
finden und eine Politik machen, die diese Alternativen ge-
meinsam mit unseren internationalen Partnern durch- und
umsetzen will. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Wir haben nichts gegen innenpolitische Kontrover-
sen. Ich weiß, dass Sie und eine große Anzahl von Kolle-
gen sich Sorgen machen. Schließlich rede auch ich im
Ausschuss mit den Kollegen, und zwar nicht nur kon-
frontativ, sondern auch vertrauensvoll unter vier, sechs
oder acht Augen. Die Sorge ist, dass wir langfristige Ent-
scheidungen treffen, wenn es zum Krieg kommt. Ich
möchte Ihre Gegenargumente gerne ernst nehmen – das
ist nicht der entscheidende Punkt –, zumal sie auch „va-
lable“ sind. Nur, lassen Sie uns nicht auf der Ebene dis-
kutieren, die Sie vorgegeben haben. Lassen Sie uns viel-
mehr ringen um eine Reduktion der Risiken und um einen
Weg zum Frieden. Darum geht es doch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Für mich ist entscheidend: Wir sind dem Frieden ver-
pflichtet, Frau Merkel. Dazu haben Sie leider nichts Kon-
kretes gesagt. Sie haben sich lediglich abstrakt dazu be-
kannt. Aber wo ist das Angebot der Unionsfraktion, alles
zu tun – ich werde Ihnen nachher unsere Alternativen im
Einzelnen darstellen –, damit die nicht kriegerischen Mit-
tel ausgeschöpft werden können? Wenn die Opposition
ein entsprechendes Angebot machen würde, wäre ihre Po-
sition wesentlich glaubwürdiger. Ich weiß, dass viele von
Ihnen und vor allen Dingen auch Ihre Wählerinnen und
Wähler dies teilen; denn anders ist es nicht zu erklären,
dass 71 Prozent der deutschen Bevölkerung einen Krieg
ablehnen. Eine solch eindeutige ablehnende Haltung gibt
es nicht nur in Deutschland, sondern auch in Großbritan-
nien und in Frankreich, wo die Zahlen genauso hoch sind.
Als wir gestern in Spanien waren, habe ich gelesen, dass
91 Prozent der dortigen Bevölkerung einen Krieg ableh-
nen. Es ist doch nicht wahr, dass die europäischen Bevöl-
kerungen plötzlich antiamerikanisch geworden sind. Das
sind keine antiamerikanischen Mehrheiten!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Man muss begreifen, dass vielen Menschen nicht klar
ist, wie wir nach dem 11. September, wie wir nach der tief
empfundenen Solidarität mit unseren angegriffenen ame-
rikanischen Partnern zu einer friedlichen Entscheidung
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im Fall des Irak kommen können. Das ist durch Ihre Rede
nicht klar geworden. Es ist auch den meisten Europäern
nicht klar. Wenn es darauf keine Antwort gibt, werden Sie
die Ablehnung nicht überwinden können. Bis heute habe
ich darauf keine wirklich überzeugende Antwort gehört. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Schauen wir uns die Risiken an! Wir sind durch das
Grundgesetz verpflichtet, alles zu tun, um Krieg zu ver-
meiden, auch wegen der schlimmen humanitären Folgen.
Wir wissen doch: Wenn es zu einer bewaffneten Aktion im
Irak kommt, müssen viele unschuldige Menschen sterben.
Genau das muss uns doch verpflichten, alles zu tun, um
Alternativen zu finden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos] und der Abg. Petra Pau
[fraktionslos])

Das Zweite ist die regionale Stabilität. Dazu kann ich
Ihnen versichern: Diese Bundesregierung unter Bundes-
kanzler Schröder wird alles tun und tut alles, um das Exis-
tenzrecht und die Sicherheit Israels und seiner Menschen
zu schützen. Darüber gibt es mit uns überhaupt keine Dis-
kussion.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Deswegen haben wir auch die Patriot-Raketen geliefert,
und zwar nicht erst, nachdem der Ernstfall eingetreten ist.
Für uns war und ist es eine Selbstverständlichkeit, dass
wir solidarisch zu Israel stehen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Dietrich
Austermann [CDU/CSU]: Und die Türkei?)

– Auf die Türkei komme ich noch zu sprechen. 

Die Frage der regionalen Stabilität ist eine sehr ernste.
Dazu kann ich nur noch einmal sagen: In der Welt nach
dem 11. September hätte ich mir – das war der erste Dis-
senspunkt – eine andere Prioritätensetzung gewünscht. 
Im Fall von Afghanistan gab es keine Alternative, weil 
Afghanistan die staatliche Basis des Terrors von al-Qaida
war. Insofern war völlig klar, dass wir eine sehr schwie-
rige Entscheidung zu treffen haben würden, und wir 
haben sie getroffen. Unsere Soldaten leisten dort eine 
unverzichtbare, eine riskante, aber für den Frieden zwin-
gende Arbeit. Es gilt, ihnen dafür zu danken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Ich will Ihnen in dem Zusammenhang einmal etwas 
sagen, Frau Merkel. Es gab den Hubschrauberabsturz, bei
dem sieben unserer Soldaten das Leben verloren haben.
Es war eine bewegende Trauerfeier. Dort waren wir mit
den Angehörigen zusammen. Ich habe mit der Ehefrau
von einem der tödlich verunglückten Soldaten gespro-
chen. Es fiel mir schwer, die richtigen Worte im privaten
Gespräch zu finden, was Sie verstehen werden. Ich habe
ihr unter dem Eindruck meines Besuchs dort 14 Tage vor-
her gesagt, dass die Präsenz unserer Soldaten im Rahmen

der friedenserhaltenden Maßnahmen der Vereinten Natio-
nen in Kabul unverzichtbar ist. Die Ehefrau hat mir unter
Tränen gesagt: Herr Fischer, auch wenn es bitter für mich
ist: Wir alle am Standort wissen dies. Aber bitte, bitte
nicht in den Irak! – Ich kann Ihnen versichern: Das war
eine eher konservativ denkende Frau. 

Wir müssen doch zur Kenntnis nehmen, dass es eine
tiefe Sorge der Menschen in diesem Land gibt. Eine Re-
gierung kann sich davon nicht abkoppeln. Das ist aller-
dings nicht der alleinige und zwingende Grund. Aber,
Frau Merkel, Sie müssen dann schon sehr überzeugende
Gründe für einen Einsatz haben, das heißt, alle friedlichen
Mittel müssen wirklich ausgereizt sein. Der Bundeskanz-
ler hat Ihnen heute dargestellt, dass dies mitnichten der
Fall ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

In der Welt nach dem 11. September müssen wir uns
mit der Frage des Terrors beschäftigen. Wenn es nach mir
gegangen wäre, dann würden wir diese Frage an die
Spitze der Prioritätenliste setzen und dort festhalten. Das
ist der entscheidende, der erste Punkt. Die Lösung regio-
naler Krisen ist für mich der zweite Punkt. Wenn Sie sich
die Genesis des Konflikts anschauen, dann werden Sie
feststellen, dass die Ursache für den 11. September mit
seiner ganzen menschenverachtenden Brutalität letztlich
zusammengebrochene Strukturen in Afghanistan, ein ver-
gessener Konflikt, verbunden mit dem Terror waren. Die
Lösung regionaler Krisen hätte für mich also die zweite
Priorität. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Damit komme ich zum Dritten, nämlich zur Verbin-
dung mit Massenvernichtungswaffen. Das nehmen wir
sehr, sehr ernst. Nur, wenn es so ist, dass Massenvernich-
tungswaffen heute ganz anders zugeordnet werden als
noch zu Zeiten des Kalten Krieges, als es sozusagen eine
Stabilität des Schreckens gegeben hat, dann brauchen wir
doch – der Bundeskanzler hat es mit dem Beispiel Nord-
korea klar gemacht – international ein wirksames und
nicht nur in einem Einzelfall wirkendes Nichtverbrei-
tungsregime und Kontrollregime. Exakt das ist die He-
rausforderung. In einer Welt wachsender Instabilität kön-
nen wir doch nicht allen Ernstes Kriege zum Zweck der
Abrüstung von Massenvernichtungswaffen zur Strategie
erheben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos] und der Abg. Petra Pau
[fraktionslos])

Exakt das ist der Punkt. Da nützt jegliche Warnung vor
„Isolierung“ und „Sonderweg“ nichts. 

Herr Perle erzählt fünfmal die Woche, wir seien irrele-
vant. Ich frage mich: Warum erzählt er das so oft, wenn
wir tatsächlich so irrelevant sind?

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
SPD)

Bundesminister Joseph Fischer
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Bundesminister Joseph Fischer

Es ist mindestens viermal zu viel. Sie wissen genauso gut
wie ich, dass wir nicht irrelevant sind. Schauen Sie sich
die Leistungen, die wir im Bündnis erbringen, an!
Schauen Sie sich an, welche Handlungsmöglichkeiten das
Bündnis ohne Deutschland hat! Sie wissen ganz genau,
dass wir essenzielle Beiträge zur regionalen Stabilisie-
rung, zur Abrüstung, zur Rüstungskontrolle und zur Frie-
denserhaltung leisten und auch in Zukunft im Bündnis
leisten werden, Frau Merkel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Für uns ist ganz entscheidend, dass wir um den Frieden
wirklich kämpfen und nicht kriegerische Alternativen so
weit wie möglich ausreizen. Lesen Sie die deutsch-fran-
zösisch-russische Erklärung! Der darin formulierten Posi-
tion fühlen wir uns verpflichtet. Für diese Politik steht
diese Bundesregierung und für diese Politik hat sie eine
Mehrheit bekommen. Die Bundesregierung wird ihr
Mandat erfüllen. Auch das kann ich Ihnen von dieser
Stelle aus versichern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich sage das, damit bei Ihnen keine falschen Hoffnungen
aufkommen.

Wenn wir mit einer Alternative zum Krieg Ernst ma-
chen wollen, dann müssen wir drei Elemente umsetzen
– der Bundeskanzler hat sie vorhin dargestellt –:

Erstens. Der Irak darf keine Massenvernichtungswaf-
fen haben. Dazu muss er entsprechend den UN-Resolu-
tionen 1284 und 1441 voll kooperieren. Das ist der ent-
scheidende Punkt.

(Zurufe von der CDU/CSU)

– Jetzt frage ich einmal umgekehrt: Haben wir heute
tatsächlich einen weiter gehenden Material Breach – die
Herren Pflüger und Schäuble haben diese Auffassung im
Ausschuss schon vertreten – und sollen deswegen Serious
Consequences, das heißt kriegerische Mittel, eingesetzt
werden? Wenn Sie dieser Meinung sind, dann hat das
deutsche Volk, die deutsche Öffentlichkeit ein Recht da-
rauf, das heute von Ihnen zu erfahren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos])

Wir sind nicht dieser Meinung.

Wir sind vielmehr der Meinung, dass Saddam Hussein
seinen Verpflichtungen voll und ganz nachkommen muss,
was er noch nicht getan hat, und dass der Druck aufrecht-
erhalten werden muss. Das Instrument dazu darf jetzt aber
nicht der Abbruch der Inspektionen sein, sondern – das ist
das zweite Element; das erste Element ist die volle Ko-
operation Husseins – die Schärfung der Inspektionen.
Das steht jetzt an. Die Arbeit von Blix, al-Baradei und
ihren Teams bietet eine wirkliche Alternative zum Krieg. 

Unsere Risikoanalyse beruht auf der Beantwortung
folgender Frage: Ist der Irak heute gefährlicher als noch
vor einem Jahr oder gar in Zeiten des Golfkrieges? Wir
wissen heute doch, dass wir es aufgrund der Inspektionen

bereits mit einer erheblichen Risikominimierung zu tun
haben. Können Sie der Bevölkerung erklären, warum wir
bei fortschreitender Risikominimierung und einem klei-
ner werdenden Kooperationsdefizit des Irak die Inspek-
tionen abbrechen und einen Krieg beginnen sollen? Kön-
nen Sie das begründen? Ich kann es nicht begründen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Das dritte Element steht im Zusammenhang mit der
UN-Resolution 1284. Vor allen Dingen bei Biowaffen gibt
es ein großes Problem. Wenn Sie sich die Details der Bio-
waffenproduktion einmal genau anschauen, dann werden
Sie feststellen: niedrige Drücke, niedrige Temperaturen,
kleine Technologie. Das heißt, wir bewegen uns nahezu
ausschließlich im Bereich der Dual-Use-Güter, also im Be-
reich derjenigen Güter, die in hohem Maße zivil, in der
Pharmazie, in der Medizin oder wo auch immer, genutzt
werden. Eine Kontrolle, ob im Irak tatsächlich Biowaffen
hergestellt werden, wird ohne ein langfristiges Verifika-
tions- und Kontrollregime nicht möglich sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ohne ein solches Regime nützt jegliche Ausfuhrkontrolle
nichts. 

Ich habe mir das einmal im Detail angeschaut. Man
müsste dort im Grunde genommen den ganzen Pharma-
zie-, den ganzen Chemie- und vor allen Dingen den ganzen
medizinischen Sektor lahm legen, was für die Menschen in
diesem Land fatale Konsequenzen hätte. Wer tatsächlich
Alternativen zum Krieg will, der kommt um ein langfristi-
ges Verifikations- und Kontrollregime nicht herum.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Frau Merkel, ich sage Ihnen ganz offen: Unsere Alter-
native zum Krieg ist, diese drei Elemente umzusetzen.
Wir machen dahin gehend Druck, dass der Irak voll ko-
operiert.

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Wie?)
– Ich kann Ihnen gern sagen, wie. Etwa bei meinem Be-
such am Heiligen Stuhl in Rom habe ich mehr Bereit-
schaft gefunden – –

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)
– Sehen Sie: Ihre Reaktion spricht wirklich für sich.

(Lachen und Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und bei der SPD)

Ich will Ihnen einmal sagen, welche große Befürchtung
man am Heiligen Stuhl hatte. Die große Befürchtung ist,
dass es zu einem Krieg der Zivilisationen und auf mittlere
Sicht zu einer Islamisierung der arabisch-muslimischen
Welt mit fatalen Konsequenzen unter dem Gesichtspunkt
Terror kommt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Deswegen hat der Heilige Stuhl einen Sonderbotschafter
mit der klaren Botschaft nach Bagdad geschickt, dass es
überhaupt keinen Spielraum mehr – das ist die Botschaft
der Nachbarn, das ist auch unsere Botschaft – für etwas
anderes als eine volle Kooperation mit Blix gibt. 
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Sie dürfen sich die Frage stellen, warum Blix noch ein-
mal eingeladen wurde und wie das im Zusammenhang mit
einer Schärfung der Instrumente steht, wie sie unsere
französischen Partner vorgeschlagen haben. Wenn wir
hier noch die Mittel der langfristigen Kontrolle und der
Verifikation hinzufügen, dann haben wir meines Erach-
tens in der Tat einen systematischen Ansatz, der eine Al-
ternative zum Krieg darstellt und auch an anderen Orten
als im Irak zum Einsatz kommen kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos])

Bezogen auf die NATO gebe ich Ihnen hier Folgendes
zu bedenken: Wissen Sie, was der Unterschied zwischen
Ihnen und uns ist? Wir haben von Anfang an – der Bun-
deskanzler hat es dargestellt – erklärt, was wir für den
Schutz der Türkei im Rahmen des Bündnisses zu leisten
bereit sind, nicht bezogen auf eine Aktion gegen den Irak,
sondern strikt defensiv im Rahmen des Bündnisses. Wir
leisten mehr als viele, die uns heute kritisieren. Auch das
muss man hinzufügen.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das kannst du laut sagen!)

Ich konnte ja in München Erfahrungen im Umgang mit
dem Verteidigungsminister eines befreundeten Landes
sammeln, in der Tat mehr als andere. Ich könnte Ihnen Ge-
schichten von der weltlichen Seite von Rom erzählen. Da
würden Sie sich wundern. Aber das will ich nicht tun. Aus
meiner Sicht, Frau Merkel, ist der entscheidende Punkt:
Wir müssen in der NATO zusammenbleiben. 

(Dr. Angela Merkel [CDU/CSU]: Ja, genau!)
– Ja, jetzt passen Sie gut auf. – Ich war gestern bei Präsi-
dent Chirac und habe ihm erzählt, wie viel die Union auf
den Brief der Acht gibt. Das liegt hier ja heute in Form Ih-
res Antrags vor. Unser Ziel ist es, Frankreich, so weit es
geht, in der NATO mitzunehmen und für Zusammenhalt
zu sorgen. Daran habe ich die vergangenen Tage hart ge-
arbeitet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mit Ihrem Antrag, den Sie hier vorgelegt haben und der
den Brief der Acht unterstützt, betreiben Sie, wenn Sie das
ernst meinen, nichts anderes als die Isolation Frankreichs.
Das wissen Sie so gut wie ich. Genauso wird das auch dort
gesehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Lachen bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Für uns ist von entscheidender Bedeutung: Wir werden
im Rahmen des transatlantischen Bündnisses und der Eu-
ropäischen Union unsere Politik, wirkliche Alternativen
zum Krieg zu suchen und sie mit unseren Partnern auch
umzusetzen, fortsetzen. Ein Bündnis freier Demokratien
und freier Völker wird auf Dauer nicht ohne Schaden blei-
ben, wenn man auf übergroße Mehrheiten in der Bevöl-
kerung keine Rücksicht nimmt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Demokratien sind oft eigenwillig, in Demokratien muss
man Überzeugungsarbeit leisten und für eine Sache wirk-
lich überzeugend eintreten. Ich kann da nur unterstrei-
chen, was der Bundeskanzler gesagt hat, nämlich dass wir
uns vor dem Hintergrund unserer Geschichte die Ent-
scheidung von Krieg und Frieden schwer und bisweilen
sogar extrem schwer machen. Darin sehe ich keinen Nach-
teil, sondern eine Konsequenz, die sich aus unserer Ge-
schichte ergibt. Trotzdem sind wir in der Lage, unsere
Verantwortung wahrzunehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Unsere Politik ist deswegen Friedenspolitik in einer in-
stabilen Welt. Wir wollen unseren Beitrag zum Kampf ge-
gen den Terrorismus weiter leisten, und da, wo es keine an-
deren Alternativen zum Zerbrechen dieser Strukturen gibt,
auch unter dem Einsatz militärischer, polizeilicher und ge-
heimdienstlicher Gewalt. Wir wollen regionale Konflikte
lösen. Ich halte das für unverzichtbar. Das betrifft nicht nur
den Konflikt zwischen Israelis und Palästinensern, der ge-
fährlichste besteht zwischen den beiden Nuklearmächten
Pakistan und Indien um Kaschmir. Aber auch der Kaukasus
bereitet uns große Sorgen. Das alles sind regionale Kon-
flikte, die morgen unsere Sicherheit bedrohen können. Wir
müssen verhindern, dass Gruppen, die heute noch nicht
kooperieren, in Zukunft kooperieren, weil wir Fehlent-
scheidungen treffen. Wir müssen dem Terrorismus den
Nährboden entziehen, indem wir mehr und mehr Menschen
Perspektiven geben, indem wir Demokratie und Beteili-
gung an der Globalisierung nicht nur in Sonntagsreden be-
schwören, sondern Menschenrechte tatsächlich ernst neh-
men. Das heißt also, wir müssen gerade in dieser uns direkt
benachbarten Region einen langfristigen Ansatz verfolgen.
Gleichzeitig müssen wir eine echte Abrüstung bei Massen-
vernichtungswaffen durchsetzen und verhindern, dass sich
Gewaltherrscher in den Besitz von Massenvernichtungs-
waffen bringen. Dazu brauchen wir ein international wirk-
sames Kontroll- und Abrüstungsregime, das auch Zähne
zeigen und zubeißen kann.

Frankreich hat dazu Vorschläge gemacht, die wir voll un-
terstützen, und auch wir machen Vorschläge, dies als kon-
krete Alternative zum Krieg im Irak umzusetzen. Das ist
unsere Aufgabe im Sicherheitsrat. Wenn Sie Ihre Worte
ernst meinen, dann müssen Sie uns unterstützen und dür-
fen uns nicht angreifen.

Ich danke Ihnen.

(Lang anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Guido Westerwelle,

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Guido Westerwelle (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Wir alle haben nach dem 11. September 2001 schon
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manche wichtige Debatte in diesem Hause geführt, gerade
zur Außenpolitik. Herr Bundeskanzler, Sie haben sich in
dieser gesamten Zeit in Fragen der Außenpolitik im
Grunde genommen immer mehr auf die Opposition als
auf Ihre eigenen Fraktionen verlassen können.

(Widerspruch bei der SPD)
Das Problem, das wir heute haben, ist ein Bundeskanzler,
der der Opposition in diesem Hohen Hause vorwirft, sie
sei – so wörtlich – „eine Allianz der Willigen zum Krieg“.
Ein solcher Bundeskanzler hat den Tiefpunkt der Kultur
in diesem Hause erreicht, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Genau das ist es, was Sie beide mit Ihren Reden heute

hier beabsichtigt haben: Sie wollen in diesem Lande eine
Arbeitsteilung beginnen, bei der Sie als Friedensfreunde
und wir von der Opposition als Kriegstreiber fungieren. In
Wahrheit ist es genau umgekehrt:

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie machen den Krieg wahrscheinlicher und wir sind
mehr für den Frieden, als Sie es mit dieser Politik jemals
erreichen können.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Sie haben hier von der Stärke des Rechts gesprochen;

es gehe darum, dass nicht das Recht des Stärkeren siege.
Das ist völlig richtig. Nur, wenn wir das Recht des Stär-
keren verhindern wollen, dann – das hätten Sie gemäß der
Tradition unseres Völkerrechts hinzufügen müssen –
brauchen wir ein Gewaltmonopol der Vereinten Nationen;
denn dann muss es jemanden geben, der das Recht durch-
setzen kann. Ein Diktator lässt sich nicht mit guten Wor-
ten entwaffnen. Sie haben nicht nur eine Verantwortung
für den Frieden in Deutschland, Sie haben auch eine Ver-
antwortung für die Sicherheit in Deutschland.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Sie haben hier darauf hingewiesen, Herr Bundes-

außenminister, dass die große Mehrheit der Bevölkerung
in Europa im Grunde genommen Ihrer Politik zustimmt.
Das ist bemerkenswert. Wir alle wissen, wie solche Mei-
nungsumfragen zustande kommen. Wenn Sie bei einer
Meinungsumfrage die Frage stellen: „Sind Sie für den
Frieden?“, dann wird es dafür mit Sicherheit eine große
Zustimmung in diesem Lande geben. Auch jeder in die-
sem Saal würde zustimmen. Aber wenn Sie weiterfragen:
„Sind Sie der Meinung, dass Druck auf den Diktator aus-
geübt werden muss, um ihn entwaffnen zu können?“, er-
halten Sie ein sehr viel differenzierteres Bild. Politik ist
eben nicht so einfach.

Sie behaupten, Sie hätten die Mehrheit auf Ihrer Seite.
Dabei haben Sie doch vor kurzem in Hessen und Nieder-
sachsen für Ihre Politik – Friedenspolitik, wie Sie be-
haupten – plakatiert und die Menschen haben sich gegen
Sie entschieden, weil Friedenspolitik differenzierter und
nicht mit solch einfachen Worten betrieben werden kann.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Manch einer in meiner Generation und diejenigen, die
älter sind, werden sich noch an eine Diskussion Anfang

der 80er-Jahre erinnern. Wir haben noch sehr genau in Er-
innerung, wie damals für den NATO-Doppelbeschluss
gestritten wurde, zunächst von Bundeskanzler Helmut
Schmidt, der anschließend von den Sozialdemokraten im
Stich gelassen wurde, und von Herrn Genscher und in
Fortsetzung nach dem Regierungswechsel 1982/83 unter
der Bundeskanzlerschaft von Helmut Kohl. Gegen diesen
NATO-Doppelbeschluss, gegen die damalige Regierung
hat es eine große Zahl von Demonstrationen gegeben. Es
gab Sitzblockaden und Sie waren fleißig bei denjenigen,
die Transparente getragen und mit Sitzblockierern zu-
sammengearbeitet haben. Einige von Ihnen sind damals
weggetragen worden.

Die Geschichte hat etwas anderes gezeigt. Sie hat ge-
zeigt, dass die Standhaftigkeit der damaligen Regierung,
im Rahmen des NATO-Doppelbeschlusses das durchzu-
setzen, was international richtig war, erstens den Frieden
sicherer gemacht, zweitens die Vereinigung Deutschlands
überhaupt erst ermöglicht und drittens den europäischen
Prozess vorangebracht hat.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sie haben damals Unrecht gehabt und in Wahrheit betrei-
ben Sie diese falsche Politik von den Regierungsbänken
weiter.

Sie haben sich mit dem Hinweis auf Meinungsumfra-
gen entlarvt, Herr Bundesaußenminister. Ihnen geht es
nicht um die Außenpolitik, sondern darum, dass eine ins
Schwanken geratene Regierung noch einmal einen Anker
erwischt. Aber das geht schief.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die Innenpolitik ist ein falsches Motiv für die Außenpoli-
tik. Dementsprechend kann es nicht so weitergehen.

Im Übrigen ist es spannend zu beobachten, mit welch
unterschiedlichen Maßstäben Sie argumentieren. Zunächst
einmal hat Ihr Bundeskanzler darauf hingewiesen, dass bei
der Bewertung der Situation im Irak und bei der Bewer-
tung von Nordkorea unterschiedliche Maßstäbe angelegt
werden. Das, was Sie sagen, ist in der Tat richtig. Genau
darin liegt das Problem. Wenn nämlich die Völkergemein-
schaft zulässt, dass Nordkorea in den Besitz von Massen-
vernichtungswaffen, in diesem Falle von Atomwaffen,
kommt, und sie nicht mehr in der Lage ist, ein solches Re-
gime zu entwaffnen, dann entsteht eine Bedrohung der
Weltsicherheit und des Weltfriedens.

Wir als Oppositionsabgeordnete wollen nicht, dass ein
Diktator in unserer unmittelbaren Nachbarschaft jemals
in den Besitz von Massenvernichtungswaffen kommt, die
er auch hier in Mitteleuropa zum Einsatz bringen kann.
Das ist die entscheidende Aufgabe wehrhafter Demokra-
ten: Wer Hussein entwaffnen will, muss die Vereinten Na-
tionen stärken. Er darf sie nicht durch einen nationalen Al-
leingang – weder einen amerikanischen noch einen
deutschen – schwächen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Mit welcher Festigkeit Sie, Herr Bundeskanzler, hier
vorgetragen haben, der Irak verfüge über keine entspre-
chenden Trägersysteme, ist bemerkenswert. Hier gibt es
eine Zahl von Abgeordneten, die Ende des letzten Jahres
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vom Bundesnachrichtendienst informiert worden sind.
Sie haben bis heute nicht gestattet, dass diese Erkennt-
nisse veröffentlicht werden. Geben Sie dem Bundesnach-
richtendienst doch endlich die Erlaubnis, auch der deut-
schen Öffentlichkeit seine Erkenntnisse zur Verfügung zu
stellen! Ich bin sicher, das Meinungsbild wird dann anders
sein.

Weil Sie hiermit Politik machen, will ich es an dieser
Stelle auch tun; denn ich kann nicht zulassen, dass die
deutsche Öffentlichkeit hinter die Fichte geführt wird. Es
ist eine konkrete Bedrohung, wenn ein irakischer Dikta-
tor in unserer unmittelbaren Nähe an Trägersystemen ar-
beitet, mit denen die Waffen auch uns in Mitteleuropa er-
reichen können. Jeder, der Verantwortung für unser Land
trägt, darf das nicht zulassen; er muss die Vereinten Na-
tionen stärken. Denn dieser Diktator lässt sich nur über
Druck entwaffnen. Sie rühmen sich der Waffeninspek-
teure im Irak. Heute wäre kein einziger Inspekteur im
Irak, wenn es nach Ihrer Politik gegangen wäre.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das Allerschlimmste, was wir jetzt erleben, ist Ihre Be-
handlung unseres NATO-Mitgliedes Türkei. Sie haben
hier eine babylonische Sprachverwirrung eingeführt. Al-
lein die Lieferung von Patriot-Raketen ist eine Realsatire.

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ja!)

Weil Sie sie aus Rücksichtnahme auf Ihren grünen pazifis-
tischen Koalitionspartner nicht liefern wollen, liefern Sie
sie an die Niederlande, die sie dann liefern dürfen. Das ist
in der Tat eine Windung in der Außenpolitik, die man er-
wähnen sollte.

Das Allerschlimmste aber ist: Gibt es eigentlich in der
Außen- und Sicherheitspolitik noch irgendeine Linie? Ei-
nerseits wollen Sie die Türkei in die Europäische Union
hineinholen. Aber wenn das NATO-Mitglied Türkei um
Schutz bittet, sind Sie nicht in der Lage, richtig zu ent-
scheiden. Das ist ein Widerspruch in sich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ihre Außenpolitik ist nur noch Innenpolitik. Das hat man
den Amerikanern früher zu Recht vorgeworfen.

Wir erinnern uns daran, als auf Grenada eine Inter-
vention der Amerikaner stattgefunden hat. Viele von de-
nen, die heute auf den Oppositionsbänken sitzen, haben
damals, in jüngeren Jahren, das Verhalten der Amerikaner
kritisiert. Viele von uns haben den amerikanischen Ver-
bündeten gesagt, dass das nicht der richtige Weg ist. Viele
haben damals auch in Deutschland gesagt: Es kann nicht
richtig sein, wenn Außenpolitik nur noch Instrument der
Innenpolitik, Instrument von Wahlkämpfen wird. Das war
richtig. Es war die deutsche Tradition, dass wir die Au-
ßenpolitik nicht zum Instrument der Innenpolitik, zum 
Instrument von Wahlkämpfen gemacht haben. 

Sie haben eine weitere Tradition gebrochen. Große so-
zialdemokratische Persönlichkeiten wie Bundeskanzler
Willy Brandt und Helmut Schmidt sind in die deutsche Ge-
schichte eingegangen, weil sie die Einbettung Deutsch-
lands in die Völkergemeinschaft vorangebracht haben.
Sie werden als Bundeskanzler der Sozialdemokratie in die

Geschichte eingehen als jemand, der Deutschland aus der
Völkergemeinschaft herausgeführt hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Es ist schäbig, Herr Bundeskanzler, dass Sie sich nicht ein
wenig besser und geschichtsbewusster verhalten. Ihre Po-
litik ist unhistorisch. Sie ignoriert die gesamte Linie der
deutschen Außenpolitik der Kanzler, der Außenminister
Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher und Klaus Kinkel.

Ich frage mich nach der heutigen Rede, was eigentlich
schlimmer ist: ein Bundeskanzler, der falsch redet, oder
ein Bundesaußenminister, der es besser weiß und trotz-
dem falsch redet, weil er fürchtet, dass seine Grünen näher
an der radikal-fundamentalistischen Position des Bundes-
kanzlers sind? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Peter Dreßen [SPD]: Schämen Sie sich!)

Das ist genau die Frage, über die wir zu entscheiden ha-
ben. Sie sind Getriebene, Sie handeln nicht mehr. Diese
Bundesregierung hat Deutschland wirtschaftspolitisch
ruiniert und ist jetzt dabei, dieses Land auch noch außen-
politisch zu isolieren. Das Beste für dieses Land wären zü-
gige Neuwahlen. Dafür sollten Sie Ihren Platz frei ma-
chen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Lachen bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Gernot Erler, SPD-

Fraktion.

(Zuruf von der CDU/CSU: Lasst doch mal den
Klose reden!)

Gernot Erler (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Bundeskanzler hat eine sehr persönliche Regierungs-
erklärung abgegeben. Er hat erklärt, warum er kämpft und
wofür er kämpft. Da war ein Satz, der könnte das Motto
für all diese schwierigen Wochen sein. Er lautet: Es kann
nicht verkehrt sein, selbst für die allergeringste Friedens-
chance noch außergewöhnliche Anstrengungen auf sich
zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Herr Bundeskanzler, für die SPD-Bundestagsfraktion
erkläre ich: Wir sehen diese außergewöhnlichen Anstren-
gungen. Wir sind froh, dass sie jetzt Früchte tragen. Wir
schauen aber nicht nur zu, sondern unterstützen diese
außergewöhnlichen Anstrengungen von Ihnen, vom Bun-
desaußenminister, vom ganzen Bundeskabinett mit aller
Kraft und mit tiefer Überzeugung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir sind da nicht allein. Eine sehr große Mehrheit der
Menschen in diesem Land unterstützt diesen Kampf und
wünscht sich sehnlich, dass er Erfolg hat – eine sehr große

Dr. Guido Westerwelle
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Mehrheit, aber nicht alle. Zu den Unterstützern dieser Po-
litik gehört nicht die Opposition im Bundestag mit
CDU/CSU und FDP. Man hört zwar von ihnen, dass sie
den Krieg auch nicht möchten, aber man hört überhaupt
nicht – Frau Merkel hat dazu keinen einzigen Satz ge-
sagt –, was sie dafür eigentlich tun. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren von der Opposition, auch
bei Ihnen gibt es außergewöhnliche Anstrengungen, in der
Tat – aber in eine ganz andere Richtung. Sie strengen sich
wirklich an, die Bemühungen des Bundeskanzlers und des
Außenministers verächtlich zu machen, sie herabzusetzen.
Besonders gerne tun Sie das, wenn ausländische Gäste da-
bei sind. 

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Richtig! – Zuruf von der SPD: Schändlich!)

Sie diffamieren unsere Nein-Entscheidung zu diesem
Krieg als bloßes innenpolitisches Taktieren. 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Genau das
ist es auch!)

Das war die Hauptbotschaft der Reden von Frau Merkel
und auch von Herrn Westerwelle. Sie sprechen uns damit
die Ernsthaftigkeit unserer Sorgen und den Überzeu-
gungshintergrund unserer Entscheidung ab. 

Sie flüchten sich auf Seitenbühnen und toben sich dort
in Ihrer Kritikwut an der Bundesregierung aus, ohne die
tatsächliche politische Entwicklung überhaupt zur Kennt-
nis zu nehmen. Gestern gab es auf Ihren Antrag eine 
Aktuelle Stunde. Ich hätte mir gewünscht, dass ganz
Deutschland diese Aktuelle Stunde verfolgt hätte. Sie ha-
ben sich eine geschlagene Stunde lang ausschließlich mit
einer Presseveröffentlichung vom Wochenende beschäftigt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Und was dahinter
steckt!)

Aber Sie sind nicht mit einem Satz darauf eingegangen 
– Sie hätten mit uns zusammen darüber nachdenken kön-
nen –, ob die deutsch-französisch-russische Initiative
nicht doch noch eine Chance bietet, den Irak ohne Krieg
zu entwaffnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie soll man Ihnen glauben, dass Sie wirklich das Ziel
verfolgen, diesen Krieg zu vermeiden? Das fällt schwer. 

Darüber wollen Sie nämlich nicht diskutieren, weil Sie
dann mit Ihren wilden Angriffen auf die Bundesregierung
eine Bauchlandung erleben würden und jeder merken
würde, dass Ihre Behauptung von der deutschen Isolie-
rung schlicht und einfach nicht stimmt. Dann würde auch
Ihre These, das kategorische Nein der Bundesregierung
zu einem Krieg mache Deutschland handlungsunfähig,
widerlegt werden. Die letzten Tage haben exakt das Ge-
genteil bewiesen, aber Sie wollen das nicht wahrhaben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nein, wenn Sie es mit dem Willen, den Krieg zu ver-
hindern, ernst meinen, dann müssen Sie jetzt aus Ihrer

Ecke herauskommen und über den Schatten Ihrer Funda-
mentalopposition springen. Dann müssen Sie wenigstens
in diesem einen Punkt die Politik des Bundeskanzlers und
des Außenministers und damit auch die Ziele der deutsch-
französisch-russischen Initiative unterstützen. Wenn Sie
das nicht können oder nicht wollen, sollten Sie wenigstens
eines anerkennen: die ernsten Sorgen hinter unseren Ent-
scheidungen. 

Kann es denn sein, dass das bisherige Regelwerk der
Weltgemeinschaft nach den Anschlägen vom 11. Septem-
ber auf genau diese Regeln und Werte – als Antwort darauf
hat das mächtigste Land der Erde im Alleingang und gegen
die Regeln des bisher geltenden Völkerrechts eine neue
strategische Doktrin beschlossen – aus den Angeln geho-
ben wird? Dürfen wir überhaupt zulassen, frage ich Sie,
dass beim Kernstück des Völkerrechts, dem Gewalt- und
Kriegsverbot, jetzt die Beweislast umgekehrt werden soll? 

Noch immer gilt, dass Krieg nur als letztes Mittel, wenn
eine unmittelbare Bedrohung besteht und alle anderen Mit-
tel zur Abwendung dieser Bedrohung angewandt wurden,
aber versagt haben, zulässig ist. Die Initiative von Deutsch-
land, Frankreich und Russland nimmt dieses Kernstück des
Völkerrechts ernst. Der wichtigste Satz der gemeinsamen
Erklärung lautet: „Es gibt noch eine Alternative zum
Krieg.“ Nach dem geltenden Völkerrecht ist es aber nicht
in unser Belieben gestellt, dieser Alternative eine Chance
zu geben, sondern wir sind verpflichtet, das zu tun. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wer die Arbeit der Waffeninspektoren jetzt abbrechen
und durch eine militärische Intervention ersetzen will, hat
die Beweislast. Er muss zeigen, dass eine unmittelbare
und tatsächliche – nicht eine potenzielle – Gefahr für ei-
nen Nachbarstaat oder die ganze Welt anders nicht ab-
wendbar ist. Wir weigern uns, diese Regeln der interna-
tionalen zivilisierten Gesellschaft außer Kraft setzen zu
lassen. Wir tun das aus Sorge darum, in was für eine Welt
uns das führen wird. Wir spüren – dabei bekommen wir
gelegentlich eine Gänsehaut –, an welcher Weggabelung
wir im Augenblick stehen. 

Lange Zeit gab es auf der Grundlage internationaler
Verträge, an die sich auch die Hauptwaffenbesitzer zu hal-
ten haben, einen Konsens über Abrüstung als Prinzip für
den Frieden in der internationalen Politik. Die Entschei-
dung über den Irakkrieg führt aus diesem Konsens heraus
in eine neue, dichotomische Welt. Da soll zwischen Gut
und Böse unterschieden werden. Die guten Länder dürfen
alle Sorten von Waffen haben, die bösen aber nicht. Wenn
diese an entsprechenden Programmen arbeiten, müssen
sie notfalls durch Krieg entwaffnet werden. Alle Ent-
scheidungen darüber trifft nicht die zuständige Weltorga-
nisation, sondern – das notfalls auch ganz allein – die
stärkste und einzige Weltmacht. Der Irakkrieg wäre in die-
sem Kontext ein Präzedenzfall; das ist unsere tiefste
Überzeugung. Er würde das Tor in eine neue Weltordnung
aufstoßen, die nicht auf Vertrag oder Konsens, sondern al-
lein auf der Macht beruht, sie so durchzusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir haben kein Vertrauen in eine Weltordnung, in der als

böse deklarierte Länder damit rechnen müssen, dass sie
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durch Krieg an verbotenen Waffenprogrammen gehindert
werden, wirklich böse Länder aber – wie heute Nord-
korea –, die schon über einsatzfähige Massenvernich-
tungswaffen verfügen, keine Bestrafung fürchten müssen.
Wir sagen voraus: In einer solchen Welt wird es nicht nur
eine Serie von Entwaffnungskriegen geben; darin wird auch
Nichtverbreitung keine Chance mehr haben. Es wird logi-
scherweise einen heimlichen Wettlauf um den Besitz dieser
Waffen geben, damit man nicht mehr sanktioniert werden
kann, damit das eigene Handeln sakrosankt wird. Das ist
keine Weltordnung, in der wir leben wollen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nein, wir bestehen auf der Rückkehr zu dem politi-
schen Ziel umfassender Abrüstung und Rüstungskontrolle
aller Länder auf der Basis internationaler Verträge. Die
Waffen selber sind die Gefahr, auch wenn sie in Händen
der guten Länder sind. Man kann sie nicht garantiert ge-
gen verbotenen Zugriff und Missbrauch schützen. Wo
sind denn Anthrax-Briefe verschickt worden mit der
Folge, dass Regierungsgebäude und Parlamentsgebäude
für mehrere Wochen geschlossen werden mussten? Wo
gelangte denn Plutonium auf den freien Markt? Das war
nicht in irgendwelchen Schurkenstaaten, sondern in der
zivilisierten Welt, mitten unter uns. Dies zeigt doch: Es
geht um die Waffen selber. Es geht um ein Regime mit der
Sicherheit der gemeinsamen Abrüstung. Ein Irakkrieg
führt zu einer Bewegung davon weg hin zu einer neuen
Weltordnung, in der auf diese Gefahren überhaupt keine
Antwort gefunden werden kann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Der Bundeskanzler hat unser Nein zu einer Abkehr von
den bisherigen Regeln der Weltgemeinschaft noch einmal
bekräftigt. Unser Nein ist kein Nein des Trotzes, des Tak-
tierens oder gar der fahrlässigen Infragestellung der west-
lichen Wertegemeinschaft. Dieses Nein ist – im Gegenteil –
ein Nein zu einer Veränderung der Werte und Regeln die-
ser Gemeinschaft, die ohne jeden Verständigungsprozess
durchgesetzt werden soll.

Hier stehen wir auf der Seite von Ex-Bundespräsident
Richard von Weizsäcker, der uns geraten hat, diese Dis-
kussion mit unserem amerikanischen Partner zu führen,
aber in Form einer Freundschaft des offenen Wortes und
nicht „in blinder Unterwerfung“.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir sind heute dem Kern unseres Mandates, das uns
von den Wählern verliehen worden ist, in besonderer
Weise sehr nah. Es geht um die Verantwortung über den
Tag hinaus. Wir stehen an einer Weggabelung. Dies ist der
Hintergrund unserer Entscheidung und unserer Position.
Wir haben das Gefühl, die vielen Menschen, die vielen
Wähler, die uns unterstützen, folgen nicht einer Stim-
mungslage, sondern teilen diese Grundüberzeugung. Dies
macht uns stark und fest.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Michael Glos,

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Glos (CDU/CSU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Erler, ich greife Ihre Worte von der Ver-
antwortung über den Tag hinaus auf. Ich bin seit mehr als
25 Jahren Mitglied dieses Hauses. Aber was in den letz-
ten Wochen an außenpolitischem Vertrauen und Porzellan
zerschlagen worden ist, macht mich fassungslos.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Trotz der aktuellen Kriegsangst, die natürlich herrscht,
wenn Truppen aufmarschieren und sich ein Diktator bis
jetzt unbeugsam zeigt, müssen wir doch immer schauen,
dass wir die Grundlagen unserer Sicherheitspolitik, die
feste Nachkriegsarchitektur, auf die unser Land aufgebaut
ist, auch für die Zukunft bewahren können. Vertrauen ist
ein ungeheuer zerbrechliches Gut; das war auf der Si-
cherheitskonferenz in München deutlich zu spüren. Es ist
sehr schnell zerstört und es dauert sehr lange, bis es wie-
der aufgebaut ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir tragen
Verantwortung für unser Land, jetzt und weit über den Tag
hinaus. In den 57 Jahren, die seit der totalen Niederlage
im Zweiten Weltkrieg vergangen sind, hat sich Deutsch-
land dank der Politik kluger Staatsmänner zu einem
gleichberechtigten, geschätzten Partner entwickelt. Wir
gehören zur westlichen Wertegemeinschaft. Das ist für ein
Volk, von dem der Holocaust ausgegangen ist, weil es
dem Diktator nicht rechtzeitig das Handwerk gelegt hat,
nicht selbstverständlich.

Wir sind stolz darauf, dass wir über eine gefestigte De-
mokratie verfügen, dass wir geschätztes Mitglied eines
Bündnisses sind, dass wir eine marktwirtschaftliche Ord-
nung haben, dass wir uns den Prinzipien der freien Welt
verpflichtet fühlen und dass wir uns ein einmalig hohes
Niveau an Wohlstand und sozialer Sicherheit erarbeitet
haben. Maßgeblich dafür war das Vertrauen, das uns die
anderen entgegengebracht haben. Dieses Vertrauen dür-
fen wir nicht verletzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zu diesem Wiederaufstieg Deutschlands haben die auf
gegenseitiges Vertrauen aufbauende transatlantische Part-
nerschaft, der Schutz durch die NATO in den Jahren des
Kalten Krieges, die irreversible Einbindung in die Euro-
päische Union und die Einbettung in eine liberale Welt-
wirtschaftsordnung in besonderem Maße beigetragen.
Angesichts des Dilettantismus der letzten Wochen spüre
ich, dass dies alles für die Zukunft beschädigt ist.

Es stimmt schon eigenartig, Herr Bundeskanzler, was
große deutsche Zeitungen schreiben; ich habe einige 
dabei. So ist zum Beispiel zu lesen, Wilhelm II. feiere
wieder fröhliche Urstände. Die „Süddeutsche Zeitung“

Gernot Erler



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 25. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Februar 2003

Michael Glos

schreibt von „Gerhard II.“. Wenn man das liest, dann spürt
man, dass etwas zerbricht und dass etwas entsteht, von
dem wir in Deutschland geglaubt haben, dass wir es über-
wunden haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist auch zu spüren, wenn man sich im Fernsehen
die aktuellen Nachrichten ansieht. Die NATO befindet
sich in der schwersten Krise ihrer Geschichte. Das von Ih-
nen mitgetragene Veto hinsichtlich der Planung für den
Bündnisfall für die Türkei ist konzeptionslos. Es wird vie-
ler diplomatischer Künste bedürfen, um all das zu repa-
rieren, was an Porzellan zerschlagen worden ist.

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Hermann Otto
Solms)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere
NATO-Partner wissen doch noch: Sie waren diejenigen,
auf die die Deutschen angewiesen waren. Die NATO war
die entscheidende Basis für die Sicherung des Friedens in
den Jahren des Kalten Krieges. Davon haben wir profitiert.
Deutschland war das potenzielle Aufmarschgebiet des
Warschauer Paktes. Ohne die NATO hätten wir unsere Wie-
dervereinigung in Frieden und Freiheit niemals erreicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des 
Abg. Klaus Haupt [FDP])

Die NATO ist für uns nicht überflüssig geworden, seit-
dem uns an unserer östlichen Flanke keine Panzerarmeen
mehr feindlich gegenüberstehen. Die NATO ist für uns
notwendig, damit wir uns gegen die neuen terroristischen
Bedrohungen, die es auf der Welt gibt und die zunehmen,
verteidigen können; denn nur das gemeinsame Bündnis
verfügt über die entsprechenden Mittel. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es geht hinsichtlich der Außenpolitik ein Riss durch
Europa. 

(Katrin Dagmar Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Deswegen machen Sie diesen
Antrag? Ihr Antrag ist der Riss!)

– Das steht alles in dem Antrag. Machen Sie sich keine
Sorgen, Frau Göring-Eckardt! Hören Sie zu! Sie können
nur lernen.

(Katrin Dagmar Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ich mache mir keine Sorgen!)

Der Aufruf der acht EU-Regierungschefs zur transat-
lantischen Solidarität – jetzt komme ich auf den Antrag zu
sprechen – ist Ausdruck der abnehmenden Gemeinsamkeit
der Europäer. Warum sind denn die Deutschen nicht gefragt
worden, ob sie diesen Antrag mit unterschreiben? Vielleicht
wären wir zu einem gemeinsamen Antrag gekommen, Herr
Bundeskanzler. Es gab aber nie den Versuch, eine gemein-
same Position in Europa herzustellen. Wenn man sich von
vorneherein von seinen Partnern distanziert und ihnen zu
verstehen gibt, egal was sie beschließen, man mache nicht
mit und, egal was die Weltgemeinschaft vorsieht, man gehe
einen Sonderweg, dann muss man sich nicht wundern,
wenn man am Ende alleine dasteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Fas-
sungslosigkeit bei unseren amerikanischen Freunden gibt
es nicht nur bei George Bush, bei Rumsfeld und den Re-
publikanern. Vielmehr ist diese Sorge auch auf der ande-
ren politischen Seite sehr verbreitet. 

Ich war nach der Sicherheitskonferenz abends in der
Residenz Nachbar von Senator Lieberman. Er war be-
kanntlich der Vizepräsidentschaftskandidat der Demokra-
ten. Als ich ihm gesagt habe, dass wir nur wegen etwas
mehr als 6 000 Stimmen den ersten Platz bei der Bundes-
tagswahl verfehlt hatten, entgegnete er, die Demokraten
in den USA hätten den ersten Platz nicht wegen der Stim-
menzahl, sondern wegen des Wahlsystems verfehlt, sonst
wäre er heute Vizepräsident. Aber trotz dieser Wahlaus-
einandersetzung ist man sich heute einig, dass man ge-
meinsam den Terrorismus bekämpfen muss, dass man ge-
meinsam gegen Schurkenstaaten vorgehen muss,

(Franz Müntefering [SPD]: Das liegt doch an
Ihnen! Das können Sie doch auch haben!)

dass man gemeinsam Saddam Hussein in die Schranken
weisen muss. Es ist auch hier gesagt worden: Ohne ame-
rikanische Soldaten dort wären heute keine Waffenin-
spekteure im Irak. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was mir mindestens so viel Sorgen macht wie der mög-
licherweise bevorstehende Krieg, ist die Tatsache, dass
wir heute eine Art Sprachlosigkeit in den deutsch-ameri-
kanischen Beziehungen haben. Herr Bundeskanzler,
wenn Sie zum Telefon greifen und den amerikanischen
Präsidenten anrufen wollen, hebt auf der anderen Seite
niemand den Telefonhörer ab.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist etwas, was uns keine Schadenfreude bereitet, son-
dern es macht uns zutiefst besorgt. Ich darf einen Demo-
kraten zitieren. Tom Lantos, ein hochrangiges Mitglied
des Auswärtigen Ausschusses des Repräsentantenhauses,
hat gesagt:

Hätte es die heldenhaften Anstrengungen des ameri-
kanischen Militärs nicht gegeben, wären Frankreich,
Deutschland und Belgien heute sozialistische Sowjet-
republiken.

Ich frage den Herrn Bundeskanzler: Sind Sie denn ei-
gentlich von allen guten Geistern verlassen, wenn Sie eine
Außenpolitik, zum Teil an Ihrem eigenen Außenministe-
rium vorbei, machen, nach dem Motto: „Den Herren Bush
und Blair werden wir es zeigen!“? Wer das als Deutscher
glaubt machen zu können, der leidet unter Großmanns-
sucht und vor Großmannssucht sollten wir uns hüten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Heute wird die Achse Moskau-Berlin-Paris beschworen.
Ganz davon abgesehen, dass das Wort „Achsenmächte“ in
Deutschland und in Europa keinen guten Klang hat, muss
man erst einmal abwarten, ob diese Achse am Schluss hält.
Tatsache ist zum Beispiel, dass unser Partner Frankreich
zwar immer bei internationalen Krisen zunächst einen ei-
genen Kurs verfolgt hat, aber am Ende doch auf der Seite
der westlichen Gemeinschaft gestanden ist. Es ist auch
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Tatsache, dass sich der russische Präsident Putin alle
Türen offen gelassen hat.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: So ist das!)

Die Frage ist doch: Worum geht es in diesen Tagen und
Wochen? Der amerikanische Historiker Jeffrey Herf hat
es wie folgt auf den Punkt gebracht:

Als erster Diktator seit Hitler vereint Saddam Hussein
in seiner Politik Elemente des europäischen Faschis-
mus und Stalinismus, blutigen Terror gegen die eigene
Bevölkerung, Aggressivität gegenüber anderen Staa-
ten, Antizionismus und Antisemitismus, den eindeuti-
gen Wunsch, die Kontrolle über bedeutende Teile der
weltweiten Ölversorgung zu erlangen, sowie eine un-
beirrbare Entschlossenheit, sich chemische, biologi-
sche und atomare Waffen zu beschaffen.

Deswegen war doch die Antwort der Völkerfamilie klar
und unmissverständlich: glaubwürdige Kooperation mit
der UNO, ungehinderte Arbeit der Inspektoren, nachprüf-
bare Entwaffnung und definitiver Verzicht auf Massen-
vernichtungswaffen. Der Bericht von Chefinspektor Blix
und die Analyse von US-Außenminister Powell lassen je-
doch erhebliche und begründete Zweifel am Irak auf-
kommen und diesen Zweifeln muss man nachgehen. Die
politische Führung des Irak hält sich nicht an die Abma-
chungen. Sie täuscht, vertuscht, sie trickst und taktiert.
Wenn Saddam an dieser Strategie festhält, bleibt – das be-
fürchte ich – als Ultima Ratio, als allerletztes Mittel,
nichts anderes übrig als der Einsatz militärischer Gewalt.
Ich befürchte, dass dieses Regime keine anderen Hoff-
nungen zulässt. 

Ich glaube, hier ist niemand, dem es nicht lieb wäre,
wenn sich das auf andere Art und Weise erledigen würde. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Was tun
Sie denn dafür?)

Niemand – vor allem die westliche Völkerfamilie nicht –
will Krieg. Wir kennen die Lehren aus der Geschichte der
Weltkriege. Wir wissen aber eines: Mit den Mitteln der
Friedensbewegung werden wir den Diktator in Bagdad
nicht zum Einlenken bewegen. Von der Bergpredigt las-
sen sich Christen und Nichtchristen, aber keineswegs
Saddam Hussein und Diktatoren seines Schlages beein-
drucken. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Gernot Erler [SPD]: Es geht
um die Inspektionen!)

Wir wissen auch – lassen Sie mich das in diesen erns-
ten Zeiten sagen –: Der gesinnungsethische Pazifismus
mag als Haltung des Einzelnen akzeptabel und durchaus
ehrenwert sein, zur Sicherung des weltweiten Friedens
und zur Eindämmung von Diktatoren taugt er allerdings
nicht. Hier ist Verantwortungsethik gefragt. Wer Sad-
dam Hussein gewähren lässt, wird früher oder später für
die Folgen des Wegsehens aufkommen müssen. Um wel-
che Folgen es sich dabei handelt, war in ZDF-Sendungen
an den letzten Abenden oder bei „Boulevard Bio“ deutlich
zu sehen. Wohin eine falsch verstandene Appeasement-
Politik führt, konnte die Welt im vergangenen Jahrhundert
in der Auseinandersetzung mit dem rechten und linken
Totalitarismus erleben. 

Ich habe Verständnis für die theologischen und huma-
nitären Argumente unserer Volkskirchen. Ich freue mich
auch, wenn Fischer den Papst besucht; ich habe überhaupt
nichts dagegen. Ich bin Mitglied in meiner Kirche und
zahle im Gegensatz zu vielen Leuten auf der Regierungs-
bank Kirchensteuer. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zu allen Zeiten habe ich mich zu dieser Kirche bekannt. 

(Zuruf von der SPD: Fällt Ihnen sonst 
nichts ein?)

Ich kann die ablehnende Mehrheit, die gegenwärtig Angst
hat, irgendwo verstehen. Ich habe auch Verständnis für
eine Minderheit in meiner Fraktion, die gegen einen mög-
lichen Militärschlag gegen den Irak ist. Wir müssen aber
auch die Folgen des Pazifismus im letzten Jahrhundert se-
hen. Hätte die Gemeinschaft der freien Völker Hitler da-
mals rechtzeitig durch politische und – als Ultima Ratio –
militärische Mittel in die Schranken verwiesen, wäre
Deutschland und der Welt sehr viel erspart geblieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich glaube, all das gilt es zu bedenken. Die pazifisti-
sche Haltung der rot-grünen Bundesregierung ist wenig
glaubwürdig. Als es darum ging, den serbischen Diktator
Milosevic in die Schranken zu verweisen, hat sich Bun-
deskanzler Schröder zu einer deutschen Beteiligung bereit
erklärt; dies erfolgte im Übrigen bemerkenswerterweise
ohne ein Mandat der UNO. Das möchte ich hier auch noch
einmal feststellen. Ich halte es trotzdem für richtig. Heute
sieht es so aus, als ob die Bundesregierung den irakischen
Diktator für weniger brutal hält als den serbischen Dikta-
tor. Man weigert sich nämlich, selbst wenn die UNO dies
so fordern sollte – damit ist zu rechnen –, das zumindest
politisch zu unterstützen. Die Strategie des Bundeskanz-
lers im Irakkonflikt bestand und besteht bis jetzt in einem
sehr schwer erklärbaren Chaos-Schlingerkurs. 

Ich möchte noch von einem weiteren Erlebnis auf der
Sicherheitskonferenz erzählen. Ein ehemaliger amerika-
nischer Botschafter hat mir am Samstagmittag beim Hi-
nausgehen gesagt – zu diesem Zeitpunkt waren die Pläne,
massiv mit Blauhelmen dort hineinzugehen, durch den
„Spiegel“ bekannt gemacht worden –, er habe gedacht,
wir hätten in Deutschland keine Soldaten mehr. Er glaub-
te, unsere Kapazitäten seien bis an den Rand bean-
sprucht. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das habe ich
mich auch gefragt!)

Ich habe gesagt: Sie sehen das falsch, Herr Botschafter.
Wir haben nur einen Mangel an grünen Helmen. Offen-
sichtlich sind genügend blaue Helme vorhanden. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das habe ich jetzt nicht verstan-
den!)

– Was wollen Sie? Man kann auf so etwas nur halb scherz-
haft antworten. Die anderen amüsieren sich nämlich in
hohem Maße über uns. 

Diese diplomatischen Bocksprünge sind für unser
Land schlecht, weil sie das Vertrauen in die deutsche 

Michael Glos
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Politik unterminieren. Daran können noch nicht einmal
wir als Opposition Vergnügen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was das auch für unsere Wirtschaft bedeutet, was es
für Folgen haben wird, wenn wir uns von Amerika, der
Lokomotive der Weltwirtschaft, weiter entfernen, wenn
amerikanische Investitionen ausbleiben und unsere Pro-
dukte in den USA nicht mehr gekauft werden – worauf 
wir angewiesen sind –, all das müssen wir bedenken,
wenn wir in diesen Tagen über das Verhältnis zu den USA
reden. 

Die Außenpolitik und vor allen Dingen unsere Bünd-
nisfähigkeit und Solidarität sind zu wertvoll, um in Wahl-
kämpfen missbraucht zu werden. Herr Bundeskanzler,
Sie haben das im Bundestagswahlkampf getan. Schon da-
mals war ich fassungslos, weil ich geglaubt habe, die
Staatsräson würde dies einem verantwortlichen Bundes-
kanzler verbieten. Sie haben dieses Verhalten im nieder-
sächsischen und hessischen Wahlkampf wiederholt. Das
hat allerdings keine Auswirkungen mehr gehabt. Das
zeigt, wie reif die Wähler in Deutschland in dieser Hin-
sicht geworden sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich meine, wir sollten bei all unseren Entscheidungen
immer auch unsere Bündnisfähigkeit und Glaubwürdig-
keit im Auge haben. Wir wissen: Wir können Diktatoren
nicht besiegen, wenn wir in unserer Haltung schwanken
und als freie Welt nicht entschlossen handeln. Hussein
setzt auf die Zerstrittenheit des Westens und hofft bis zu-
letzt, dass er an der Macht bleiben kann. Er versteht die
Sprache des Pazifismus nicht. Er versteht offensichtlich
nur die Sprache der Waffen, weil das seine Sprache ist. 

Ich hoffe, dass eine bewaffnete Auseinandersetzung im
letzten Moment abgewendet werden kann. Aber im Zwei-
felsfall muss ganz klar sein, dass wir an der Seite unserer
Freunde aus der freien Welt, unserer Freunde im Sicher-
heitsrat und unserer amerikanischen Freunde stehen, was
die politische Unterstützung anbelangt. 

Herr Bundeskanzler, ein letzter Punkt. Sie scheuen Ab-
stimmungen im Bundestag für eine notwendige Unter-
stützung offensichtlich wie der Teufel das Weihwasser.
Wenn Sie eine Zustimmung für den Einsatz von Patriot-
Raketen – meinetwegen auch mit deutschem Bedienungs-
personal – brauchen, wenn Sie eine Unterstützung für den
Einsatz deutscher Soldaten in den AWACS-Maschinen
benötigen, sich aber auf Ihre Reihen im Bundestag nicht
verlassen können, dann sage ich Ihnen: Auf uns ist Ver-
lass, wenn es um die Sicherheit unseres Landes für die Zu-
kunft geht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt Herr Bundesminister Peter Struck.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Noch einer,
der überrascht war!)

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wir reden über die aktuelle internationale Lage. Ich
möchte zunächst ein Wort zur Situation in Afghanistan
sagen. 

Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren in vie-
len Krisen und Konflikten und nicht zuletzt im Kampf ge-
gen den Terrorismus als ein sehr zuverlässiger Verbünde-
ter erwiesen. Das zeigt sich vor allen Dingen auch in
Afghanistan. Sie wissen, dass wir dort zu Beginn dieser
Woche zusammen mit den Niederländern eine noch
größere Verantwortung übernommen haben. Lassen Sie
mich meine persönlichen Eindrücke von dieser Über-
nahmezeremonie schildern.

Das Land ist absolut nicht sicher. Das haben auch die
Anschläge gezeigt, die anlässlich meines Besuches und
des Besuches des niederländischen Kollegen verübt wor-
den sind. Diejenigen, die die Raketen abgeschossen ha-
ben, wollten uns signalisieren: Seid euch nicht zu sicher!
Wir können auch anders, wenn wir wollen! – Es bestand
nie eine persönliche Gefahr für mich oder meine Beglei-
tung. Aber es ist ein politisches Signal gewesen, das wir
nicht unterschätzen sollten.

Die Fortschritte in Kabul sind jedoch unverkennbar.
Afghanistan erholt sich von den Wunden, die das Tali-
banregime geschlagen hat. Ich war das erste Mal im
Juli 2002 in Kabul. Damals konnte man die Schreckens-
starre der Menschen wegen der Talibanterroristen noch
mit den Händen greifen. Ein halbes Jahr später hat sich
dieses Land zu einem Lächeln geöffnet, insbesondere
wenn man mit Kindern spricht. Diese Entwicklung wäre
ohne den Einsatz der Bundeswehr nicht vorstellbar.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Wir dürfen auf den Einsatz unserer Soldaten für den
Frieden in diesem geschundenen Land stolz sein. Die
Menschen wenden sich vor allen Dingen den Bundes-
wehrsoldaten geradezu mit Liebe zu. Sie wissen, dass sie
uns bzw. den Bundeswehrsoldaten die Schritte zur Nor-
malität verdanken. Auch die Taliban wissen das. Die Tali-
ban wie auch die Hekmatyar-Rebellen und al-Qaida-Res-
te wollen den ISAF-Soldaten das Handwerk legen. Uns
liegen entsprechende Informationen unserer Dienste und
unserer Partnerdienste vor. Sie rächen sich mit Selbst-
mordanschlägen und Raketenangriffen. Unsere Soldaten
sind in ihrem Auftrag der Weltgemeinschaft, ein demo-
kratisches Afghanistan aufzubauen, höchst gefährdet. 

Ich unterstreiche, was der Bundeskanzler dazu ausge-
führt hat. Auch angesichts der persönlichen Gefährdung für
ihr Leben, der die Soldaten vor allem in Afghanistan aus-
gesetzt sind, verdienen sie unseren höchsten Respekt und
unsere höchste Anerkennung für ihren Einsatz. Diese Auf-
fassung teilt sicherlich der gesamte Deutsche Bundestag.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Ich spreche das deshalb an, weil ich Ihnen meine Auf-
fassung zu den Äußerungen meines amerikanischen Kol-
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legen Donald Rumsfeld im amerikanischen Kongress
verdeutlichen möchte. Ich habe das übrigens auch dem
Kollegen Rumsfeld in einem Vieraugengespräch mitge-
teilt.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Da wäre ich
gern dabei gewesen!)

Das deutsche Engagement im Kampf gegen den Terro-
rismus hat die USA spürbar entlastet. Daran kann wohl
kein Zweifel bestehen. Angesichts der Tatsache, dass sich
abgesehen von dem Kommando Spezialkräfte der deut-
schen Bundeswehr keine anderen Special Forces mehr im
Kampf gegen den internationalen Terrorismus in Afgha-
nistan aufhalten – alle anderen sind schon verschwun-
den –, meine ich, dass wir uns nichts vorwerfen zu lassen
haben, schon gar nicht von den Vereinigten Staaten von
Amerika.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir vergessen nie, dass wir durch die amerikanische
politische und wirtschaftliche Unterstützung in einem sta-
bilen demokratischen Land leben dürfen. Auch ich ver-
gesse das nie. Das heißt aber nicht, dass ich es akzeptiere,
dass Verteidigungsminister Donald Rumsfeld Deutsch-
land in einem Atemzug mit Kuba und Libyen nennt. Das
ist inakzeptabel, unfair und mehr als ungehörig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das habe ich ihm auch persönlich gesagt. Ich will Ihnen
auch erläutern, warum ich das für absolut unfair und un-
amerikanisch halte. Das Gebot der Fairness ist schließlich
fast eine amerikanische Grundtugend. 

Wir haben die Überflugrechte und die Nutzung der
US-Basen beschlossen. Wir haben beschlossen, dass
Truppenverlegungen über deutsches Territorium möglich
sind. Wir bewachen seit dem 24. Januar US-Einrichtun-
gen. Gestern waren für diese Aufgabe 999 Soldaten an
18 Standorten in 17 Objekten im Einsatz. Maximal kön-
nen 7 000 Soldaten abgestellt werden. Ich habe Rumsfeld
darauf angesprochen, was wohl unsere Soldaten, die in
der Winterkälte solche Einrichtungen schützen, darüber
denken, wenn ihr Land mit Libyen und Kuba gleichge-
setzt wird. Das geht nicht an und das kann man ihm nicht
durchgehen lassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Abg.
Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU] meldet
sich zu einer Zwischenfrage)

Er ist ein Mann, der eine klare Sprache spricht. Das bin
ich aber auch und ich meine, das geht nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Herr Präsident!)

– Melden Sie sich doch bitte lauter zu Zwischenfragen!
Ich habe nichts dagegen, Herr Präsident.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Schäuble, Sie haben das Recht zu einer

Zwischenfrage. Bitte schön.

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 

Herr Bundesverteidigungsminister, könnte in Ihren
Ausführungen, dass die Bundeswehr und die Bundes-
republik Deutschland eine Menge leisten und dass im
Übrigen von amerikanischer Seite nicht mehr Unterstüt-
zung seitens der Bundeswehr nachgefragt worden ist,
nicht in Wahrheit die Beschreibung des Problems liegen,
nämlich dass durch die unverantwortlichen Äußerungen
des Bundeskanzlers die deutsch-amerikanischen Bezie-
hungen so geschädigt worden sind, obwohl der Dissens in
der Sache, was die Unterstützung selbst anbetrifft, nicht
so groß ist?

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 

Nein, das sehe ich völlig anders, Herr Kollege
Schäuble. In den Debatten über eine mögliche Betei-
ligung Deutschlands oder anderer Länder am Irakkrieg,
die im Sommer begannen, war völlig klar, dass sich die
Bundesrepublik Deutschland – das hat der Bundeskanzler
im Sommer wie auch zum gegenwärtigen Zeitpunkt er-
klärt – nicht an militärischen Maßnahmen beteiligen wird
und dass wir eine andere politische Zielrichtung verfol-
gen. Der Kanzler hat das ja dargelegt. 

Das haben die Amerikaner auch akzeptiert. Sie haben
akzeptiert, dass wir nicht mit Bodentruppen oder sonst et-
was im Irak sind. Aber sie haben natürlich auch andere
Wünsche geäußert. Ich habe eben die Erfüllung einiger
Wünsche dargestellt.

Mein Punkt ist: Wenn ich zum Beispiel darauf hin-
weise, dass wir natürlich die Transporte von Rheinland-
Pfalz nach Bremerhaven absichern werden, wenn sie not-
wendig werden, dass wir die Straße von Gibraltar und die
Einfahrt in den Suezkanal im Zusammenhang mit der
Operation „Active Endeavour“ im Kampf gegen den in-
ternationalen Terrorismus schützen, dass unsere Marine
am Horn von Afrika ist, dass wir dem AWACS-Einsatz
zustimmen werden – das alles wissen Sie doch –, dann
kann ich nicht verstehen, dass ein amerikanischer Vertei-
digungsminister so tut, als sei das alles gar nichts und wir
seien genauso wie Fidel Castro oder Muammar al-Gaddafi.
Das kann ich nicht verstehen. Das muss man auch sagen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich bin in dem Gespräch mit Donald Rumsfeld in die-
ser Frage natürlich letztlich nicht einig geworden. Er – das
will ich der Fairness halber auch erwähnen – hat mir ge-
sagt, ich möge dem Bundestag mitteilen, diese Bemer-
kung über Libyen, Kuba und Deutschland habe sich nur
auf die Frage bezogen, die ihm ein Congressman gestellt
hat, wer sich alles am Krieg nicht beteiligen wolle. Das ist
schon eine eigenartige Begründung von Donald Rumsfeld.

Nachdem das geklärt war, haben wir noch einen Punkt
besprochen, den ich dem Deutschen Bundestag auch nicht
vorenthalten möchte. Es gibt Meldungen – sie sind auf der
Sicherheitskonferenz kolportiert worden –, amerikani-
sche Einheiten, die für andere Zwecke schon abgezogen
sind – ich sage jetzt nicht, für welche –, kämen nie wieder
nach Deutschland und US-Standorte in Deutschland wür-
den geschlossen und nach Polen verlagert werden. Ich
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habe ihn auf diese Meldungen angesprochen. Er hat mir
klar erklärt – ich sage das hier auch dem Parlament –:
Diese Meldungen sind falsch.

Ich finde das sehr wichtig, denn es wird plötzlich eine
Situation hervorgerufen, als würden wir von den Verei-
nigten Staaten von Amerika für unbotmäßiges Verhalten
abgestraft werden. Das ist nicht so. Diese Klarstellung
begrüße ich.

Unterschiedliche Auffassungen gibt es in dieser einen
Frage. Man muss auch klar sagen, welche Positionen man
hat.

Ich möchte etwas zu den Themen Patriot und AWACS
sagen. Seit dem vergangenen Freitag liegt eine Anfrage
meines niederländischen Kollegen, der mit mir zusam-
men in Afghanistan, in Kabul, war, zur Überlassung einer
gewissen Zahl von Patriot-Lenkflugkörpern in leistungs-
gesteigerter Version vor. Die leistungsgesteigerte Version
haben nur wir und nicht die Holländer. Es geht also um
Missiles, nicht um Abschussbatterien. Wir haben dieser
Bitte entsprochen.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Wofür wol-
len sie die haben?)

Wir werden diese Patriot-Missiles zusammen mit den nie-
derländischen Batterien ab morgen oder übermorgen auf
dem Seeweg in die Türkei bringen. Dazu haben wir auch
entsprechende Vereinbarungen geschlossen.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Die Hollän-
der fragen für die Türkei! Ist das denn wahr?)

– Stellen Sie eine Zwischenfrage. Dann will ich das noch
einmal beantworten. Sie sind ja sachkundig. Machen Sie
das!

(Zurufe von der CDU/CSU)
– Nein, Sie dürfen nicht einfach nur so einen Unsinn da-
zwischenrufen. Stellen Sie eine Zwischenfrage! Dann
werde ich Ihnen das erklären.

(Lachen bei der CDU/CSU)

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): 
Herr Minister, Sie haben gerade in einer etwas ge-

heimnisvollen Sprachregelung versucht, uns zu erklären,
dass uns die Holländer gebeten haben, Material zur Ver-
fügung zu stellen, damit die Niederländer es in die Türkei
bringen können. Können Sie mir erklären, warum es nicht
einen direkten Weg von Deutschland in die Türkei gibt,
warum der vielmehr über die Niederlande organisiert wer-
den muss?

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 
Ich versuche das. Es gibt – da haben Sie nicht zuge-

hört – keine Bitte der Türkei an Deutschland, Patriot-Ra-
keten zu liefern.

(Erika Lotz [SPD]: Also!)
Es gibt eine Bitte der Türkei an die Niederlande, Patriot-
Batterien und -Raketen zu liefern.

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP)

– Da müssen Sie nicht lachen, Herr Kollege. Wenn die
Türkei die Niederlande bittet, Patriot-Raketen – –

(Zuruf von der FDP: Die die Holländer nicht ha-
ben! – Gegenruf des Abg. Gert Weisskirchen
[Wiesloch] [SPD]: Ja, sicher haben die Hollän-
der die! Sie haben keine Ahnung!)

– Entschuldigung, natürlich haben die Holländer die. Ich
muss Ihnen das erklären. Sie sind kein Verteidigungspoli-
tiker. Sie können das nicht so wissen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Es gibt Abschussrampen, die Holland, Deutschland und
die USA haben. Daneben gibt es bestimmte Missiles, Be-
waffnungen dafür. Die Bewaffnungen, die die Holländer
auf ihren Batterien haben, werden von der Türkei als nicht
so effizient angesehen wie die, die wir haben, die punkt-
genauer angreifende Raketen bekämpfen können.

Es gibt also eine Anfrage der Türkei an die Nieder-
lande. Die Niederlande hat gesagt: Wir liefern die Batte-
rien. Wenn gewünscht wird – so war es –, dass zielge-
nauere Raketen mitgeliefert werden sollen, dann tun wir
das. – Sie können sich gern wieder setzen, Herr Schauerte.

Wir tun das auch deshalb, weil wir, wie Sie wissen, Pa-
triot-Batterien einschließlich Raketen nach Israel liefern.
Ich denke, das ist auch im Sinne des Deutschen Bundes-
tages; wir haben darüber ja im Zusammenhang mit Israel
diskutiert. Das war eine vernünftige und richtige Ent-
scheidung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich möchte Ihnen noch etwas vorhalten. Ich habe an
der Münchener Sicherheitskonferenz teilgenommen. Der
Bundeskanzler hat eben von der „coalition of the willing“
für den Krieg gesprochen, an der sich auch die Union 
beteiligen will. Da haben Sie empört reagiert. Herr 
Westerwelle hat die Union verteidigt und gesagt, sie sei
keine Kriegspartei.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Bundesminister, erlauben Sie eine Zwischenfrage

des Kollegen Nolting?

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 

Ja, bitte.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte schön, Herr Nolting.

Günther Friedrich Nolting (FDP):

Herr Minister, ich hatte Sie gestern im Verteidigungs-
ausschuss schon darauf angesprochen, dass es die Idee
gibt, Blauhelme im Irak einzusetzen. Der Kollege
Dr. Hoyer hatte Sie auf der Sicherheitskonferenz in Mün-
chen danach gefragt und Sie haben darauf verwiesen, der
Herr Bundeskanzler würde dazu heute Stellung nehmen.
Sie haben mir gestern erklärt, auch Sie würden heute dazu
Stellung nehmen. Können Sie uns sagen, wie dieser Ein-
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satz organisiert werden soll, welche Truppen von wem zur
Verfügung stehen und in welcher Größenordnung Blau-
helme eingesetzt werden sollen?

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Hollän-
dische Blauhelme! – Christian Schmidt [Fürth]
[CDU/CSU]: Truppen aus Amsterdam!)

Das ist eine Frage, die die Öffentlichkeit beschäftigt. Ich
denke, Sie sollten hier eine Information dazu geben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 

Ich möchte zunächst noch einmal klarstellen, dass die
Antwort auf die Frage des Kollegen Hoyer anlässlich mei-
nes Referats bei der Sicherheitskonferenz, ob ich zu dem
Thema Blauhelme und deutsch-französischer Geheim-
plan etwas sagen wolle, war: Ich kann dazu nichts sagen.
Die Antwort hieß nicht: Ich will dazu nichts sagen. Ich
wollte zu dem Vorgang zu dem Zeitpunkt auch nichts sa-
gen, was natürlich richtig war. Der Kanzler hat jetzt darü-
ber gesprochen, welche Gespräche mit Frankreich laufen.
Die Bemerkung, es sei ein Geheimplan, ist absoluter Un-
sinn; das haben wir auch klargestellt. Das betrifft auch die
Frage der Blauhelme.

Dazu will ich Ihnen noch eines sagen: Eine solche Si-
tuation ist im Augenblick nicht ersichtlich. Wir werden se-
hen, wie sich die Situation weiter entwickelt, was im Si-
cherheitsrat beraten wird, welche Erfolge die Initiative
Deutschlands, Frankreichs und Russlands haben wird. 

Nehmen Sie gern Platz, Herr Nolting. Es dauert ein
bisschen länger.

Ich sage Ihnen nur: Jeder deutsche Politiker, der auf die
Frage „Können Sie sich vorstellen, dass irgendwann im
Irak auch Blauhelme zum Einsatz kommen?“ Nein sagt,
hat nun wirklich sein Amt verfehlt. Natürlich kann das
einmal passieren. Wir sehen das im Augenblick nicht,
aber wir wollen es nicht theoretisch für alle Zeiten und
ewig ausschließen.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zusatzfrage des Kol-

legen Nolting?

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 

Also gut, noch eine kurze Zusatzfrage.

Günther Friedrich Nolting (FDP): 

Herr Minister, hat es denn in dieser wichtigen Frage
eine Abstimmung zwischen dem Bundeskanzleramt, dem
Bundeskanzler und Ihnen sowie den Fachleuten im Ver-
teidigungsministerium gegeben? Man bringt so etwas ja
nicht in die Öffentlichkeit, ohne dass es vorher entspre-
chende Planungen gibt. Ich gehe davon aus, dass Sie ge-
nau wie der Herr Bundesaußenminister auch darüber in-
formiert waren. Oder war das nicht der Fall und konnten
Sie deshalb nicht Stellung nehmen?

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 

Diese Frage ist nach meinen Informationen gestern in
der Aktuellen Stunde und in der Fragestunde erörtert wor-
den. Staatsminister Schwanitz hat darauf geantwortet. Ich
habe seiner Antwort überhaupt nichts hinzuzufügen.

(Dirk Niebel [FDP]: Die Regierung hat doch
gar nichts gesagt!)

– Herr Schwanitz hat Informationen gegeben. Warum soll
ich das hier noch einmal bestätigen?

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja oder nein?)

Jetzt noch einmal zur Position der Union: Wir disku-
tieren über eine unterschiedliche politische Bewertung ei-
ner Frage. Ich muss Ihnen das jedoch noch einmal vor-
halten, denn Herr Kollege Glos hat leider nicht darüber
gesprochen. Vielleicht kann das ja Herr Schäuble, der ir-
gendwann hier auch noch reden wird, klarstellen. Es geht
um die Frage: Was passiert, wenn im Irak tatsächlich mi-
litärische Maßnahmen erfolgen, von wem auch immer ini-
tiert? Die Position der Bundesregierung ist eindeutig.
Wenn Sie das nicht als Pathos abtun – darum bitte ich –,
dann möchte ich Ihnen auch einen persönlichen Eindruck
schildern – Joschka Fischer hat schon darüber gespro-
chen –: Ich habe am ersten Weihnachtstag in Köln-Wahn
zusammen mit den Angehörigen die sterblichen Überres-
te der sieben abgestürzten Soldaten empfangen. Das da-
mit verbundene Zeremoniell und die anderthalb Stunden
Vorgespräche, die ich mit den Angehörigen geführt habe
und die mir Fragen wie „Habt ihr auch den richtigen Hub-
schrauber zur Verfügung gestellt?“ gestellt haben – Sie
können sich sicherlich vorstellen, wie diese Gespräche
aussahen –, haben jedenfalls mich zu einer ganz persönli-
chen Erkenntnis gebracht: Ich möchte als Verteidigungs-
minister niemals wieder – das wünsche ich auch keiner
meiner Nachfolgerinnen bzw. keinem meiner Nachfol-
ger – in die Lage kommen, tote deutsche Soldaten in der
Heimat zu empfangen. Das kann man eigentlich nieman-
dem zumuten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Jeder sollte wissen, was in einer solchen Situation auf ihn
zukommt. 

Jetzt zur Position der Union: Über sie muss Klarheit
herrschen. Frau Merkel hat in München gesagt: Diktato-
ren verstehen – das ist sicherlich richtig – nur die Sprache
der Bedrohung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist richtig!)

Wenn die friedliche Entwaffnung sich am Ende als Fehl-
schlag erweist, befürworten wir auch im Interesse der in-
ternationalen Sicherheit und der Autorität des UN-Sicher-
heitsrates ein militärisches Vorgehen. 

(Barbara Wittig [SPD]: Hört! Hört! – Gernot
Erler [SPD]: Das war eindeutig!)

Deutschland solle sich in diesem Fall nach seinem eige-
nen Vermögen beteiligen. Stoiber – ich saß bei seinem ers-
ten Auftritt neben ihm; er hat mich überrascht; denn am
Samstagmorgen hat er auf die Rede von Rumsfeld mit Be-
denken reagiert – hat gesagt: Die Gefahren durch den Irak
würden hier „so nicht in der Breite gesehen“. Er hat des
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Weiteren mehr Zeit für die Inspektionen gefordert. Abends
beim Essen für die Teilnehmer der Sicherheitskonferenz 
– ich war wieder dabei – hat er Folgendes gesagt: Sollte es
nicht gelingen, mit friedlichen Mitteln die Gefahren aus
dem Irak zu bannen, muss Deutschland auch bei einer mi-
litärischen Auseinandersetzung an der Seite der USA ste-
hen. Das bedeutet, das, was der Bundeskanzler vorhin ge-
sagt hat – Stichwort „coalition of the willing“ –, ist richtig.
Sie wollen in dem Fall, über den wir reden, militärisch an
der Seite der USA stehen. Dazu sage ich Ihnen: Das ist
falsch. Das muss man im Deutschen Bundestag deutlich
herausarbeiten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Christian Schmidt [Fürth]
[CDU/CSU]: An welcher Seite wollen Sie denn
stehen? An der Seite Saddam Husseins?)

Die Position der Bundesregierung ist völlig eindeutig.
Wir werden nach den Beratungen im UN-Sicherheitsrat
am Freitag, spätestens am Samstag im NATO-Rat eine
Entscheidung treffen, die den Interessen der Türkei abso-
lut gerecht werden wird; denn wir haben niemals einen
Zweifel daran gelassen – auch jetzt werde ich daran kei-
nen lassen –, dass die Türkei ein Bündnispartner der
NATO ist und den Schutz bekommt, den sie braucht,
wenn unmittelbare Gefahren drohen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Christian Schmidt [Fürth]
[CDU/CSU]: Hat der Herr Bundeskanzler das
gestern auch Herrn Aznar gesagt?)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Wolfgang Gerhardt

von der FDP-Fraktion.

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Also,
ich finde schon, der Kanzler könnte bei einer
solchen Debatte bis zum Schluss dableiben! Ein
Skandal! Der Außenminister ist nicht da und der
Kanzler ist nicht da! Sie nehmen das Thema
nicht ernst!)

Dr. Wolfgang Gerhardt (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glaube,
beiden wird in geeigneter Form mitgeteilt werden, dass es
besser wäre, wenn sie hier wären. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Holt
sie her!)

Ich möchte nur ein paar Anmerkungen machen. Der
Außenminister hat wortreich eine internationale Lage-
analyse über die schwierigen Regionen dieser Welt aus-
geführt. Das alles ist zwar richtig gewesen. Aber leider
will sich die Welt nicht immer so entwickeln, wie es guten
Deutschen richtig erscheint. Sie entwickelt sich oft anders
und stellt uns vor andere Fragen als diejenigen, die von ei-
nem Planungsstab nach einer klugen Lageanalyse vorge-
tragen werden könnten. Die jetzige Lage, in der wir uns
befinden, ist ganz einfach: Die internationale Öffentlich-
keit hat versucht, Druck aufzubauen, damit das Regime

von Saddam Hussein wieder Inspektoren ins Land lässt,
um so im Irak Sachen auf die Spur zu kommen, die er-
kennbar noch vorhanden sein müssen und die andere
Menschen bedrohen. 

Als sich die internationale Völkergemeinschaft daran-
gemacht hat, hat der deutsche Bundeskanzler im Bundes-
tagswahlkampf gesagt: Wir nicht. Wir sind am Ende nicht
dabei. Keine deutschen Soldaten in den Irak. – Es hatte
ihn im Übrigen auch niemand gebeten, deutsche Soldaten
in den Irak zu entsenden. – Der erste große strategische
Fehler deutscher Außen- und Sicherheitspolitik ist mit
dieser Aussage gemacht worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wer erklärt, wie dies der Herr Bundeskanzler und der
Bundesaußenminister hier getan haben, dass er in strikter
Bindung an das Völkerrecht vorgehen will, dass er das
Gewaltmonopol bei den Vereinten Nationen halten will,
dass er unilaterales Vorgehen nicht akzeptiert, der muss
eine Außen- und Sicherheitspolitik betreiben, die die Au-
torität des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen stärkt
und nicht schwächt. – Das ist der erste Punkt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Damit hat die Bundesrepublik Deutschland einem Dik-
tator angezeigt, er könne entkommen und seine Politik
weiterführen, ohne mit dem Letzten rechnen zu müssen.
Sie hat Frieden gesinnungsethisch definiert, aber nicht
verantwortungsethisch. Ich verwahre mich dagegen, dass
alle die, die Frieden und Sicherheitspolitik auch verant-
wortungsethisch definieren, wie dies die Fraktion der
Freien Demokratischen Partei hier tut, so dargestellt wer-
den wie vorhin auch die Union, als seien sie leichtfertig
eher bereit, Krieg als Mittel einzusetzen. Mit Vaclav Ha-
vel lasse ich mich gern in eine Reihe stellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das Zweite sage ich jetzt einmal bewusst an die Rei-
hen der Grünen gerichtet. Völkerrecht setzt sich, wie auch
Sie erfahren mussten, nicht von selbst durch. Sie haben es
beim Kosovo erfahren – sogar ohne Entscheidung des Si-
cherheitsrats der Vereinten Nationen. Sie mussten in der
damaligen Situation auch in Ihren Reihen dafür werben,
sich militärisch zu engagieren, weil Sie den Menschen im
Kosovo sonst nicht hätten helfen können. 

Die Bundesregierung hat der Sicherheitsratsresolu-
tion 1441 zugestimmt. Diese Sicherheitsratsresolution
hat alle Komponenten zum Erreichen der Entwaffnung
des Irak – alle. Frankreich hat sich die letzte Option nicht
verschlossen, Russland nicht und China auch nicht. Des-
halb sage ich Ihnen: Wir werden das in diesem Parlament
noch einmal diskutieren. Ich kann nicht ausschließen,
dass der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland
und der Bundesaußenminister sowie die gesamte Regie-
rung am Ende ganz allein dastehen. Ich sage Ihnen, dass
Sie es nicht verantworten können, diese Linie heute dem
Deutschen Bundestag vorzutragen, weil Sie im Grunde
gegen Ihre eigene Position schon heute sagen, Sie wüssten
genau, was die Inspektoren vortragen würden. Ihr Bun-
deskanzler hat in Goslar gesagt: Selbst wenn wir den In-
spektoren noch vier Wochen mehr Zeit geben: Auch das
Ergebnis, das sie in vier Wochen vortragen werden, inte-
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ressiert uns nicht; auch wenn der Mann seine Waffen nicht
abräumt, werden wir ihn nicht mit militärischen Mitteln
dazu zwingen. – Ich finde, dass eine Weltgemeinschaft,
auch vertreten durch die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland, die Wert darauf legt, dass sie aus der Ge-
schichte gelernt hat, die ein Gewaltmonopol beim Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen hält, diesem Gewaltmo-
nopol auch Autorität und Durchsetzungsfähigkeit
verschaffen muss; denn sonst trägt es nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich will damit sagen, dass Deutschland eine außeror-
dentlich große Möglichkeit strategischer Außen- und Si-
cherheitspolitik vergeben hat – aus Wahlkampfgründen –
in einem Moment, in dem dieses Land nach einer langen
Nachkriegsgeschichte den Vorsitz im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen hat und eigentlich alles hätte tun müs-
sen, um zusammenzuführen. Ein solcher nicht nur hand-
werklicher, sondern auch politisch-strategischer Fehler ist
in der Geschichte der Außenpolitik der Bundesrepublik
Deutschland ohne Beispiel. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Zuletzt noch eine kurze Bemerkung zum Bundesver-
teidigungsminister. Herr Bundesverteidigungsminister,
Sie haben ruhig vorgetragen, Sie engagieren sich, Sie ha-
ben hier wortreich dargestellt, wie der Verlauf der Ver-
handlungen über die Patriot-Raketen gewesen ist, aber Sie
werden sich noch gewaltig anstrengen müssen. Sie kön-
nen weder der ganzen Weltöffentlichkeit noch einem
Bündnispartner erklären, selbst wenn Sie noch eine
Stunde Redezeit bekämen, wieso die Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland, die im NATO-Bündnis übri-
gens stärker integriert ist als Frankreich, dem Bünd-
nispartner Türkei Lieferungen verweigert 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
Sehr wahr!)

oder jedenfalls nicht politisch verständlich auf eine ent-
sprechende Anfrage antwortet. Die Türkei ist unser Bünd-
nispartner und definiert ihre Sicherheit selbst; wir können
dies nicht für sie tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die oberlehrerhafte Art in Deutschland, darzustellen, wie
die Sicherheitsempfindungen der Türkei aussehen, steht
im krassen Widerspruch dazu, die türkische Bevölkerung
immer wieder dazu einzuladen, zu uns nach Europa zu
kommen.

Dieses Bündnis hat uns jahrzehntelang geschützt. Wir
haben wie selbstverständlich erwartet, dass das Bündnis
sofort reagiert, wenn sich die Bevölkerung der Bundes-
republik Deutschland gefährdet fühlt. Warum um alles in
der Welt sind Sie nicht in der Lage, einer anderen Bevöl-
kerung die gleiche Sicherheit zu geben, die andere uns
jahrzehntelang gegeben haben? Das versteht niemand
mehr. Dass Sie dazu nicht in der Lage sind, ist der Grund
dafür, dass andere an uns zweifeln, dass andere fragen:
„Was denken die sich denn?“, und dass die Bundesregie-
rung allmählich jeden internationalen Kredit verspielt, im
Übrigen auch emotional.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Gerhardt, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Wolfgang Gerhardt (FDP): 

Das war es eigentlich schon.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Ludger Volmer vom

Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Ludger Volmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir reden heute hauptsächlich darüber, wie die UN-
Resolution 1441 umgesetzt werden kann. Wir reden darü-
ber, wie Saddam Hussein dazu bewegt und genötigt
werden kann, endgültig abzurüsten. An dem Ziel, ihn dazu
zu bewegen, arbeiten wir alle gemeinsam. Diese Zielset-
zung verbindet uns alle.

Dennoch möchte ich einige Fragen aufwerfen. Ich
möchte zum Beispiel die Frage aufwerfen, wie der Irak
überhaupt ins Visier geraten ist. Damit verbunden ist die
Frage: Warum ausgerechnet der Irak? Nach dem 11. Sep-
tember 2001 waren wir alle – einheitlich, ohne Zweifel,
ohne Zögern – solidarisch mit den Vereinigten Staaten.
Wir alle wussten – manchen Pazifisten fiel es schwer –,
dass man auch militärische Mittel braucht, um den inter-
nationalen Terrorismus einzudämmen und niederzukämp-
fen. Es ging kein Weg daran vorbei, solche Mittel auch ge-
gen das Taliban-beherrschte Afghanistan einzusetzen.
Bis dahin gab es keinen Dissens.

Aber dann begann die Diskussion über die Phase zwei
der Bekämpfung des internationalen Terrorismus. Dann
wurden neue Ziele Gegenstand der Diskussion und eines
dieser Ziele war plötzlich der Irak. Wir haben schon da-
mals die Fragen gestellt: Warum der Irak? Wo ist eigent-
lich der Zusammenhang zwischen dem Irak und dem in-
ternationalen Terrorismus? Dieser Zusammenhang ist nie
nachgewiesen worden.

Ich wundere mich wirklich, dass diejenigen, die mei-
nen, dass der Irak ein Ziel bei der Bekämpfung des inter-
nationalen Terrorismus sein muss, nicht auf das vor
kurzem bekannt gewordene Tonband eingegangen sind,
das angeblich einen Aufruf von Bin Laden enthält. Warum
wird das in dieser Diskussion verschwiegen? Das ge-
schieht doch wohl deshalb, weil dieses Tonband eher ei-
nes beweist: Es gab keine Unterstützung von al-Qaida für
den Irak; vielmehr hatten der arabische Nationalismus, für
den der Irak steht, und der islamische Fundamentalismus,
für den Bin Laden steht, in der Vergangenheit nichts mit-
einander zu tun. Ich halte jede Sicherheitspolitik für ver-
fehlt, die diese beiden – gleichermaßen problematischen
– Stränge in Verbindung bringt und sie geradezu veran-
lasst, sich gegen uns zu verbünden. Eine solche Sicher-
heitspolitik ist nicht in unserem Interesse, sie ist nicht im

Dr. Wolfgang Gerhardt
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europäischen Interesse und ich kann mir auch nicht vor-
stellen, dass sie im amerikanischen Interesse ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Wir müssen doch alles daransetzen, dass die arabische
Welt und der islamische Fundamentalismus auseinander
gehalten werden. Deshalb frage ich mich, ob diese Si-
cherheitspolitik – sie begründet den geplanten Angriff auf
den Irak mit dem Kampf gegen den internationalen Ter-
rorismus – eine sich selbst erfüllende Prophezeiung in
Gang bringt: die Zusammenarbeit – es hat sie vorher nicht
gegeben – von Bin Laden und Saddam Hussein. Eine sol-
che verhängnisvolle Entwicklung müssen wir verhindern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Es wird die für manche Pazifisten durchaus unbequeme
Auffassung vertreten, dass man auch ein militärisches Be-
drohungsszenario braucht, um einen Despoten wie Sad-
dam Hussein in die Knie zu zwingen bzw. zu veranlassen,
die ihm in internationalen Resolutionen aufgetragenen
Verpflichtungen zu erfüllen. Man kann darüber streiten.

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Nein!)
Aber der Aufbau einer Drohkulisse impliziert auf jeden
Fall zweierlei: 

Erstens muss man selber bereit und willens sein, die
Drohung auch umzusetzen. Wenn man sich dazu bekennt,
kann man schlecht sagen: Wir selbst halten uns heraus und
lassen andere kämpfen. Von daher muss man sich vorher
Gedanken darüber machen, ob man den Weg einer Droh-
politik einschlägt. Wir waren von Anfang an skeptisch.

Der zweite Punkt in diesem Zusammenhang: Wenn die
an Saddam Hussein gerichtete Drohung in dem Sinne ef-
fektiv sein soll, dass er wirklich abrüstet, dann muss ihm
auch das Gefühl vermittelt werden, dass die Drohkulissen ir-
gendwann wieder abgebaut werden. Wenn Saddam Hussein
aber glauben kann, dass er auf jeden Fall angegriffen wird,
stellt sich doch die Frage, wo für ihn der Anreiz zur Abrüs-
tung liegt. Das ist vielmehr ein Anreiz zur Aufrüstung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich denke, dies gehört zu den Unklarheiten einer solchen
Drohpolitik.

Der Inhalt der UN-Resolution 1441, auf die wir uns be-
ziehen, ist klar: Sie hat die Abrüstung des Iraks zum Ziel.
Es gibt aber viele kompetente Sprecher in und rund um die
Administration in Washington, die andere Ziele verfolgen
und auch nach außen hin propagieren. Sie propagieren
nicht die Abrüstung des Iraks, sondern den Sturz des Dik-
tators. Nun hat keiner von uns irgendwelche Sympathien
für diesen Diktator; alle wären froh, wenn er weg wäre.
Unter sicherheitspolitischen Aspekten braucht man aber
klare politische Zielsetzungen, weil man sonst zu einer
antagonistischen und widersprüchlichen eigenen Haltung
kommt. Wenn Saddam Hussein den Glauben haben kann,
dass es um seinen Kopf und nicht um die Abrüstung des
Iraks geht, warum sollte er dann abrüsten? Wenn es um
seinen Kopf geht, wird er die Waffen behalten und aufrüs-
ten. Das ist eine der Unklarheiten, die sich bei einer Ana-
lyse dieser Drohkulisse ergibt.

Meine Damen und Herren, einige der Kollegen haben
argumentiert, wie richtig es damals war, mit dem NATO-
Doppelbeschluss den damals noch gegnerischen Block
durch Hochrüstung in die Knie zu zwingen. 

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Nachrüstung!)

Ich will gar nicht darüber diskutieren, ob diese konserva-
tive Sicht der Dinge nicht auch etwas für sich hat.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Da habt ihr
auch falsch gelegen!)

Aber dass es dann zur Abrüstung in beiden Blöcken kam,
hing damit zusammen, dass die Drohpolitik, die mit ato-
marer Aufrüstung verbunden war, massiv an Rückhalt in
der eigenen Bevölkerung verloren hatte. Der Ausdruck
hiervon waren massenhafte Friedensdemonstrationen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Abenteuerlich,
was Sie da reden!)

Diese wiederum waren in der Wahrnehmung der sowjeti-
schen Seite mit ein Grund dafür, dass Gorbatschow zu dem
Schluss kam, er könne abrüsten, ohne Gefahr zu laufen, ge-
genüber dem Westen in eine sicherheitspolitisch nachteilige
Lage zu geraten. Auch Perzeption und Fehlperzeptionen
sind Realitäten. Mit ähnlichen Fehlperzeptionen muss man
bei Saddam Hussein und in der arabischen Welt rechnen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Christian
Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Tolles Beispiel
für Geschichtsklitterung!)

Wir sind deshalb so froh, dass der Heilige Stuhl, der
Papst, die katholischen Bischöfe und die EKD-Synode ein
so klares Bekenntnis gegen den Krieg abgegeben haben. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Das sind keine kleinen Gruppen schwärmerischer Frie-
densfreunde, das sind die wesentlichen Instanzen der
christlichen Welt. Sie haben ihre Verantwortung in zwei-
erlei Hinsicht wahrgenommen. Ich frage mich, warum die
Partei, die das große C in ihrem Namen führt und sich
christlich nennt, nicht zumindest aufmerksam wird, wenn
der Heilige Stuhl so dramatische Mahnungen formuliert. 

Es gibt zum einen das moralische und das ethische Ar-
gument, dass ein Angriff auf den Irak ein massenweises
Sterben der Zivilbevölkerung nach sich ziehen wird.
Schon deshalb verbietet sich aus ethischen Gründen ein
Angriff auf den Irak.

(Dirk Niebel [FDP]: Was sagt denn der Heilige
Stuhl zur Schwangerschaftsverhütung?)

Wir wissen, dass der Diktator, indem er seine Waffen in zi-
vile Gebiete disloziert, mit dazu beiträgt, dieses Elend her-
beizuführen. Aber da wir dieses wissen, können wir nicht
mehr arglos so tun, als ginge es nur um militärische Ziele.

Wir wissen heute, dass es Zehntausende von Toten und
Millionen von Flüchtlingen geben wird. Das ist ethisch
einfach nicht vertretbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)
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Zum anderen hat der Heilige Stuhl deutlich gemacht,
dass wir alles vermeiden müssen, was den Eindruck er-
weckt, es ginge hier um den fundamentalen Kampf 
der westlich-christlichen Welt gegen die arabisch-
islamische Welt. Auch vor diesem Hintergrund – das ist 
die Rückmeldung aus allen arabischen Staaten – war es
sinnvoll, notwendig und ein mutiger Akt, dessen Be-
rechtigung sich jetzt wieder erweist, dass Frankreich
und Deutschland von Anfang an gesagt haben: Wir be-
harren auf einer friedlichen Lösung; denn alles andere
wäre in der Wahrnehmung – und sei es eine Fehlwahr-
nehmung, denn auch diese wäre Realität – der arabi-
schen Welt so erschienen, als würde sich die gesamte
westlich-christliche Welt gegen die arabisch-islamische
Welt verbünden. Dann hätten wir den Kampf der Kultu-
ren, den wir unbedingt vermeiden müssen. Auch auf
diese Mahnung des Vatikans reagieren wir mit unserer
Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wenn nun immer wieder die Blocklogik der 80er-
Jahre zitiert wird, dann frage ich diejenigen, die so dis-
kutieren, als ginge es hier um eine symmetrische Ausei-
nandersetzung, um den Krieg zwischen Staaten, Blöcken
oder Regionen: Wo ist denn heute der eine und wo der an-
dere Block? Laufen Sie damit nicht in die Falle, indirekt
den Kampf der Kulturen zu propagieren? Tun Sie dies
nicht, wenn Sie sagen: Jeder, der nicht für uns ist, ist ge-
gen uns; alle westlich-christlichen Staaten müssen zu ei-
nem bestimmten Fähnlein eilen? Besteht nicht genau
dann die Gefahr, dass die anderen zu einem anderen
Fähnlein eilen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege Volmer.

Dr. Ludger Volmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Deshalb frage ich mich: Wenn diese Blocklogik heute
nicht mehr bedeutsam ist und nicht mehr wirkt, wenn wir
heute völlig andere, asymmetrische Konfliktstrukturen
haben, wenn es die erste Aufgabe ist, den internationalen
Terrorismus zu bekämpfen, der durch Asymmetrie ge-
kennzeichnet ist, warum dann dieser Rückfall in einen
symmetrischen Staatenkrieg? Das ist Atavismus, ein
Rückfall in eine längst überwundene Historie. Wir brau-
chen eine neue Sicherheitspolitik und eine friedliche Lö-
sung für den Irak. Deshalb unterstützen wir mit Nach-
druck die Politik der Bundesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Wolfgang Schäuble

von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP])

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Das Merkwürdige an dieser Debatte ist der Wi-
derspruch zwischen dem, was wir in den Ausschüssen des
Bundestags diskutieren, was in Kreisen der sich beruflich
mit diesem Thema beschäftigenden Diplomaten und Si-
cherheitspolitiker in der internationalen Gemeinschaft, in
der EU, in der NATO, in der UNO, sowie der Diplomaten
im Auswärtigen Dienst diskutiert wird, dem, was die Jour-
nalisten, die sich kontinuierlich mit Außenpolitik be-
schäftigen, schreiben und kommentieren, und der Stim-
mung in der Bevölkerung.

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung
– das hat er übrigens auch vorher in der SPD-Fraktion an-
gekündigt – gesagt, er setze nicht darauf, was andere
Staatsmänner denken und reden, sondern auf die Stim-
mung in der Bevölkerung. Damit ist die Sache in einer
Demokratie noch nicht abgeschlossen. Aber der Bundes-
kanzler ist daraufhin in mehreren großen deutschen Ta-
geszeitungen mit Wilhelm II. verglichen worden,

(Michael Glos [CDU/CSU]: Na, so was!)

und zwar, weil auch dieser damals viel Zustimmung in der
Bevölkerung hatte, bis weit in das Elend des Ersten Welt-
kriegs hinein. Es war nur leider die falsche Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Widerspruch bei der SPD)

Verantwortliche politische Führung hat – gerade in ei-
ner Frage, in der die Menschen in besonderer Weise be-
troffen sind, die man deshalb ernst nehmen und für die
man Verständnis aufbringen muss – die Aufgabe, den
Menschen zu erklären, welcher Weg nach sorgfältiger
Prüfung wahrscheinlich der sicherere in eine Zukunft von
Frieden und Freiheit ist.

(Zuruf von der SPD: Ja, eben!)

Nun möchte ich Ihnen sagen: Für die Bundesrepublik
Deutschland ist es seit 50 Jahren ganz sicher der bessere
Weg, wenn wir in die zwei folgenden Elemente deutscher
Außenpolitik fest eingebunden sind: in die europäische
Einigung und in die atlantische Partnerschaft. Das ist das
Grundaxiom deutscher Außenpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wer als Regierungschef – ob im Handeln oder nur im Re-
den – dagegen verstößt, gefährdet die Zukunftsinteressen
unseres wiedervereinten Deutschlands.

Durch die Ausführungen des Bundesverteidigungs-
ministers – Herr Bundesverteidigungsminister, ich wün-
sche Ihnen gute Besserung; es war anstrengend für Sie;
ich wünsche Ihnen, dass es Ihnen gesundheitlich bald wie-
der gut geht, und bedanke mich für Ihre Antwort auf
meine Zwischenfrage – ist deutlich geworden, dass nie-
mand in den letzten Monaten von der Bundesrepublik
Deutschland eine weitergehende militärische Beteiligung
an etwa notwendig werdenden Maßnahmen zur Durch-
setzung der Resolution des Weltsicherheitsrates gefordert
hat, als die Bundesregierung im Wesentlichen zu geben
bereit ist. Das ist der Punkt. Das betrifft zum Beispiel
AWACS. 

Dr. Ludger Volmer
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Wir haben in unserem Entschließungsantrag, den wir
anlässlich dieser Debatte vorgelegt haben, darauf hinge-
wiesen. Ich empfehle ihn Ihrer Aufmerksamkeit. Darin
steht, was Sie von der Fraktionsvorsitzenden gerne gehört
hätten; sie hat es übrigens gesagt. In dem Abschnitt „Vor
diesem Hintergrund fordert der Deutsche Bundestag die
Bundesregierung auf“ steht unter dem letzten Spiegel-
strich: 

Für den Fall, dass eine Erzwingung der Resolu-
tion 1441 des Sicherheitsrats mit militärischen Mit-
teln unausweichlich werden sollte, gemeinsam mit
unseren Partnern in der EU diese Maßnahmen im
Rahmen unserer Möglichkeiten 

– dann erfolgt eine Aufzählung –

– wie mit AWACS-Flugzeugen, MEDEVAC-Kräf-
ten, ABC-Spürpanzern, Patriot-Abwehr-Systemen,
der Gewährung von Überflugrechten, dem Schutz
der amerikanischen Basen in Deutschland und mit
Schiffen im Persischen Golf – zu unterstützen und
dabei die verfassungsmäßigen Rechte des Bundes-
tags zu wahren.

Auf Letzteres komme ich gleich zu sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Mehr ist von uns nicht gefordert worden. Warum haben
Sie also Anfang August diese Debatte begonnen, in der
Sie Kriegsängste und antiamerikanische Ressentiments
züchten und schüren? Völlig umsonst, ohne jede Not und
ohne Verantwortung des Regierungschefs!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Allerdings sind wir unseren Partnern – das haben Ihnen
wahrscheinlich Herr Rumsfeld, den auch ich in München
erlebt habe, Herr Lieberman und auch andere gesagt – die
politische Solidarität schuldig geblieben,

(Beifall des Abg. Dirk Niebel [FDP])

und dies auch in der heutigen Regierungserklärung und in
der Rede des Außenministers. 

Herr Außenminister, auch auf Sie komme ich noch zu
sprechen. Es ist schön, dass wir zumindest amtlich einen
Außenminister haben. In der Sache merkt man nichts von
Ihnen. Die außenpolitischen Interessen werden mit Füßen
getreten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie erwecken in jeder Rede den Eindruck, als sei die ei-
gentliche Gefahr für den Frieden die amerikanische Re-
gierung. Das empört unsere amerikanischen Verbündeten;
da haben sie Recht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dass wir 50 Jahre lang in gesichertem Frieden leben
konnten, verdanken wir mehr der amerikanischen Verläss-
lichkeit als den Reden der rot-grünen Friedensbewegung.
Das muss einmal gesagt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Was die richtige Politik ist, darüber kann man lange
diskutieren. Darüber diskutiert man auch in Amerika.

Herr Bundesaußenminister, ich habe Sie vor zwei Wochen
im Auswärtigen Ausschuss gefragt: Gibt es nicht auch
Überlegungen hinsichtlich eines langfristigen Überwa-
chungsregimes, das in jedem Fall im Irak sicherstellen
muss, dass dort, wenn die biologischen Waffen etc. besei-
tigt worden sind, nicht wieder neue erworben werden? In
unserem Antrag steht der Grundgedanke:

Jeder Versuch, nachhaltig und kontrolliert sicher-
zustellen, dass der Irak sein Streben nach Massen-
vernichtungswaffen dauerhaft aufgibt, verdient grund-
sätzlich Unterstützung.

Mit der angeblichen deutsch-französischen Initia-
tive, die vom Kanzler in ein Nachrichtenmagazin
lanciert wurde, ist das Gegenteil erreicht worden,
weil damit nicht die Bereitschaft des Irak zur Ko-
operation gefördert, sondern offenbar der unter
Führung der Vereinigten Staaten von Amerika auf-
gebaute Druck auf den Irak gemindert werden sollte. 

Wenn man eine solche Lösung anstrebt, muss man sie
mit den Amerikanern an der Spitze machen und nicht 
gegen die Amerikaner. Weil Sie jede Initiative gegen die
Amerikaner anstatt gegen Saddam Hussein richten,
schwächen Sie die Vereinten Nationen, schwächen Sie
die NATO und zerstören Sie die europäische Einigung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Um die Sache geht es dabei gar nicht; Sie brauchen uns
wirklich nicht zu unterstellen, wir seien weniger für den
Frieden als Sie und würden die Ängste der Menschen we-
niger ernst nehmen als Sie. Ich habe immer gesagt: Ich bin
evangelischer Christ, aber wenn der Papst sagt, 

(Uta Zapf [SPD]: Grundsätzlich nichts 
Verwerfliches!)

dass die Anwendung militärischer Mittel immer nur das
allerletzte Mittel sein dürfe, und wenn der Papst sagt,
dass Krieg immer ein Versagen der Menschheit ist, dann
hat er wohl Recht. Nur, leider kommt, weil wir Menschen
eben Menschen sind, Versagen häufig vor. Deswegen
müssen wir alles dafür tun, dass es nicht zum Krieg
kommt. Ich bin den beiden Kirchen dankbar, dass sie zum
Frieden mahnen. Wir müssen das ernst nehmen. 

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Und uns nicht daran halten!)

Ich habe dieser Tage jemanden getroffen, der gesagt
hat: Am kommenden Samstag gibt es wieder eine große
Friedensdemonstration. Der Herr Bundestagspräsident
hat schon angekündigt, dass er dabei mitmarschieren wird.
Ich hoffe, Sie beten für den Frieden, dass Saddam Hussein
einlenkt – dann bin ich sehr dafür. Appellieren Sie an Sad-
dam Hussein, einzulenken und sich dem Völkerrecht zu
unterwerfen! Wenn er das tut, dann ist der Friede gesi-
chert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dann hat dieser Gesprächspartner, dem ich begegnet bin,
aber gesagt: Das wird eine Demonstration wie damals
beim NATO-Doppelbeschluss. Da habe ich zu ihm ge-
sagt: Sagen Sie einmal, haben Sie eigentlich heute nicht
das Gefühl, dass alle Befürchtungen der vielen Hundert-
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tausenden, die damals gegen den Vollzug des NATO-Dop-
pelbeschlusses demonstriert haben, nicht eingetreten sind,
sondern dass im Gegenteil – trotz aller Sorgen, die man
auch damals ernst nehmen musste – diejenigen Recht ge-
habt haben, die gesagt haben, dass Festigkeit, Verlässlich-
keit und Partnerschaft der bessere Weg sind, um den 
Frieden für die Zukunft zu sichern? Darauf hat mein Ge-
sprächspartner gesagt: Da haben Sie Recht; das habe ich
inzwischen eingesehen, wir hatten damals Unrecht. Da-
rauf sagte ich: Dann seien Sie doch dieses Mal nicht so si-
cher, möglicherweise werden Sie wieder Unrecht haben! 

Sie können doch nicht bestreiten, dass der Vollzug des
NATO-Doppelbeschlusses die große atomare Bedrohung
durch sowjetische Raketen, die auf unserem Land gelegen
hat, beseitigt hat, und zwar nicht durch Ihre Reden, son-
dern durch unser Handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es wird immer wieder die Frage gestellt: Warum Irak,
ist nicht Nordkorea gefährlicher? – Das mag sein. Wenn
Nordkorea so gefährlich ist, Herr Bundesaußenminister,
dann sollten Sie bald einmal im Sicherheitsrat die Initia-
tive ergreifen, damit er sich damit beschäftigt. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das tut er doch schon!)

Aber warum Irak? – Weil der Irak seit mehr als zehn Jah-
ren durch Beschlüsse des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen, die völkerrechtlich bindende Qualität haben 
– wir reden doch von der Durchsetzung des Völkerrechts –,
verpflichtet ist – ich kann Ihnen die Resolution 1441 noch
einmal vorlesen; es gibt seit 1991 ein ganzes Bündel von
Resolutionen –, sicherzustellen – das kann nur der Irak –,
dass er keine Massenvernichtungswaffen hat und auch
nicht den Besitz von Massenvernichtungswaffen anstrebt.
Dazu muss er die notwendigen Auskünfte liefern und
dazu müssen die Waffen, die er hat, unter der Kontrolle
der UNO-Inspektionen vernichtet werden. Das ist das Ziel
der Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Natio-
nen. 

Die Bedrohung, die sich aus der Verknüpfung von in-
ternationalem Terrorismus und asymmetrischer Kriegs-
führung – und was es in der neuen Unordnung in dieser
globalen Welt sonst noch alles an Bedrohungen gibt – mit
Massenvernichtungswaffen und Trägertechnologien er-
gibt, ist durch den 11. September für die meisten Men-
schen – auch in unserem Lande – noch aktueller sichtbar
geworden. Deswegen finde ich es richtig und nicht falsch,
wenn die Weltgemeinschaft der Vereinten Nationen aus
dem 11. September unter anderem die Konsequenz zieht,
die Durchsetzung dessen, was das Völkerrecht, was die
Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zur
Bekämpfung von Massenvernichtungswaffen im Irak seit
zehn Jahren fordert, ernster zu nehmen, als es uns bisher
gelungen ist. Seit zehn Jahren haben diplomatischer
Druck, Bemühungen und Wirtschaftssanktionen Saddam
Hussein nicht zum Einlenken bewegt. Es wären jetzt
keine Inspektoren im Irak, wenn die Vereinigten Staaten
von Amerika nicht militärischen Druck aufgebaut hät-
ten. Auch das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich hoffe noch immer, dass es eine Chance gibt und
man das allerletzte Mittel nicht anwenden muss. Ich bin
aber ganz sicher, dass es diese Chance nur dann gibt, wenn
die Europäer geschlossen und gemeinsam mit unseren at-
lantischen, unseren amerikanischen Verbündeten und
möglichst gemeinsam in den Vereinten Nationen alle mit-
einander Druck auf Saddam Hussein ausüben. Er ist der
Verantwortliche. An ihm liegt es, ob der Frieden gewahrt
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wer darüber täuscht, schwächt die Chancen für eine
friedliche Lösung. Sie machen durch Ihre Politik den Frie-
den nicht sicherer, sondern den Krieg wahrscheinlicher.
Das ist der Kern der Vorwürfe, die wir gegen Ihre Politik
erheben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Sie haben schweren Schaden in das deutsch-amerikani-
sche Verhältnis gebracht und die atlantische Partnerschaft
als Grundlage unserer eigenen Sicherheit diskreditiert. 

Herr Struck, mit Verlaub, es tut einem weh, wenn ein
Bundesverteidigungsminister so argumentieren muss, wie
Sie es im Zusammenhang mit der Türkei und den Nieder-
landen gemacht haben: Die Türkei hat in den Niederlan-
den wegen der Patriot-Systeme angefragt, über die die
Niederländer gar nicht verfügen. Bei uns hat sie nicht an-
gefragt. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Weil wir welche
haben!)

Deswegen stellen wir den Niederlanden auf die Bitte der
Türkei die Patriot-Systeme zur Verfügung. Machen Sie
sich nicht lächerlich!

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
Winkeladvokat!)

Es gibt nur einen einzigen Grund: Sie haben der Türkei
gesagt, fragt nicht uns, fragt die Niederlande. Die Situa-
tion wurde doch von Ihnen eingeleitet. Sie wollen im
Bundestag nicht die notwendige Zustimmung dafür her-
beiführen. Ich sage Ihnen: Sie haben sie, wir stimmen zu.
Michael Glos hat doch schon erklärt, dass wir das tun wer-
den. Es wird keinerlei Probleme geben. Lassen Sie diese
Mätzchen, denn sie untergraben das Vertrauen in die Ver-
lässlichkeit der Bundesrepublik Deutschland. 

Was denken die Menschen in der Türkei, in den Nie-
derlanden, in Amerika und sonst wo auf der Welt über uns
als Partner? 50 Jahre lang haben wir gesagt, die Amerika-
ner werden verlässliche Partner sein, sie werden uns doch
nicht im Stich lassen, wenn wir bedroht werden. Jetzt
führen wir ein solches Affentheater auf. Das ist eine
Schande für unser Land! Das sollten Sie korrigieren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU – Beifall
bei der FDP)

Ich will auf ein anderes schwieriges Thema eingehen.
Es war die Aufgabe deutscher Außenpolitik in der Nach-
kriegszeit, die deutsch-französischen Beziehungen als
ein Kernelement der europäischen Einigung dauerhaft und
eng mit der atlantischen Partnerschaft zu verbinden. Auch

Dr. Wolfgang Schäuble
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bei der Diskussion über die Präambel des Élysée-Vertrags,
dessen 40-jähriges Jubiläum wir vor ein paar Wochen fei-
erlich begangen haben, ist ein Stück weit der Konflikt zwi-
schen Atlantikern und Gaullisten sichtbar geworden. 

Es war immer unsere Politik, nicht zwischen Paris und
Washington wählen zu müssen, sondern darauf zu achten,
sie miteinander zu verbinden. Sie haben in den letzten
Wochen ohne Sinn und Verstand genau diese Balance auf-
gegeben.

(Michael Glos [CDU/CSU]: So ist es!)
Das ist eine große Gefahr, es schwächt Europa. 

Frankreich ist klug und in der Diplomatie erfahren ge-
nug, um nicht in diese Falle zu treten. Präsident Chirac hat
immer gesagt: Wir werden erst am Schluss darüber befin-
den, wie wir uns entscheiden werden. 

Herr Bundesaußenminister, ich hätte mir das als Koali-
tionspartner nicht gefallen lassen. Sie haben im Sicher-
heitsrat zum ersten Mal den Vorsitz wahrgenommen und
es wurde angekündigt, dass der amerikanische Außenmi-
nister in einer langen Rede zusätzliche Beweise, Hinweise
oder sonstige Belege vorlegt. Bevor Sie die Sitzung eröff-
net hatten, erklärte der Regierungssprecher in Berlin, dass
sich, was auch immer der amerikanische Außenminister
vortragen und vorlegen werde, an der Haltung der Bun-
desregierung nichts ändern werde. Das ist ein solcher Af-
front gegen den Sicherheitsrat und gegen Sie, dass Sie das
einfach nicht akzeptieren dürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Auch die Tonart der Regierungserklärung ist ganz

wichtig. Die Tonart und die Entschlossenheit des Kanz-
lers heute morgen waren fest gegen unsere Verbündeten
gerichtet. 

(Ute Kumpf [SPD]: Die war gut! Was ist 
dagegen zu sagen?)

– Ich möchte Sie geradezu beschwören und an Sie appel-
lieren: Erwecken Sie nicht länger den Eindruck, als würde
Deutschland unter dieser Regierung wieder einen Son-
derweg gehen. Der deutsche Weg, der Weg, den Sie ein-
schlagen wollen, führt in die Irre. Er führt uns nicht
zurück zu Wilhelm II., aber er führt uns in eine Zukunft,
in der Sicherheit und Frieden weniger gesichert sind, als
es bisher der Fall ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Wir müssen auf dem Weg verlässlicher Partnerschaft

bleiben. Wir müssen europäische Einigung und atlanti-
sche Partnerschaft zusammenhalten. Je mehr eigene
Beiträge wir übrigens auch zur atlantischen Partnerschaft
leisten und je weniger Kritik wir üben und je weniger Rat-
schläge wir unseren amerikanischen Verbündeten ertei-
len, umso eher werden wir mit unseren Argumenten im
transatlantischen Dialog Gehör finden können. Wer selber
außer Rat und Nörgelei nichts zu bieten hat,

(Lachen bei der SPD)
sondern nur solche Mätzchen macht, wie Patriots über die
Niederlande in die Türkei zu schicken,

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Das ist
jetzt wunderbar!)

der muss sich nicht wundern, wenn er in Amerika nicht
mehr als relevant angesehen werden wird.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: So ist es!)
Dies liegt nicht im deutschen Interesse und dies dient

auch nicht der atlantischen Partnerschaft. Wir schwächen
damit die Vereinten Nationen und machen den Frieden
nicht sicherer.

Herr Bundeskanzler, wo immer Sie im Augenblick sit-
zen mögen, aber der Vizekanzler vertritt Sie

(Abg. Gerhard Schröder [SPD] erhebt sich –
Joseph Fischer, Bundesminister: Der Bundes-
kanzler sitzt da drüben bei den Abgeordneten! –
Michael Glos [CDU/CSU]: Da soll er blei-
ben! – Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]:
Ist er schon zurückgetreten? – Joseph Fischer,
Bundesminister: Sein Vorgänger hat oft zwi-
schen den Abgeordneten Platz genommen!)

– schön –, ich wollte Sie nur ansprechen, denn mein letz-
tes Wort in dieser Rede sollte ein Appell, eine Bitte an Sie
sein: Es geht um zu wichtige Entscheidungen für die Zu-
kunft unseres Landes, als dass Sie der Versuchung nach-
geben sollten, Stimmungen in der Bevölkerung einfach
nur für kurzfristige Zwecke zu nutzen. Setzen Sie die Pri-
oritäten im Sinne verantwortlicher Regierungspolitik

(Joseph Fischer, Bundesminister: Das sagt aus-
gerechnet Schäuble!)

im Interesse der Zukunft unseres Landes und klären Sie
die Menschen entsprechend auf und informieren Sie sie. 

Auch in der Demokratie besteht eine Führungsver-
antwortung. Es kann nicht sein, dass wir jeder Stimmung
nachgeben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Ute
Kumpf [SPD]: Das sagt einer von der CDU!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Schäuble, kommen Sie bitte zum

Schluss.

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 
Sie schüren am Ende nur die Ängste der Menschen,

statt dass Sie den Menschen mehr Vertrauen und mehr Zu-
versicht dahin gehend vermitteln, dass wir mit einer Poli-
tik der Verlässlichkeit und Berechenbarkeit auch in der
Zukunft in der Lage sein werden, Frieden, Sicherheit und
Freiheit für unser Land zu garantieren.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – 
Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Gert Weisskirchen von

der SPD-Fraktion.

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-
ber Kollege Schäuble, hören Sie bitte kurz zu, damit ich
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aufnehmen kann, was Sie gesagt haben. Sie sind es, der
hier gesagt hat, diese Bundesregierung verfolge einen
Sonderweg.

Das sagen Sie gerade in diesem Saal, in dem es Sozi-
aldemokraten gegeben hat, die den Sonderweg verurteilt
haben, den die Konservativen nach rechts zu den Deutsch-
nationalen gegangen sind. Das war ein Teil Ihrer Partei
und das ist Ihre Vergangenheit. Dorthin gehören Sie.

(Beifall bei der SPD – Friedrich Merz
[CDU/CSU]: Sie sind ein Schwätzer!)

Das sagen Sie der Sozialdemokratie.
(Zuruf von der CDU/CSU: Schlimmer als

Stiegler!)
Herr Dr. Schäuble, Sie haben zu Beginn vom Anti-

amerikanismus gesprochen. Ich frage Sie: Wer war denn
in der Weimarer Republik derjenige,

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Hören Sie
auf!)

der nach Wilson die Verbindung zu den USA
(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Man fragt sich

doch, wer was getrunken hat!)
– hören Sie genau zu – gehalten hat, der dafür gesorgt hat,
dass in der Weimarer Republik wenigstens die Chance auf
eine Demokratie aufrecht erhalten worden ist? Diese Ver-
bindungslinie gehört zur Sozialdemokratie und nicht zur
rechten Seite dieses Parlamentes! Das will ich Ihnen ein-
mal ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD – Ernst Hinsken [CDU/
CSU]: Ein bisschen lauter bitte!)

Zur Außenpolitik. Ich kann mich noch sehr gut da-
ran erinnern – vielleicht erinnern auch Sie sich, Herr 
Dr. Schäuble –, als es darum ging, den KSZE-Prozess zu
erfinden, der mit dafür gesorgt hat, dass die Mauern in 
Europa eingestürzt sind. Wo war denn da die Union? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wo war sie, als diese Alternative entwickelt wurde? Nein,
so einfach können Sie es sich nicht machen, lieber Kol-
lege Dr. Schäuble.

Ich komme zu einem zweiten Punkt, der von Ihnen an-
gesprochen wurde und der mich sehr verwundert hat. Sie
haben der Bundesregierung in der Debatte Pazifismus
vorgeworfen. Wer hat denn schon 1998, also noch in
Bonn, versucht, den Weg zu ebnen – das war für uns un-
geheuer schmerzhaft; wir haben es zum Teil miterlebt und
mit erlitten –, dass der Einsatz des Militärs, eingebettet in
einen politischen Prozess, zulässig und vielleicht sogar
notwendig ist, um Diktatoren zu Fall zu bringen? – Es war
diese Regierung, die dafür gesorgt hat, dass diese Chance
genutzt wurde!

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Ohne 
eigene Mehrheit!)

Pazifismus kann man uns nicht vorwerfen und Anti-
amerikanismus genauso wenig.

Erinnern Sie sich daran, was vor zwei Tagen zum Bei-
spiel Dustin Hoffman hier in Berlin gesagt hat. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das war wohl auch antiamerika-
nisch!)

Ist das etwa auch antiamerikanisch?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ist es antiamerikanisch, wenn zum Beispiel der ehe-
malige Präsident Jimmy Carter in diesen Tagen genau die
Alternative beschreibt, die die Bundesregierung gemein-
sam mit Frankreich und anderen Ländern im Weltsicher-
heitsrat endlich zur Geltung zu bringen versucht? Ist das
etwa antiamerikanisch? – Nein!

(Zuruf des Abg. Christian Schmidt [Fürth]
[CDU/CSU])

– Lieber Genosse!

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

– Pardon, entschuldigen Sie bitte diesen Fehler, lieber
Herr Schmidt.

(Christian Schmidt [Fürth][CDU/CSU]: Solche
Verunglimpfungen wollen wir doch bitte unter-
lassen! – Eckart von Klaeden [CDU/CSU]:
„Genosse Glos“ wollte er sagen!)

Sie haben vielleicht gelesen, woher der Ursprungsge-
danke stammt, der nun auch von der Bundesregierung
verfolgt wird. Die Idee stammt aus dem Carnegie
Endowment for International Peace. Im August des
Jahres 2002 wurde dies als eine denkbare Alternative vor-
geschlagen, um die bisherigen Inspektorenregimes zu
verändern und zu verbessern, damit Saddam Hussein die
Chance auf Massenvernichtungswaffen verliert. Das ist
die Alternative, die auch in den USA längst bekannt ist.

In der „Washington Post“ war vor zwei Tagen von 
Jessica Mathews, der Präsidentin von Carnegie Endow-
ment, zu lesen. Sie beschreibt dort Punkt für Punkt – es ist
in vielen Teilen also identisch –, was im Weltsicherheits-
rat von Paris und Berlin gemeinsam formuliert wird. Was
ist denn daran antiamerikanisch, wenn wir eine Debatte,
die es in den USA gibt, aufnehmen und zu einer wirkli-
chen Alternative entwickeln? Ich kann keinen Antiameri-
kanismus erkennen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stehen an einer
wirklichen Weggabelung. Wir sollten wenigstens noch
eine Sekunde darüber nachdenken, ob das, was morgen
Hans Blix und Mohammed al-Baradei vor dem Welt-
sicherheitsrat berichten werden – nämlich dass sich durch
die Inspekteure eine Chance abgezeichnet hat –, genutzt
werden kann. Wir wissen natürlich nicht im Detail, was
die Inspekteure morgen berichten werden. Soweit wir bis-
her gehört haben, sagen auch sie, dass der Irak begonnen
hat, sich an die Forderungen, an die Vorschläge, an den
Willen und an die Erfüllung dessen, was Resolution 1441
verlangt, anzunähern. Das ist noch lange nicht genug, das
wissen wir doch auch. Deswegen kommt es darauf an, die
Frage nach der Alternative zu stellen: Heißt die Alternative
Krieg oder Fortsetzung einer robusten Inspektorenrolle?

Gert Weisskirchen (Wiesloch) 
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Gert Weisskirchen (Wiesloch) 

Die Alternative heißt für uns ganz eindeutig und klar: Alle
Instrumente, die es innerhalb dieses Rahmens gibt, müs-
sen voll ausgenutzt werden, damit die Alternative Krieg
vermieden werden kann. Das ist der entscheidende Punkt,
um den es jetzt geht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Ihnen das, was
Karol Wojtyla dazu gesagt hat, nicht reicht, nämlich dass
der Krieg in der Tat eine Niederlage der Menschlich-
keit und der Menschheit wäre – ich finde gut, Herr 
Dr. Schäuble, dass Sie das bestätigt haben –, nehmen Sie
doch die Debatte, die gegenwärtig im amerikanischen
Kongress läuft, wo in einem Hearing die Frage beant-
wortet werden soll: Was geschieht eigentlich danach, falls
es zu einem Krieg käme? Man liest und hört von manchen
Kollegen, wenn der Irak falle, werde ein Dominostein fal-
len, alle anderen Dominosteine in der Region würden
dann auch fallen, dann werde es Demokratie und Harmo-
nie in der Region geben, die Region werde befriedet sein.
Das ist in der Tat auch gesagt worden; aber, entschuldigen
Sie, das löst doch die Probleme nicht. Besteht nicht eher
die Gefahr, dass, wenn es einen Krieg gegen den Irak
gäbe, danach eine Fülle zusätzlicher Probleme auftreten
könnte, viel gefährlichere als die, auf die wir jetzt durch
Eindämmungspolitik eine andere Antwort zu finden ver-
suchen?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Mister Christoph hat
in der „Herald Tribune“ vor einigen Tagen die Frage ge-
stellt, ob es denn einen besseren Weg gebe als den Krieg.
Die Antwort hat er selber in der Überschrift gegeben: Ja,
Containment, Eindämmung, ist die bessere Alternative,
und darum geht es. Diese Alternative zur Geltung kom-
men zu lassen, darum müssen wir uns bemühen. Dafür
setzen wir uns ein, und deswegen sagen wir: Das, was die
Bundesregierung tut, ist genau das, was nicht nur die
Menschen, die in Deutschland, ja in Europa leben, son-
dern auch die Fraktionen des Deutschen Bundestages, die
die Regierung tragen, wünschen. Wir fordern es und wir
setzen die gesamte politische Kraft, über die wir verfügen,
ein, damit die Regierung Erfolg hat und der Krieg am
Ende vermieden wird. Das ist die zentrale Botschaft, die
heute hier im Deutschen Bundestag von uns ausgeht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Petra Pau.

Petra Pau (fraktionslos): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Warum reden wir eigentlich nicht Klartext? Denjenigen,
die meinen, jetzt sei Krieg angesagt, geht es nicht um
Menschenrechte. Es geht ihnen auch nicht um einen Dik-
tator namens Hussein. Es geht um eine militärische Neu-
ordnung der Welt, wieder einmal.

Ich stimme allen zu, die sagen: Die Welt muss neu und
besser geordnet werden. Ich stimme auch allen zu, die sa-

gen: Menschenrechte sind ein unteilbares Gut. Und ich
stimme allen zu, die sagen: Gerechtigkeit, allemal soziale,
ist ein hoher, aber durch Diktatoren wie Saddam Hussein
unterdrückter Wert. 

Aber all das steht nicht auf der Tagesordnung, auch
nicht in der Debatte, die wir heute Vormittag hier führen.
Der Streit geht darum, ob Deutschland den Vorhaben und
den Vorgaben der US-Administration folgen soll oder
nicht. Die CDU/CSU will dabei sein, an der Seite von
Bush und Rumsfeld, notfalls gegen die UNO. Die PDS
will das nicht. Soweit ich es beurteilen kann, will es Rot-
Grün auch nicht. Aber viel wichtiger ist: Dreiviertel aller
Deutschen wollen das nicht.

Ich komme gleich direkt zur Irakfrage. Vorher will ich
allerdings noch auf Vorwürfe eingehen, die offensichtlich
aus der Propagandazentrale der CDU stammen. Es ist
wirklich absurd, liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn
Sie erneut die antiamerikanische Keule gegen alle
schwingen, die einem Kriegskurs nicht folgen wollen.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch 
[fraktionslos])

Nach demselben Denkmuster wären Sie antifranzösisch. 

Frau Merkel, Ihr Stiefvater, Herr Adenauer, würde Sie
enterben, wenn er das, was Sie heute hier aufführen, noch
erleben müsste. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frakti-
onslos] sowie bei Abgeordneten der SPD)

Genauso gefährlich ist der Versuch, Europa in ein altes
und ein neues Europa, je nachdem, welcher Staat den Be-
fehlswünschen der USA folgt oder nicht, einzuteilen. Ich
finde, ein altes Europa mit einem neuen Denken ist besser
als eine neue Welt mit einem alten Denken. Deutlicher ge-
sagt: Krieg löst keine Probleme. Kriege potenzieren Pro-
bleme. Das gilt auch in Bezug auf den Irak. Deshalb sollte
der Bundestag heute einen einzigen klaren Satz be-
schließen: Deutschland wird sich weder direkt noch indi-
rekt an einem Krieg im Irak beteiligen. Mit einem klaren
Ja zu diesem schlichten, aber sehr wichtigen Satz wären
Sie übrigens auch wieder auf dem Boden des Grundge-
setzes. Den verlassen Sie nämlich, wenn Sie über eine
Kriegsbeteiligung jenseits des Völkerrechts reden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU,
Sie haben sich vorhin sehr aufgeregt. Wer aber über
Präventivkriege schwadroniert, wie Sie es tun, der be-
wegt sich jenseits des Völkerrechts und des Grundgeset-
zes. Deshalb ist der Vorwurf, Sie befänden sich auf
Kriegspfaden, so unbegründet nicht. Sie selbst bieten
doch die Argumente für solche Vorwürfe. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch 
[fraktionslos])

Wir reden hier übrigens nicht nur über einen möglichen
Krieg gegen den Irak. Wir debattieren auch über die Zu-
kunft der UNO. Die US-Führung hat unmissverständlich
erklärt: Ist die UNO mit uns, dann ist das okay, ist die
UNO nicht mit uns, dann ist das egal. Wer vor diesem
Hintergrund wie Sie von der Opposition zur Rechten die
bedingungslose Solidarität einfordert, der startet zugleich
einen Angriff auf die Vereinten Nationen. 
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Die PDS ist grundsätzlich gegen einen Krieg; das ist
bekannt. Ich bin fest davon überzeugt, dass am nächsten
Samstag Millionen Menschen – unter anderem auch in
Berlin ab 12 Uhr – erneut ihr Nein zum Krieg demons-
trieren werden. Ich fände es gut, wenn sich viele von uns
dort wiederfinden würden, um gemeinsam mit den vielen
Menschen, die sagen, dass Krieg kein Mittel ist, auf die
Straße zu gehen, um das sehr deutlich zu unterstreichen. 

Danke schön. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [fraktions-
los] sowie bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Christoph Zöpel von

der SPD-Fraktion. 

Dr. Christoph Zöpel (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Uns alle hier und auch alle, die in anderen Län-
dern des westlichen Bündnisses – also selbstverständlich
auch in den USA – derzeit darum ringen, dass der Westen
in der Welt weiter prägend sein kann, leiten beste Motive.
Jenseits mancher parteipolitischer Kontroversen geht es
darum. 

Ich glaube nur, wenn wir im Westen darüber reden, was
der Westen ist, dann sollten wir als erstes feststellen, dass
er kein regionaler Ausschnitt dieser Welt, sondern eine
universelle Geisteshaltung ist. Im Westen herrscht vor 
allem die Überzeugung, dass das Lebensrecht und die
Würde jedes Menschen, sei er Amerikaner, Deutscher,
Iraker, Israeli oder Palästinenser, überall gilt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Westen wird nur Erfolg haben, wenn er das vermitteln
kann. 

Zum Westen gehört auch unsere Geistesgeschichte,
zum Beispiel die französische Revolution, die Erklärung
der Menschenrechte und der Gedanke des permanenten
Friedens, der zuerst in Frankreich – bereits im Jahre 1713 –
durch Saint Pierre und später durch Kant formuliert
wurde. Dazu gehört auch die Überzeugung, dass Demo-
kratien miteinander reden. Wenn das die Werte sind, um
die wir hier ringen, kommen wir weiter. Zu diesem Rin-
gen gehört auch, zu erkennen, wo die Gefährdungen des
Westens liegen. Es ist unstreitig, dass es die Gefährdung
durch den Terrorismus gibt. Es gibt aber auch andere Ge-
fährdungen. Sie liegen dann vor, wenn wir die Universa-
lität des Westens nicht praktizieren. 

Die „Süddeutsche Zeitung“ ist heute mehrmals ge-
nannt worden. Sie hat weise und weniger weise Autoren.
Ich zitiere einen sehr weisen Autor, Heiner Geißler:

Heute steht der Westen vor dem psychologischen
und politischen Problem, dass die Zahl der Men-
schen, die den westlichen Regierungen, vor allem
der amerikanischen, mit Argwohn begegnen und ih-
nen von der Folter bis zum Angriffskrieg jedes Un-

recht zutrauen, weltweit rapide zunimmt – auch in
Europa und den USA. Das Misstrauen geht so weit,
dass viele inzwischen davon überzeugt sind, dass die
USA ihre Kriegsdrohung gegen den Irak auch dann
wahrnehmen, wenn gar keine Massenvernichtungs-
waffen gefunden werden.

Das ist so exzellent formuliert, dass ich Heiner Geißler zi-
tieren wollte, weil ich jedem Satz zustimme. 

In dieser Situation ist es für den Westen eine Heraus-
forderung, zu erreichen, dass wir die Basis dessen, was
wir leben wollen, der Welt nicht doppelbödig, sondern
eindeutig vermitteln. Dazu sollten wir alle einen Beitrag
leisten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dazu gehört, dass ein Militärschlag – ich gehe weiter –,
ein Krieg, der Zehntausende von Ziviltoten fordern
könnte, wirklich nur die Ultima Ratio sein kann, wenn al-
les, aber auch alles versucht wurde, um ihn zu verhindern.
Das ist die Position, die die Mehrheit dieses Hauses hof-
fentlich teilt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Weg, das zu erreichen – auch da nehme ich Heiner
Geißler auf –, hat für Europa zwei Elemente. Das eine
Element ist, dass Europa weiß, was Krieg gegen die Zi-
vilbevölkerung bedeutet. Kein Land hat ihn mehr als
Deutschland verschuldet und Millionen Europäer haben
ihn gemeinsam erfahren. 

Heiner Geißler nennt als zweites Element, das man
auch schon bei Kant findet, die Vernunft, die Basis für
Menschenrechte. Sie lässt sich nur durch den öffent-
lichen Dialog durchsetzen. Sie werden nun lächeln:
Heiner Geißler empfiehlt dazu den Gebrauch der Medien.
Alles, was im „Spiegel“ stand, war für mich ein Beitrag
zur Vernunft. Ich will das sehr deutlich sagen. Alles, was
ansonsten dazu angemerkt wird, bringt nichts. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Jetzt zitiere ich
Herrn Klose!)

In der Debatte, die wir hier führen, hat mich der Satz
überrascht, die Fragen internationaler Politik und von
Krieg und Frieden hätten niemals Wahlkämpfe berührt.
Herr Kollege Westerwelle, Sie sind deutlich jünger als
ich. Daher kann ich Ihnen nicht anrechnen, dass Sie die
50er-Jahre nicht kennen. Aber auch die Geschichtsbücher
können Sie nicht gelesen haben. Die politische Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland war durch De-
batten und Wahlkämpfe über Außenpolitik geprägt. 

(Beifall bei der SPD)

Stunden dieses Parlaments, die in Erinnerung geblieben
sind, waren davon bestimmt. Sie beinhalteten auch immer
die Möglichkeit – sie ist oft eingetreten –, dass derjenige,
der Anklage erhoben hat, irrte, oder auch derjenige, der
sich verteidigt hat. 

Ein Sozialdemokrat, den viele Konservative heute für
sich in Anspruch nehmen möchten, Kurt Schumacher, hat
zu Konrad Adenauer „Kanzler der Alliierten“ gerufen,
weil er Angst hatte, deutsche Politik könne zu einseitig an

Petra Pau



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 25. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Februar 2003

Dr. Christoph Zöpel

die Amerikas geklammert sein. Er hat wahrscheinlich ge-
irrt; denn entgegen den Annahmen der Sozialdemokraten
ist es Adenauer gelungen, diplomatische Beziehungen zu
Russland aufzunehmen und die Kriegsgefangenen
zurückzubringen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)
Aber die Debatte war notwendig.

Es gab die Debatte über den Élysée-Vertrag. Sie war
hauptsächlich von Ihnen von CDU und CSU initiiert.
De Gaulle war über das verzweifelt, was die Hälfte von
CDU/CSU über den Élysée-Vertrag gesagt hat. De Gaulle
selber hat erklärt, dass die Präambel den Vertrag aufhebe.
Es ist nicht unrichtig, an dieser Stelle darüber nachzuden-
ken, ob Europa im Bündnis nicht teilweise andere Inte-
ressen als die Vereinigten Staaten hat. Das hat de Gaulle
zusammen mit denjenigen in Deutschland, die für ihn wa-
ren, besser erkannt, als es anderen gelungen ist. 

(Beifall bei der SPD – Dr. Wolfgang Schäuble
[CDU/CSU]: Die SPD hat der Präambel zuge-
stimmt!)

– Es geht mir um Debatten. Sie sind sehr wichtig. Ent-
schieden wird nach der demokratischen Mehrheit. 

Wir haben eine Debatte darüber gehabt, ob der KSZE-
Vertrag Europa weiterbringen würde. Eine der beiden Par-
teien, die hier eine Fraktionsgemeinschaft führen, hat ihn
bis zuletzt für eine Gefährdung des Bündnisses gehalten.
Wie man heute sieht, haben sie offensichtlich Unrecht ge-
habt. Diese Debatten gab es immer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Um die Ratifizierung der Verträge, die die Regierung
Brandt mit Osteuropa abgeschlossen hat, hat es nach Auf-
lösung des Bundestages einen heftigen Wahlkampf gege-
ben. Herr Kollege Westerwelle, man muss also schon
ziemlich daneben sein, um zu behaupten, es habe nie
außenpolitische Wahlkampfdebatten gegeben.

(Beifall bei der SPD)
In der aktuellen Debatte gibt es historische Vergleiche,

die durchaus zutreffen können, und falsche Feuilletonis-
ten dürfen schreiben, was sie wollen; Politiker hingegen
sollten vorsichtiger sein. Es ist schon abwegig, wenn auch
nur zitiert wird, dass eine Persönlichkeit des 19. Jahrhun-
derts, die Agadir mit dem Panzer erreichen wollte und
Fregatten in die Welt schickte, mit Gerhard Schröder zu
vergleichen sei. Es ist ganz abwegig! Hier geht es um den
Frieden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wer das deutsche Bemühen um Frieden, das in der Welt
auffällt, mit einer deutschen Politik vergleicht, die Panzer
und Fregatten in die Welt schickte, sollte ein wenig in sich
gehen, um es vorsichtig zu formulieren. 

(Beifall bei der SPD)
Worum geht es in der sicherheitspolitischen Auseinan-

dersetzung im Kern? Im Kern geht es um die Logik des
Kalten Krieges. Der Kalte Krieg ist aus einer sicher-
heitspolitischen Logik entstanden: Wenn ein Gegner uns

gegenüber das Schlimmste unternimmt, dann erfolgt ein
Militärschlag. Diese Logik kann aber nur dann funktio-
nieren, wenn auch die Option besteht, dass der Militär-
schlag vermeidbar ist. Es gab und gibt in der amerikani-
schen Debatte zu viele Stimmen – auch Geißler sieht das
so –, die den Präventivschlag als einzige, unvermeidbare
Möglichkeit formuliert haben. Deshalb war und ist es not-
wendig, dass die zwingende Alternative zum vernichten-
den Schlag bzw. die Möglichkeit, ihm zu entgehen, auch
gegenüber Saddam Hussein zum Ausdruck gebracht wird.
Das tut diese Regierung und das tut Frankreich. 

Über den Satz, Deutschland isoliere sich in der Völ-
kergemeinschaft, würde ich einmal nachdenken, Herr
Kollege Westerwelle.

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Ja, das habe
ich vorher gemacht!)

Wörtlich genommen bedeutet er, dass mehr als 1 Milli-
arde Chinesen, Russland, Frankreich und derzeit weitere
Mitglieder des Sicherheitsrats nicht zur Weltgemeinschaft
gehören. Diese Logik steht dahinter. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Wir bespre-
chen es hier noch einmal!)

– Dass die Chinesen zur Weltgemeinschaft gehören, wer-
den doch nicht einmal Sie bestreiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Markus
Löning [FDP]: Das ist ja unerträglich, was Sie
hier sagen!)

Jetzt zu Europa: Es ist nicht schön, dass es derzeit
keine gemeinsame europäische Außenpolitik gibt. Aber
bleiben wir doch bei den Fakten. Zehn Regierungschefs
quer durch die politischen Lager haben nicht unterschrie-
ben, als eine amerikanische Zeitung – die übrigens kein
diplomatischer Akteur ist – dazu aufgefordert hat. Fünf
Regierungschefs haben unterschrieben. Wir sind glück-
lich und zufrieden, dass wir der Mehrheit der zehn an-
gehören statt der Minderheit der fünf, zu denen zu
gehören Ihnen von CDU und CSU ein echtes Anliegen ist.
So viel zur Europäischen Union.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme zu meiner letzten Bemerkung, die ich sehr
ernst meine. Es geht um das europäische Sicherheits-
interesse. Die Vereinigten Staaten und Europa befinden
sich in geohistorischer und geopolitischer Hinsicht in ei-
ner unterschiedlichen Situation. Wenn sich in den Län-
dern mit mehrheitlich islamischer Bevölkerung der Ein-
druck durchsetzte, es ginge um einen Krieg des Westens
gegen den Islam, dann sind die Antworten nicht mit den
traditionellen militärischen, sondern mit polizeilichen
Mitteln zu geben. Wir sind wesentlich gefährdeter als die
Vereinigten Staaten. Zwischen den Vereinigten Staaten
und dem Kern der islamischen Länder liegt der Atlanti-
sche Ozean. Zwischen uns und den islamischen Ländern
hingegen liegt eine nicht kontrollierbare Grenze. 

(Dirk Niebel [FDP]: Richtig! Es können auch
Biowaffen hereinkommen! Die anderen haben
sie bloß noch nicht eingesetzt!)

– Die gibt es in mehr Staaten als dem Irak. Auch wenn sie
dort entfernt würden, wäre die Gefahr nicht gebannt. Un-
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sere Hauptgefährdung besteht darin, dass handlungsun-
fähige islamische Staaten nicht mehr in der Lage sind, bei
der Kontrolle von Menschenströmen, von normaler Kri-
minalität, von Gewaltkriminalität und der Kontrolle von
mit Migration verbundener terroristischer Aktionen mit
uns zu kooperieren. Darin besteht die eigentliche Gefähr-
dung, vor der die Menschen Angst haben. 

Meine Wertschätzung der Experten in München, die oft
zitiert wurden, hat sehr gelitten. Kein einziger dieser Ex-
perten ist auf die wirkliche Gefährdung Europas durch eine
auf den Missbrauch einer Religion gestützte, mit Gewalt
und möglicherweise mit Terrorismus verbundene Migra-
tion eingegangen. Das aber ist die Sicherheitsanalyse, die
wir brauchen. Die entsprechende Sicherheit werden wir nur
bekommen, wenn die islamische Welt uns glaubt. Jeder tote
Moslem ist genauso ein unersetzliches Opfer wie jeder tote
Christ und jeder tote Agnostiker. Ich meine, das sollte die
Basis der notwendigen Verständigung sein.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-

ßungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf der Druck-
sache 15/434. Die Fraktion der CDU/CSU verlangt na-
mentliche Abstimmung. Ich bitte die Schriftführerinnen
und Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen.

Haben die Schriftführerinnen und Schriftführer die
Plätze eingenommen? Können Sie mir ein Zeichen ge-
ben? – Gut. Dann eröffne ich die Abstimmung. 

Hat noch ein Mitglied des Hauses seine Stimme nicht
abgegeben? – Sind jetzt alle Stimmen abgegeben? – Dann
schließe ich den Wahlgang und bitte die Schriftführe-
rinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen. Das Ergebnis der Auszählung wird Ihnen später be-
kannt gegeben.1)

Wir setzen die Abstimmungen fort: Abstimmung über
den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache
15/421 mit dem Titel „Europa und Amerika müssen zu-
sammenstehen“. Auch hier ist namentliche Abstimmung
vorgesehen.

Die Schriftführerinnen und Schriftführer sind noch an
ihren Plätzen. Ich eröffne die Abstimmung.

Wir befinden uns in der zweiten namentlichen Abstim-
mung. Anschließend wird der nächste Tagesordnungs-
punkt aufgerufen. Eine dritte namentliche Abstimmung
erfolgt erst zu späterer Zeit.

Haben jetzt alle Kolleginnen und Kollegen ihre
Stimme abgegeben? – Das scheint der Fall zu sein. Ich
schließe die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Auch
das Ergebnis der zweiten namentlichen Abstimmung wird
Ihnen später bekannt gegeben.2)

 

Ich gebe Ihnen noch das von den Schriftführerinnen
und Schriftführern ermittelte Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung über den Entschließungsantrag zu
der Abgabe einer Regierungserklärung durch den Bun-
deskanzler zur aktuellen internationalen Lage bekannt.
Antragsteller war die CDU/CSU-Fraktion. Abgegebene
Stimmen 572. Mit Ja haben gestimmt 268, mit Nein ha-
ben gestimmt 301 bei drei Enthaltungen. Der Entschlie-
ßungsantrag ist damit abgelehnt. 

Dr. Christoph Zöpel

1) Seite 1909 D
2) Seite 1914 D
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Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen: 572;
davon

ja: 269
nein: 300
enhalten: 3

Ja

CDU/CSU
Ulrich Adam
Ilse Aigner
Peter Altmaier
Dietrich Austermann
Norbert Barthle
Dr. Wolf Bauer
Günter Baumann
Ernst-Reinhard Beck 

(Reutlingen)
Veronika Bellmann
Dr. Christoph Bergner
Otto Bernhardt
Dr. Rolf Bietmann
Clemens Binninger
Renate Blank
Peter Bleser
Antje Blumenthal
Dr. Maria Böhmer
Jochen Borchert
Wolfgang Börnsen 

(Bönstrup)
Wolfgang Bosbach
Dr. Wolfgang Bötsch
Klaus Brähmig
Dr. Ralf Brauksiepe
Helge Braun
Monika Brüning
Georg Brunnhuber
Verena Butalikakis
Hartmut Büttner 

(Schönebeck)
Cajus Caesar
Peter H. Carstensen 

(Nordstrand)
Gitta Connemann
Leo Dautzenberg
Hubert Deittert
Albert Deß
Vera Dominke
Thomas Dörflinger
Marie-Luise Dött
Maria Eichhorn
Rainer Eppelmann
Anke Eymer (Lübeck)
Georg Fahrenschon
Ilse Falk
Dr. Hans Georg Faust
Albrecht Feibel
Enak Ferlemann
Ingrid Fischbach
Hartwig Fischer (Göttingen)
Dirk Fischer (Hamburg)
Axel E. Fischer 

(Karlsruhe-Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Klaus-Peter Flosbach
Herbert Frankenhauser
Dr. Hans-Peter Friedrich

(Hof)

Erich G. Fritz
Jochen-Konrad Fromme
Hans-Joachim Fuchtel
Dr. Jürgen Gehb
Norbert Geis
Roland Gewalt
Eberhard Gienger
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, gebe ich Ih-

nen das von den Schriftführerinnen und Schriftführern
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung
über den Antrag „Europa und Amerika müssen zusam-
menstehen“, Drucksache 15/421, bekannt. Abgegebene
Stimmen 570. Mit Ja haben gestimmt 231, mit Nein ha-
ben gestimmt 302, Enthaltungen 37. Der Antrag ist damit
abgelehnt.

Wir fahren fort in der Debatte. Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Peter Götz.

(D)

1914

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen: 571;
davon

ja: 232
nein: 302
enhalten: 37
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